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Dritte Pltmr-CMmisfwiissitMll
im Stöndehausezu Düsseldorf, am Montag, den 1b November 1886.

Landtags-Marschall: Meine Herren! Es beschäftigt uns also zunächst die Behandlung
der drei Gesetze, die uns im Anschlußan unsere Hypothekengesetzgebung, die wir vor zwei Jahren
hier berathen haben, zur Begutachtungvorgelegt sind, und an zweiter Stelle — dazu würden
wir wohl heute Nachmittag kommen — die Behandlung der Petitionen wegen des Petersberges
ini Siebengebirge, Ich habe Ihnen schon in der letzten Plenarsitzung mitgetheilt, daß von Seiten
des Herrn Landtags-Commissariusund auch direkt seitens des Herrn IustizministersDr. Friedberg
die Anzeigegemachtworden ist, daß der Herr Geheime Iustizrath Stolterfoth im Auftrage des
Herrn Iustizministers die Vorlagen vertreten wird. Ick habe die Ehre, Herrn Geheimrath
Stolterfoth einzuführenund ihn hier in Ihrem Namen zu begrüßen. Außerdem habe ich natürlich
auch den Herrn Oberpräsidentenzu dieser Sitzung wieder eingeladen.

Meine Herren! Wir treten nunmehr in die Berathung der drei Gesetze ein, die ich eben
bezeichnet habe. — Ich gebe zur Eröffnung der Generaldiskussionüber diese GesetzeHerrn
Landesrath Küster das Wort.

Landesmth Küster: Meine Herren! Es werden Ihnen drei Gesetzentwürfe zur Begut¬
achtung vorgelegt; der erste betrifft das Nangorduungsverfahren, der zweite das Reinigungs-
nebst Ucbergebotsv'erfahrenund der dritte das Theilungsverfahren und den gerichtlichen Verkauf
der Immobilien. Was den ersten Gesetzentwurf anlangt, fo mache ich darauf aufmerksam,daß
das Rangordnuugsverfahren die Vertheilung des Immobiler - Kaufpreifes unter die eingetragenen
Hypothekargläubigerzum Zweck hat; durch das Reinigungsverfahren wird bewirkt, daß der
Erwerber diejenigen Immobilien, die er gekauft hat, von Hypotheken befreit, indem das Recht
der Hypothekargläubigerauf und an den Immobilien in ein Recht an dem Kaufpreiseverwandelt
wird; das Uebergebotsuerfahrengiebt den Hypothekargläubigcrn,welche sich durch einen Verkauf
geschädigt glauben, das Recht und die Mittel an die Hand, diesen Verkauf umzustoßenund einen
öffentlichen Verkauf zu beantragen, indem sie zunächst selbst ein höheres Gebot machen; das
Theilungsverfahren und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien habe ich wohl nicht weiter
nothwendig zu definiren.

Meine Herren! Das erste und zweite Gesetz schließt sich nach der diesseitigen Auffassung
eng an das Hypothekengesetz vom 20. Mai 1885 an, und dürfte namentlich der Gesetzentwurf
über das Rangordnuugsverfahren wohl als Vorläufer für die demnächstigeGrundbuchordnung
betrachtetwerden. Der 30. und 31. Landtag hat zwar wiederholt die Bitte ausgesprochen,daß
das Justizministerium doch dem Gedankennäher treten möge, daß das Grundbuch in der Rhein-
Provinz eingeführt werde, und auf den Antrag des Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Los ist
"och hinzugefügtworden, wenn nicht in der ganzen Rheinprovinz, so doch mindestensbezirksweise.
Eine Antwort auf die desfallsigen Eingaben ist noch nicht erfolgt; hoffentlich, meine Herren, wird
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aber dieser Wunsch sich bald verwirklichen,und werden wir der baldigen Einführung des Grund¬
buches entgegensehenkönnen; abgeschlossen ist die Frage über die bezirksweise Einführung der
Grundbuchordnungwohl noch nicht, und wir haben Grund zur Annahme, daß zwischenden beiden
bezüglichen Ministerien, dem Justizministerium und dem Finanzministerium, noch desfallsigeVer¬
handlungen schweben. Einstweilen bin ich der festen Ueberzeugung, und das ist auch der
eiustimmigeAusspruchdes Ausschusses mit Ausnahme einer oder zwei Stimmen, daß wir dank-
barlichst diese Gesetze, die uns geboten werden, acceptircn möchte».

Meine Herren! Wenn ich nun zunächst zu dem Nangordnungsverfahren übergehe, so
möchte ich Sie im Voraus darauf aufmerksammachen, daß schon im Jahre 1879 im Abgeordneten-
Hause der Monarchie, und namentlich in der X. Iustizcommission,Verhandlungendarüber geschwebt
haben, daß das jetzige Verfahren ein durchaus kostspieliges sei, und daß eine radikale Umänderung
absolut nothwendig erscheine. Damals war dies die einstimmigeAnsichtder X. Commission;das
Abgeordnetenhausist derselben beigetreten und hat eine Resolution gefaßt, daß eine einheitliche
Subhllstation, ein einheitlichesTheilungs- und Aufgebotsverfahren ein dringendes Bedürfniß fei
und in dem nächsten Landtage vorgelegt werden möchte. Eine ähnlicheResolution wurde im
Jahre 1885 gefaßt. Seitdem hat das Justizministerium sich mit den Gesetzesentwürfenüber diefe
Rechtsmatcrien beschäftigtund nicht ein, nein zwei, drei Entwürfe sind der prouinzialstäudischen
Verwaltung mitgetheilt, an verschiedene Eorvorationen und Juristen gesandt worden, um
auch aus dem praktischenLeben selbst Stimmen und Gutachten darüber zu vernehmen, wie die
Gesetzentwürfeaufgenommen, welchenNutzen die Anwendung herbeiführen und wie die einzelnen
Bestimmungen zu fassen feien. Das Wort nun, das indirekt der Herr Iustizminister in den
damaligen Commifsionssitzungengegeben hat, hat er eingelöst, indem er heute Ihnen den
Gesetzentwurfüber das Nangordnuugs-Verfahren vorlegt. — Damals, im Jahre 1879, ist der
Entwurf, die Ueberweifungdes Nangordnungs-Verfahrens an die Amtsgerichte,gescheitert aus drei
Gründen, die in der Iustizcommissionhervorgehobenwurden. Es würde sich für Sie nur fragen,
ob diese drei Gründe, welche damals die X. Eommifsion als stichhaltigangeschen hat, stichhaltig
waren und noch bestehen, und zweitens, ob der Gesetzentwurf, der Ihnen jetzt vorgelegt wird,
derartig zweckmäßig erscheint und einen solchen Vortheil bietet, daß er die Beunruhigung und die
Rachtheile,die immer damit verknüpft sind, daß neue Gesetze in das Nechtsleben eingeführtwerden,
parallelisirt. Was die drei Gründe anbelangt, die damals dem Haufe der Abgeordneten der
Monarchie und der X. Eommifsion vorgeführt worden sind, so sind dieselbennach der Ansicht
des Ausschusses theilweise nicht stichhaltig, theilweise aber ausgeräumt. Der erste Grund ging
dahin, daß gesagt wurde, das rheinische Nangordnungs-Verfahren stehe in keiner nothwendigen
Verbindung mit der Zwangsvollstreckung,greife bei freiwilligen Verkäufen statt, deshalb koune es
nicht geändert werden, es müsse bei den Landgerichten verbleiben. Richtig ist die angegebene
Thatsache; nach der AnsichtVieler aber ist die Schlußfolgerung nicht stichhaltig; richtig ist es,
daß das Nangordnungs-Verfahren sich auch auf die Verkeilung der Kaufpreise aus freiwilligen
Verkäufen erstreckt, unrichtig aber ist, daß, weil es sich auf letztere erstreckt, darum eine Aufhebung
des landgerichtlichenVerfahrens nicht möglich erscheine. Diese Abänderung kann vielmehr nach
der Auffassungdes Ausschusses wohl Platz greifen, und zwar schon ans dem Grunde, weil es
ganz gleichgültigbei der Veitheilung ist, ob der Kaufpreis aus dem Zwangsvollstreckungs-Verfahren
oder aus freiwilligen Verkäufen verschuldet wird, denn auch bei freiwilligen Verkäufe,, verändert
sich nach Durchführung des Reinigungsverfahrens das Recht des Hnpothekargläubigers in ein Recht
an dem Kaufpreise; bei Zwangsvollstreckungentritt diese Umwandlung schon im Moment des
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Zuschlagesein. Wenn also sowohl bei dem Zwangsvollstreckungs-Verfahren,wie bei dem frei¬
willigen Verkauf derselbeEffekt erzielt wird, dann hat auch das Vertheilungsverfahrennur die¬
selbe weitere und gleiche Bestimmung, unter die Hypothekargläubigerden fo festgestellte,:Kaufpreis
mit den daran klebenden Rechten der Hypothekargläubigerzu vertheilen und es wollte dem Aus¬
schuß nicht fcheinen,daß in dein ersteren Verfahren andere Vorschriftenzu befolgen feien, als in
dem zweiten. Dazu kommt auch, daß die ganze Materie sowohl nach dem rheinischenGesetz, wie
nach der Reichs-Civilprozeßordnunggleichmäßig in dem Titel über die Zwangsvollstrecknngenabge¬
handelt wird. Wenn nun in den Bestimmungenüber die Zwangsvollstreckungdie Vorschriften über
die Vertheilung des Kaufpreises auch aus den freiwilligen Verkäufen ihre Stelle gefunden haben,
so, meint der Ausschuß, sei kein Grund vorhanden, eine verschiedeneBeurtheilung eintreten zu lassen
und die einheitlicheBehandlung vor den Amtsgerichten als unrichtig hinzustellen. Dann aber
vermeint der Ausschuß auf Grund der Aufstellung in dem Referate, das Ihnen hier vorgelegt
wird, daß nur ein höchst geringerTheil fämmtlicher Nangordnungsverfahren an den Amtsgerichten
auf Grund eines Reinigungsverfahren abgewickelt werden wird, uud Ihr Referent hat sich der
Mühe unterzogen, von den Jahren 1884 und 1885 die sämmtlichenCollokationendes Düssel¬
dorfer Landgerichts zusammenzustellen und gefunden, daß von 186 nur 13 auf Grund freiwilliger
Verkäufe eingeleitet worden sind, also 173 nach Subhastationen, d. i. 94 Prozent. Wenn also
94 Prozent nach Subhastationen eingeleitet werden, dann glaubte der Ausschußnicht annehmen
zu dürfen, daß wegen der 6 Prozent prinzipiell das bisherige Verfahren als unabänderlich
hingestellt werden könne. Diese Frage, ob das Verfahren den Landgerichten nicht zu entziehen fei, ist
auch in Elsaß-Lothringendes Weiten und Breiten verhandelt worden, und Elsaß-Lothringenwar in
dieser Beziehung wohl korrekter als wir, indem dort schon lange das Gesetz angenommenwurde,
daß sämmtliche Nangordnungsverfahrennicht mehr an den Landgerichtenabgewickelt werden sollten
m der Voraussetzung und in der Gewißheit, daß eine ganz bedeutendeKostenerfparniß uud ein
viel einfacheresVerfahren vor den Amtsgerichteneintrete. Die Herren in Elfaß-Lothringen haben
dasselbe Eivilvrozeßgefetz,wie wir, gehabt, sie haben aber das Rangordnungsverfahren an die
Amtsgerichteverwiesen.

Meine Herren! Der zweite Grund, der damals im Abgeordnetenhaufevorgebracht
wurde, war daß die Nechtsunsicherheit,welche in den Hypothekar- und dinglichen Rechteil
m der Nheinvrovinz herrsche, die Thätigkeit der Nechtsanwaltschaft nicht entbehren lasse
und daß es nothwendig fei, daß die Nechtsanwältedas ganze Verfahren von Anfang bis zu Ende
betrieben. Diefer Grund, meine Herren, hat damals viel für sich gehabt, aber er schien dem
Ausschußjetzt zum grüßten Theile beseitigt zu sein durch das durch Ihre Mitwirkung zu Stande
gekommene Gesetz vom 20. Mai 1885, das im vorigen Jahre hier begutachtet worden
ist- Meine Herren! Die stillschweigenden Hypotheken hören heutzutage vollständig auf, sie
existiren nicht mehr; nur das, was eingetragen ist, wird berücksichtigt und damit ist ein großer
Schritt zur Rechtssicherheit geschehen; jetzt weiß Jeder, was eingetragenist, was auf dem gekauften
Grundstückhaftet. Freilich könnte man sagen (und es sind Stimmen im Ausschusse in dieser
Ansicht laut geworden), daß die Gene. ck-Inscrivtionenauf Grund der Urtheile noch existiren,und
daß wir noch bis zum Jahre 1894 folche Generalinfcriptionenhaben werden; allein neue können
uicht wehr eingeschrieben,und alte Generalinfcriptionenkönnen nicht mehr erneuert werden, da
die Immobilien bezeichnet werden müssen, welche im Augenblick der Eintragung als im Eigenthum
des Schuldners stehend betroffenwerden sollen, nur die alten Inscriptionen können höchstens noch
bis zum Jahre 1^91 dauern; der Ausschußist der Ansicht, daß die etwaige Gefahr in Folge des
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Umstandes, daß stets eine Einschreibungder Gencralinscription erkenntlich sei und die Zahl der¬
selben sich stets verringere, lange nicht so groß sei, daß man sich des Nutzens entschlagenkönne,
welchen das Gesetz der Nheinvrovinz gebe, und wenn, meine Herren, irgend Jemand im Stande
ist, hinsichtlich der größern Rechtssicherheitein Gutachten abgeben zu können, so ist dies einmal
das Notariat. Dasselbe ist einstimmigder Ansicht, daß eine so große Rechtssicherheiteingetreten
sei, daß wohl an eine Umänderung des Nangordnungsverfahrens gedacht werden könne und müsse;
sodann aber auch das Curatorium der RheinischenProvinzial-Hülfskasse. Ich habe mir erlaubt,
im Ausschuß darauf aufmerksam zu machen, daß an uns seit Bestehen des erwähnten
Hvpothekengesetzes 669 Anträge herangetreten sind, mit einem Objekte von 22 598 13? M-,
und wenn Sie nun annehmen, daß niedrig veranschlagt sechs Urkunden bei einem jeden
Antrage zu prüfen sind, so haben wir über 33U0 Urkunden in diesem Jahre zu prüfen
gehabt; ich glaube hiernach, daß das Euratorium der Provinzial-Hülfskasse wohl mit Recht
sagen kann, daß es in der Lage sei, darüber zu judiciren, daß eine Nechtsunsichcrheit nicht mehr
im Wege stehe, und ist seine einstimmigeAnsicht, daß es an der Zeit sei, daß ein gegen das
frühere verändertes Nangordnungsverfahren eintrete. Wenn ferner damals fchon die X. Commission
des Abgeordnetenhausesder Ansicht war, daß im nächstenJahre, also im Jahre 1880, eine
radikale Umänderung stattfinden müsse, und wenn dies einstimmig auch von den rheinischen
Abgeordneten angenommen war, so dürfte umfomehr dem Ausschuß mit Recht die radikale
Umänderung sechs Jahre später, also im Jahre 1886, statthaft und nothwendig erschienen sein,
besonders, nachdemdas Gesetz vom Jahre 1885 erlassenist. Als dritter Grund, meine Herren,
wurde hervorgehoben, daß der Parteienbetrieb bei Fehlen eines Verhandlungstermins als unzu¬
länglich betrachtetwerden könne, falls das Verfahren vor das Amtsgerichtverwiefcnwerde. Dieser
dritte Grund ist durch das Gesetz selbst beseitigt, indem der Parteienbetrieb aufhören soll, das
Amtsgericht die Sache in die Hand nimmt, die Ladungen erläßt und den Verhandlungstermin
ansetzt. Demgemäß glaubt der Ausschuß, daß die drei Bedenkenvollständig erledigt sind, und ist
er dazu übergegangen, zu prüfen, ob der Vortheil, der durch das Gesetz der Nheinprovinz gegeben
wird, ein so großer ist, um, wie ich bei der Einleitung des Vortrages gesagt habe, die Störung
im Nechtslebenund den dadurch verursachte»Schaden ausgleichenzu können, die immer mit der
Einführung neuer Gefetze verbunden sind. Meine Herren! Zunächst kommen in Frage die leidigen
Kosten, die Gebühren des Gerichts und die Gebühren des Anwalts. Gestatten Sie mir, um
Ihnen wegen der Kosten eine richtige Aufklärung geben zu können, mit zwei Worten darzustellen,
wie überhaupt das Collokationsverfahrcnheutzutage abgewickeltwird; ich werde sehr kurz sein und
bedauere nur, so trockene juristische Sacheu Ihnen vorbringen zu müssen, allein in anderer Weise
läßt sich der Vortrag nicht halten.

Meine Herren! Früher ging Derjenige, der das Collokationsverfahreneinleiten wollte,
zum Anwalt. Der Anwalt muh auf der Gerichtsschreibereides Landgerichts erscheinen und zu
Protokoll beantragen, daß ein Nichtercommissarernannt werde; ist der Eonnnissar ernannt, so
wird die Ausfertigung über diefe Ernennung ertheilt; dann reicht der Anwalt eine Vittfchrift
unter Produzirung der Ausfertigung des Eigenthumstitels und des Hvpothekenauszugesdem
Commissarein; der Commissareröffnet das Verfahren und ordnet die Vorladung der Gläubiger
an; die Gläubiger werdeu von dem Anwalt vorgeladen unter abfchriftlicherMittheilung der Aus¬
fertigung, sowohl der Ernennungs- wie der Eröffnungsordonnanz,in einem Monat ihre Forderung
mittelst Anwaltsbestcllung auf der Gerichtsschreibereigeltend zu machen. Nach einem Monat
wird der provisorische Status von dem Commissarangefertigt, und der provisorische Status
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von dem betreibenden Anwalt den anderen Anwälten und dem Schuldner notificirt. Erfolgt
kein Widerspruch, so entwirft, auf Antrag des betreibenden Anwaltes unter Produktion
der Betreibuugsakten, der Commissar den definitiven Status, nach dessen Fertigstellung die
Zahlungsanweisungen ertheilt werden, Erfolgen Widersprüche, so werden dieselben an das
Landgericht verwiesen, und während sie vor dem Jahre 1880 sämmtlich in einem Urtheil
entschieden wurden, muh seit der Reichs-Civilvrozehordnungjeder Widerspruchin einer besondern
Klage geltend gemacht weiden. Durch den gegenwärtigenGesetzesentwurfsoll das Verfahren ein
viel einfachereswerden. Der Eröffnungsantrag wird beim Amtsgericht gestellt, er wird gestellt
von der Partei perfönlichoder auch schriftlich von einem Anwalt oder Notar. Das Amtsgericht
ladet die sämmtlichen Hypothekargläubigervor, innerhalb einer Frist von vier Wochen ihre
Forderungen geltend zu machen. Eine nachträglicheAnmeldung ist statthaft, fo lange der Plan
noch nicht ausgearbeitet ist. Der Plan wird aufgestellt, uud es werden die Hypothekarglaubiger:c.
von dem Amtsgerichtvorgeladen Einsichtzu uehmen, ihren Widerspruchbis zu einem bestimmten
Termine geltend zu machen, in diesem Termine auf Widersprüchesich zu erklären und event, den
Plan abzuschließen. Ist kein Widerspruchangemeldet,so wird der Plan sofort abgeschlossen. Ist
ein Widerspruchvorhanden, so wird dieser an das ordentlicheGericht verwiesen. So soll heute
nach dem Entwurf verfahren werden, und da frage ich Sie zunächst, meine Herren, ist dieser
Entwurf uicht ein in jeder Beziehung besserer? der Ausschuß vermeint, daß das keinem Zweifel
unterliegen könne.

Meine Herren! Gegenwärtig sind die Gerichtskosten geradezu enorm, und es ist absolut
unverständlich, wie eigentlich ein solches Verfahren von Anfang dieses Jahrhunderts bis heute iu
der Nhcinprovinz hat bestehen können, in welchemdie GrundbesitzerKostenbezahlen müssen, die
nicht das zwei- drei- und vierfache,nein, das zehnfache der Kosten der Vertheilung in den anderen
Provinzen ausmachen,wie Kosten haben bezahlt werden müssen,wodurchder wenig begüterteLand¬
mann 20 __ 30 °/° vom Kaufpreis entrichten mußte, um überhaupt deu Immobilarkaufpreis unter feine
Hypothekarglaubigerdefinitiv vertheilt zu sehen. Sie werden im Verlaufe der Verhaudlung finden,
daß dies keine Uebertreibungist, sondern, daß ich noch hinter der Wahrheit zurückgeblieben bin.
Was die Gcrichtskosten anlangt, so kostet zunächst die Eommissarernennung,die beantragt werden
muh, in der Ausfertigung pro Rolle (2 Seiten) 80 Pf. — Sie finden die Aufstellungauf S. 3
des Referates — dagegen in anderen Provinzen 10 Pf. pro Seite, also wir bezahlen 80 Pf. pro Rolle,
während die Altländer 20 Pf. bezahlen. Wir bezahlenden Stempel noch besonders für die Aus¬
fertigung mit 1 M. 50 Pf. und müssen fogar das Papier extra bezahlen, pro 2 Bogen 5 Pf.,
für einen Bogen 3 Pf. Wir bezahlenalso dafür, daß die Eommissarernennungausgefertigtwird,
^ M. 95 Pf. Die Ausfertiguug der Eröffnungsordonnanz wird geradeso berechnet, nämlich:
drei Rollen ^ 80 Pf. kosten 2 M. 40 Pf., während sie in den anderen Provinzen nur 60 Pf.
kosten würde. Die Nedaktionsgebührdafür, daß der Anwalt zu Protokoll beantragt, daß ein
Commissarernannt werden soll und die Collukationseröffnungausgesprochen wird, mutz dem Fiskus
extra mit 2 M. 40 Pf. bezahlt werden, der Stempel der Ausfertiguug kommt wieder hinzu mit
1 M. 50 Pf. und dann wieder das Papier, im Ganzen 6 M. 35 Pf. Nun, meine Herren,
produzirt der Gläubiger, ehe er aber produzirt, muh er 1 M. 20 Pf. für jede Produktiou bezahle»
und außerdemdie fogenannte Inspektionsgebühr, die dafür entrichtet wird, daß der Gerichtsfchreiber
die Akten in Empfang nimmt und vielleicht auch ein Auge hineinwirft, mit 60 Pf. Nach Ein¬
fuhrung der Reichs-Civilprozehordnunghat der Fiskus auf die letztere Gebühr nicht verzichtet,
sondern glaubte im Ganzen 1 M- 80 Pf. für sich in Anfprmh nehmen zu tonne», einerlei ob

18



138

die Gläubiger unterkommenoder nicht unterkommen. Wird der Kaufpreis vertheilt, so wird von
einer jeden einzelnenangewiesenenSumme ^4 °/o berechnet mit Abrundung nach oben und außer¬
dem am Schluß als Stempel von dem ganzen Netrage incl. Zinsen noch einmal bis zur Höhe
von 3000 M. 1 "/«, von dem Betrage über 3000—60 000 M. ^ «/«, und von dem weiteren
Betrage '/« "/<>. Hinzu kommt die Ausfertigung der Zahlungsanweisung, wiederum mit 80 Pf.
pro Rolle und der Stempel mit 1 M. 50 Pf. für jede Ausfertigung, fodann wieder für jeden
Bogen Papier 3 und für zwei Bogen 5 Pf. Endlich wird die Caltulationsgebühr für Aufstellung
und Ausrechnungdes Planes berechnet.

Sie finden auf Seite 4 und 5 des Referats acht verschiedene Collokationen aufgestellt,
die bei dem hiesigen Landgerichte gefchwebt haben, und zwar sind dies nicht solche, welche besonders
kostspielig waren, sondern solche, bei denen sehr wenige Gläubiger sich gemeldet hatten, so daß
die Kosten derselben nicht den Durchschnittssatzerreichten, sondern unter dem Durchschnittssatz
gebliebensind. Sie finden »nd I die Hauptsumme, die bei der Versteigerung erzielt worden ist,
mit 1120 M. aufgeführt; die Zinfen betragen 7? M. 16 Pf., dagegen betragen die Gerichtskosten
— Col. 7 — 63 M. 78 Pf. Wenn Sie hinzunehmendie Productionsgebühr der Anwälte, die
Rechnungdes betreibende!! Anwalts, die Locirungskosten:c,,fo kommen Sie auf mindestens 280 M.
Meine Herren! Das sind 25"/» der Kaufsumme, dir bezahlt worden sind, damit die Hypo¬
thekargläubiger den Rest unter sich vertheilen konnten. Nehmen Sie nun Nr. 2; dort beträgt
der Kaufpreis 1070 M., die Kosten machen über 30°/u dieses Kaufpreises aus; darunter die
Auslagen und Gebühren des betreibendenAnwalts, welche 105 M. 51 Pf. betragen; und so geht
es weiter. Also, meine Herren, bis zu 30 °/u werden von dem Kaufpreise genommen, um die
Gerichts- und sonstigenKosten zu bezahlen. Daß dies enorm ist, und daß es kaum verständlich
erscheint, wie die Rheinländer bis heute es haben ruhig geschehenlassen, daß bis zu 30 °/o Kosten «.
haben bezahlt werden müssen, dürfte kennzeichnend für diejenigen sein, die zu fest kleben und fest
halten an den rheinischenGesetzen; der Ausschußmeint, daß es nun nachgeradean der Zeit sei,
daß wir den anderenProvinzen gleich gestellt würden. Auch auf Seite 7 ist nebeneinandergestellt,
was die alten Provinzen in den angeführen 8 Fällen der Nheinprovinz gegenüber zu bezahlen
gehabt hätten. Sie finden unter Nr. 1 wiederum 1197 M. Hauptsummeund Zinsen, an Gerichts¬
und Löschungskosten sind bezahlt worden 108 M. 28 Pf., nach der Subhastations-Ordnung vom
15. März 1869 würden 26 M. zu bezahlen gewesensein und heutzutage würde man nur 16 M.
bezahlen. Bei Nr. 2 ist dasselbe Verhältniß; wenn Sie sich die letzte Nummer ansehen, Nr. 8,
so finden Sie, daß 54 622 M. zur Vertheilung gekommen sind; die Gerichts-Löschungskosten
betrugen 501 M. 91 Pf., darunter sind also die Anwaltskostennicht mitberechnet; in Westfalen
würde man heutzutage 160 M. bezahlen,unter der Subhastations-Ordnung vom Jahre 1869 aber
140 M. Die Kosten,die wir also mehr bezahlen, sind enorm.

Ich habe mir die Mühe gegeben — wie ich dies auch im Ausschuß vorgetragen habe —,
die 811 Collokationen,die durchschnittlich in jedem Jahre unter dem rheinischen Rechte eingeleitet
werden, nebeneinanderzu stellen und gefunden, daß nicht viel unter 60 000 M. allein an Gerichts¬
kosten gespart werden wird, wenn dieselbenKosten wie in den alten Provinzen berechnet werden.
Dieselbe Summe habe ich festgestellt, indem ich prozentualifch die Kostenverringerungzu der
Gesammtsmnmeder in den Collokationenvertheilten Beträge ausrechnete; auch hier kam ich auf
50 000—60 000 M. Selbst wenn Sie nur 50 000 nehmen und diese Summe mit einein Zins¬
fuß von 3 l/2 "/« capitalisiren, so erhalten Sie ein Capital von 1428 500 M., das sich verdoppelt,
vielleicht sogar verdreifacht, wenn wir die anderen Kosten auch berechnen, und wie viel haben
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wir demnach schon an Gerichtskostenzu viel gegenüber den anderen Provinzen bezahlt! Wäre
im Jahre 1879 schon ein neues Verfahren eingetreten, also vor sechs Jahren, so hätten wir
6x60 000, also 360 000 M., ohne die Zinsen zu berechnen, erspart bezw. weniger an den Fiskus
abgeführt. Es will also scheinen, daß schon dieser eine Grund als maßgebend erachtetwerden
könnte, selbst wenn vielleicht in dem einen oder anderen Punkte an dem Gesetzentwurfgemäkelt
werden dürfte, um denselben dankbar zu acceptiren.

Aber noch weiter können die Kosten erheblich reduzirt werden, und sie werden durch
den Entwurf reduzirt. Der betreibende Anwalt fällt vollständigweg, das Amtsgericht vertritt
die Stelle des betreibendenAnwaltes. Selbst wenn man dem Anwalt für den Antrag auf Eröffnung
des Verfahrens und Beschaffungder nothwendigenAktenstückeeine höhere Gebühr zubilligen wollte,
wie bisher, so tritt doch eine erhebliche Kostenersparnißein, und auf Seite 8 ist wieder unter
Zugrundelegung derselbenEollokationsverfahrenberechnet,wie hoch diese Kostenersvarnißin dieser
Hinsichtsein wird Wenn ^0 der Gebühr des §. 8 des Anwaltskostengesetzcs zugebilligtwird,
so reduzirt sich die Summe aä 1 von 39 M. 70 Pf. auf 8 M. 40 Pf., aä 2 von 3? M. 20 Pf.
auf 8 M. 40 Pf. :c.- sie steigt nur bei der letzten Nummer, indem sie prozentualrsch nach dem
Objekt erhöht wird. ' Auch hier tritt also, namentlich bei den geringeren Beträgen, eine ganz
erhebliche Ersparnis; ein, und gerade diese geringen Beträge sind auch nach den Intentionen der
Reichs-Eivilvrozeßordnung,was die Kostenanlangt, besonderswohlwollendzu berückstclMgen. Die
Kosten der Anwaltsvertretung, die jeder Hvvothekargläubigerzu berichtigen hat und angewiesen
erhält im Rangordnungsverfahren im Range seiner Hypothek, habe ich berechnet auf p^. 9,
und da finden Sie in dem ersten Falle drei Forderungen, die angemeldetund angcwiefen worden
sind Die Anwaltsgebühren, die bezahlt worden sind, betragen94 M. 50 Pf.; bei einer Berechnung
von «/in der Gebühr des ß. 8 des Kostengesetzeswürden sie sich nur auf 18 M. belaufen; bei
Nr 2 treten an Stelle von 94 M. 50 Pf. 48 M. 60 Pf., bei Nr. 3 an Stelle von 63 M. 48 M-
usw- nur da wo nachher eine größere Summe zur Anweisungkommt, bei Nr. 8, zeigt sich,
daß'die Anwaltsgebühren von 94 M. 50 Pf. auf 184 M. 80 Pf. erhöht werden; dort handelt
es sich um Objektevon 50 000 und 18 000 M. Also auch hier, meine Herren, die erheblichste
Reduktion der Anwaltsgebühren bei der Produttion und der Vertretung der einzelnenGläubiger
im Verfahren. . ^ ,. . ,..,.,.,.

Endlich meine Herren, tritt noch eine weitere KostcnerMrmß dadurch em, daß der
Anwaltszwang im gewissen Sinne aufgehobenwird. In dieser Beziehung schien dem Ausschuß,
daß der Gesetzentwurf noch nicht weit genug gegangen sei, und hat er in Ueberstimmungmit dem
Provinzilll'Verwllltungsmth einen noch weiter gehenden Antrag gestellt, welcher hoffentlich bei hohem
Landtag Beachtungfinden wird. Der Entwurf befagt, daß der Eröffnungsantrag entweder zu Protokoll
des Gerichtsschreibersvon dem dazu Berechtigtenselbst oder aber schriftlich eingereicht werden könne;
im letzteren Falle aber müsse er von einem Notar oder Anwalt unterschrieben werden; den Antrag
auf Anweisungund Produktion der Titel könne jede Partei selbst stellen, den Widerspruchgegen
den Plan aber müsse jede Partei wiederum zu Protokolldes Gerichtsschreibers selbst anmelden, wolle
sie denselbenaber schriftlich anmelden, fo müsse sie dies durch einen Anwalt oder Notar besorgen
lassen Der Provinzial-Verwaltungsrath und der Ausschußwaren einstimmig der Ansicht, daß eine
Vertretung durck die Anwältein sehr vielen Sachen nicht zu entbehren sei, und daß sich von Anfang an
nicht immer prüfen ließe, ob in Wahrheit eine Vertretung nothwendig sei und die Kosten als
sogenannte nothwendigeVertretungskostenangesehen werden konnten; der Provinzial-Verwaltungs¬
rath und der Ausschußwaren deshalb der Ansicht, daß unter allen Umständen, wenn Jemand

!8"
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sich einen Anwalt nimmt, er die Gebühr, die er dem Anwalt zu bezahlen hat, aus der Masse
bezw. in dem Rmige seiner Hypothek ersetzt erhält; kommt der Gläubiger nicht unter, so
muß er folgeweiseseinem Anwalt die Kosten selbst bezahlen; wird das Verfahren von einem
Nichtgläubiger eröffnet, so werden sie als Massekostenangesehen und ersetzt. Der Prouinzial-
Verwaltungsrath und der Ausschußwaren jedoch der Ansicht, daß es nicht nothwendig erscheint,
eine Bevormundung durch den Anwalt aufzwingenzu wollen, besonders wenn die Partei in der
Lage ist, sich selbst vertreten zu dürfen und vertreten zu können, sowohl bei dem schriftlichen
Eröffnungsantrag, als den schriftlich einzulegendenWidersprüchen. Es wurde namentlich an den
Fall gedacht,wenn ein Hypothekargläubiger, einerlei ob er große, oder unerheblicheForderungen
hat, nur teilweise unterkommt; um ein Beispiel zu greifen: ein Gläubiger hat 100 000 M. zu
fordern, es beträgt der Kaufpreis, welcher geboten war, nur 8N000 M, es muß der vielen
Hypotheken wegen zur Collokationkommen, nach dem Entwurf soll er auf Grund seines Titels
von 100 000 M. nicht selbst die Eröffnung beantragen können, wenn er nicht persönlichauf das
Gericht gehen will; er muh sich einen Anwalt nehmen, der die erheblichen Gebühren für den
Eröffnungsantrag erhalten soll; dadurch wird der Ausfall noch vergrößert. Es schien dem Prouinzial-
Verwaltungsrath und dem Ausschußnicht richtig zu sein, Jemanden zu zwingen, einen Anwalt
oder einen Notar zu nehmen, wenn er selbst glaubt, fähig zu fein, durch eine einfache Eingabe
den Antrag stellen zu können. Ein solcher Antrag, meine Herren, ist in den meisten Fällen auch
so einfacherNatur, daß eine Vertretung höchst überflüssig erscheint; er hat nur den Verkaufsaktund
den Hvpothckenauszugzu produziren und zu fchreiben,daß er auf Grund seiner Titel die Eröffnung
beantrage. Ist die Sache verwickelt, so hat er das Recht, einen Anwalt zu nehmen, aber er muß es nicht
thun, er muh nicht Kosten aufwenden, von denen er sich sagt, er könne sie ersparen, und sie
kämen in Abzug von seiner Forderung, die er auch vielleicht nur theilweise berichtigt erhält.
Dasselbe gilt für diejenigen Fälle, in welchen Widersprüchegeltend gemachtwerden; ich möchte
hier noch auf einen Umstand aufmerksam machen. Jeder, dem eine kleine Forderung conteftirt
wird, hat das Recht, sich am Amtsgericht selbst zu vertreten; weshalb soll er nun das Recht nicht
haben, selbst einen Widerspruch schriftlich geltend zu machen, wenn er doch das Recht hat,
selbständig dieselbe Klage bei deni Amtsgericht einzugebenund zu vertreten? Viele Leute gehen
nicht gerne persönlichan das Amtsgericht, viele können es vielleicht auch nicht, sie wollen und
können aber mit leichter Mühe eine Eingabe schreibenmit der Bitte, das Verfahren zu eröffnen
oder den Widerspruchanzunehmen. Glaubt Jemand, daß die Sache verwickelt ist, oder kann er
den Antrag nicht schriftlich stellen, fo soll ihm das Recht, einen Anwalt zu nehmen, nicht verwehrt
werden; es meint daher der Ausschuß,daß zwar das Recht Jedem gegebenwerden soll, aber nicht
Jeder gezwungen werden soll, sich eines Anwalts oder Notars zu bedienen. Insbesondere sind
die Fälle zu erwähnen, in welchen ein Gläubiger seine Forderung, deren nützlicheAnweisung
zweifelhaftist, anmelden, aber nicht gerne Kosten, welche vergeblich sein könnten, aufwendenmöchte.

Eine fernere Kostenersparniß tritt nach dem Entwürfe ein, mit Nücksiicht darauf, daß
sämmtliche Prozesseüber Widersprüchebis jetzt Gegenstand einer Prozedur am Landgerichteunter
Bestellung eines Anwalts sein müssen; selbst wenn ein Widerspruch wegen der geringfügigsten
Summe erhoben wird, so muh die Sache an das Landgericht gebracht werden; beide Seiten
müssen einen Anwalt bestellen. Sowohl der Provinzial - Verwaltungsrath, wie der Ausschuß
anerkannten als richtig, daß nun auch die kleineren Prozesse vor dem Amtsgerichte verhandeltwerden,
während die größeren im ordentlichen Verfahren beim Landgericht zur Entscheidung kommen.
Endlich hatte ich nur erlaubt, im Ausschusse noch hinzuzufügen,daß sogar Fälle möglich erscheinen,
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in denen nach den gegenwärtig geltenden Bestimmungen ein geringer Kaufpreis duräi die kosten
ganz llbsorbirt wird, so daß der Hvpothekarschuldncr nichts erhält; nehmen Sie an, daß zwei,
drei oder vier kleine Parzellen für 1000 M. verkauft, jede für etwa 200-300 M., und von
verfchiedenen Erwerbern angekauft worden sind; jeder Erwerber kann dos Eollokationsverfahrm
felbst einleiten- während die anderen Erwerber noch warten wollen, leitet ein Einziger wegen
des geringen von ihm verschuldeten Preises das Verfahren ein, die Kosten absorbircn denselben;
nach einem Monat kommt nun der zweite Erwerber und es werden wieder von Neuem die Kosten
gemacht, nach einem ferneren Monate kommt der dritte Erwerber u. f. w„ und so ist es sehr
leicht denkbar, daß der ganze Kaufpreis au Kosten verausgabt wird; nach dem Gesetzentwurfe ist
dies gar nicht mehr möglich, denn wird nur von einem Erwerber das Eollokationsverfahrm eröffnet,
fo hat der Amtsrichter die Veranlassung, den Schuldner oder einen sonstigen Betheiligten kommen
zu lassen welche das Recht haben, wegen des Nestes das Eollokationöoerfahren einzuleiten, und
dann können beide Eollokationsverfahrm ohne Weiteres miteinander verbunden werden. Also,
'"eine Herren, eine erhebliche Kostenersparnis, tritt nach allen Seiten ein und mit Nückftcht auf
diese Ersparnih vertritt der Provinzial-Verwaltungsrath und der Ausschuß die Ansicht, daß dein
Gesetze die Zustimmung nicht versagt werden dürfe. ,^. ,^ ^

Nachdem die Kostcnfrage erledigt ist, komme ich aus den zweiten Punkt, auf die Zweck¬
mäßigkeit des Gesetzes und da möchte ich mich auf das, was im Ausschussegegen die Zweckmäßigkeit
hervorgehoben worden ist, beschränken. Es wurde geltend gemacht, daß der Amtsrichter auf dein Lande
allein dastehe daß er den Nath und die Eousultation mit Eollegen entbehre, und daß es sehr zweifelhaft
erscheine dem Amtsrichter, der vielleichtauch überbürdet sei, auch noch die Abwickelung der Eollokationen
zu übertragen. Zunächst, meine Herren, wollen Sie gütigst festhalten, daß es sich hier nicht um die
Entscheidung materieller Rechte handelt, daß Widersprüche im ordentlichen Versa rm geltend gemacht
beziehwigsweise entfchieden werden müssen; nnr die Leitung des Verfahrens soll der Amtsrichter
haben und nur diejenigen Widersprüche, welche einen Werth unter 300 M. haben, sind wie heut¬
zutage jedes Objekt, welches unter 300 M. ist, der Eognition des Amtsrichters initerworsm. Der
angeführte Grund ist nach der Ansicht des Ausschusses vollständig unrichtig. Es wird von
den Amtsrichtern eine sehr geringe Anzahl von Eollokationeu abzuwickeln sein. Sie finden auf
Mss i» des Referates hervorgehoben, wie viel Eollokationen eigentlich an die Amtsgerichte kommen
würden daß'von den 811 Eollokationen, die im Jahre 1884 eröffnet worden sind, 4 nach Adenau,
2 nach^Boppard 4 nach Eastellaun, 2 nach St. Goar, 2 nach Meisenheim, 4 nach Münster-
maifeld 1 nach'Simmern, 4 nach Sobernheim, 4 nach Stromberg, 2 nach Trarbach, 2 nach
Bergheim, 2 nach Wiehl, 2 nach Natingen, 3 nach Odmkirchm, 2 nach Uerdingm, 2 nach Mett¬
mann <> nach Remscheid, 3 nach Wermelskirchm, 1 nach Dann, 1 nach Hillesheun, 1 nach Neu-
maaen " 1 nach Wadern, 3 nach Waxweiler, 3 nach Nhaunen, nach Perl keine, nach Prüm
keine, nach Lindlar keine u. s. w. gefallen sein würden. Das kann man doch dem Amtsrichter
wnuthen daß er in einem Jahre zwei oder drei Eollokationen bearbeitet, und wenn sie vielleicht
auch wichtia sind so sind sie doch meist einfach und wie oben ausgeführt, werden die materiellen
Rechte, erm Beurtheilung vielleicht Schwierigkeit bieten komcke von ihm nicht "NMeden; auf
der anderen Seite werden auch bei den Landgerichten manche Eollolatwnen von Assessoren oder
jungen Richtern abgewickelt, und mancher provisorische und definitive Status wird dort von diesen
entworfen wenn man darauf Rücksicht nehmen wollte, daß dem Amtsrichter nicht immer die
Mittel zn Gebote ständen, in Schriftstellern nachzuschlagen, wie bestimmte Eontroo^
und Iudikatur entschieden seien, so wird bemerkt, daß es nicht immer ein Vortheil ist, seine Wissen-
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schaft aus Schriftstellernzu schöpfen. Ich habe schon im Ausschüsse ausgeführt, daß, wenn der Amts¬
richter den Oocke 5lar>uI6«u, das rheinische Archiv, den Zachariä zu Rathe zieht, er ebenso gut urtheilen
wird, als wenn er dazu übergeht, in Bibliotheken und französischen Schriftstellernnachzuschlagen; so
viele Schriftsteller, so viele Ansichtensind möglich. Aus beiden Gründen wollte es dem Ausschusse
nicht scheinen, daß darauf ein besonderesGewicht gelegt werden solle, daß der Amtsrichter allein
auf dem Lande die Collokationenabwickele. Hierzu kommt noch, je größer der Wirkungskreis des
Amtsrichters wird, desto größer wird die Anzahl derjenigenAmtsgerichtewerden, bei welchen zwei
oder drei Amtsrichterfungiren. Der Herr Regierungs-(5ommissarwird im Stande sein, mitzutheilen,
daß bei sehr vielen Amtsgerichten schon jetzt drei Amtsrichter oder mindestenszwei Amtsrichter
beschäftigt sind und nur bei sehr wenigen ein Amtsrichter, so daß die Herren zumeist im Stande
sind, eintretenden Falles miteinander Rücksprache zu nehmen.

Meine Herren! Gestatten Sie mir nun zu der Generaldebatte noch zwei oder drei
Bemerkungen; dann habe ich Sie genug mit meinem Vortrage ermüdet. Eine große Meinungs¬
verschiedenheitexistirt darüber, ob der Notar zugelassen werden sollte, um die Eröffnung zu
beantragen, die Forderung zu produziren und um nachher die Widersprüchebei dem Amtsgerichte
anzumelden. Es war die einstimmigeAnsicht des Provinzial - Verwaltungsraths und des Aus¬
schusses,daß dies nicht angänglich erscheine,und daß in dieser Beziehung der Gesetzentwurf
abgeändert werden müsse. Meine Herren! Es geht gegen den Charakter des Notars, gewerbs¬
mäßig die Vertretung der Parteien zu übernehmen. Der Notar ist die öffentliche Behörde, welche
Urkunden mit öffentlichemGlauben aufnehmen soll; er greift in das Gebiet des Nechtsanwalts
hinein, in die eigentliche Sphäre der Thätigkeit des Nechtsanwalts, wenn der Notar in Collo¬
kationen Widersprüche erhebt oder sonst Parteien gewerbsmäßig vertritt; bis jetzt hat der
Rechtsanwalt das Recht. Jeden zurückzuweisen, der in diesen Wirkungskreis eingreift; wohin sollte
das führen, wenn Sie den Notar, der möglicherweifefelbst die produzirten Akte gemachthat,
befähigen wollten, felbst Widerspruch zu erheben? Abgesehen hiervon würden Sie durch diese
Conkurrenzmit dem Rechtsanwalt ein unliebsames Verhältniß zwischen Beiden hervorrufen. Der
Gesichtspunktder Neichs-Civilprozeßordnungist auch, daß sich die Anwälte nicht an den großen
Centren des Verkehrs sammeln, sondern, daß sie sich auch bei Amtsgerichten niederlassensollten;
und meines Erachtens ist es ein Fehler, wenn man den Wirkungskreis des Anwalts verringern,
ihm sogar den Notar als Conkurrentenzur Seite setzen will und auf der anderen Seite wünscht,
daß der Anwalt seinen Wirkungskreis und seinen Verdienst auch bei dem Amtsgerichtesuche und
finde. Eine Kostenersparniß,von welcherin den Motiven des Gesetzentwurfesdie Rede ist, tritt
auch nicht ein. Der Notar fordert feine Gebühr für den Eröffnungsnntrag, die Produktion und
für die Anmeldung des Widerspruches, der Anwalt aber muß den Prozeß doch nachher führen;
denn der Notar kann nicht vor dem Landgerichtund Amtsgerichteauftreten. Hiernach hat meines
Erachtens der Gesetzentwurfin dieser Beziehung mit Recht die Zustimmung des Ausschusses und
des Provinzial-Verwaltungsraths nicht erlangt. Gestatten Sie mir schließlich noch die eine
Bemerkung, die im Provinzial - Verwaltungsrath auch zur Sprache gekommen ist, nämlich die, ob
überhaupt das Collokationsuerfahrenan die Amtsgerichte verwiesenwerden soll, oder ob es nicht
zweckmäßigererscheint, den Notar mit der Abwickelungzu befassen. Die X. Commission des
Abgeordnetenhauseswar im Jahre 1879 der Ansicht,daß erhebliche Gründe dafür sprächen, daß
das Verfahren von dem Notar geleitet werde; auch im Provinzial - Verwaltungsrath konnte man
die Erheblichkeitder Gründe, welche damals vorgebrachtwaren, nicht verkennen; ebensowenig
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im Ausschuß; man mutzte sich sagen, der Notar kennt die Parteien, er ist in der Lage, mit
den Parteien persönlich zu verkehren,er kann die Parteien leicht vergleichen,die Gelder auszahlen
und sofort die Löschung aufnehmen; aber durchschlagend für die gegentheiligeAnsicht war das
folgende Moment, und das ist auch in den Motiven als durchschlagend aufgeführt: immerhin muß
der Notar im gewissen Sinne eine gerichtliche Funktion ausüben; er soll die Forderungen fest¬
setzen, er foll alfo entscheiden,und wenn auch die materielle Entscheidung durch das Gericht
später gegeben wird, so hat er wenigstens die Parteirollen zu vertheilen; der Nichtangewiescne
muß klagen, der Angewiesene ist der Beklagte und hat die günstigere Rolle; und, meine Herren,
wenn von dem Notar die eigenen Akte prodnzirt werden, dann soll er auf Grund seiner eigenen
Akte die Anweisungvornehmen und prüfen, ob eine Nichtigkeit der notariellen Akte, sogar seiner
eigenen, vorhanden ist! er nmß spater die Löschung und die Praklusion aussprechen. Deshalb
ist es die einstimmigeAnsicht des Ausschusses und des Provinzial-Verwaltuugsraths gewesen,dem
nicht beitreten zu können, was die X. Commission des Abgeordnetenhausesfür wünschenswert!)
gehalten hat, den Notar mit der Abwickelungder Sache zu befassen; sie waren vielmehr der
Ansicht, dem Gesetzentwurfzustimmen zu müssen.

Landtags-Marschall: Zur Generaldiskussion hat zunächst das Wort der Herr
AbgeordneteCourth.

AbgeordneterCourth: Meine Herren! Ich spreche mich gegen den Gesetzentwurf aus,
trotzdem er so warm von dem Herrn Landesrath befürwortetworden ist. Was die Kosten anbelangt,
meine Herren, so sind wir ja wohl Alle einverstanden, daß sie ganz horrend sind, nicht sowohl
soweit sie den Anwalt betreffen,als weil der Staat soviel erhält. Für den Anwalt ist die nicht
richtige Theorie festgehalten,daß er setzt bei jedem Objekt das Gleichebekommt. Wenn Sie auf
Seite 5 fehen wollen, fo bekommt der betreibende Nechtsanwalt bei einem Objekte von 54 000 M.
sogar nur 33 M. während er bei einem Objektevon 14 000 M. 38 M. 70 Pf. erhalten hat; daß
dies nach dem Objekte regulirt werden muß, ist selbstredend. Wie aber der Staat sich bereichert
hat, meine Herren und wie lawinenhaft die Kosten des Staates nach oben wachsen, können Sie
anldem letzten Exempel sehen, wo er bei einem Objekte von 54 000 M. 46? M. bekommt,außerdem
noch die Ausfeitigungskosten,die in den Auslagen des betreibenden Anwalts enthalten sind. Der
Staat der eine moralischePerson ist, mühte erröthen, daß er so lange die enormen Kosten von
den armen Leuten genommenhat, welche subhastirt werden. Wer will daran zweifeln,daß darin,
Wandel zn schaffen ist. Diese Kostenfragehat auch der Provinzial-Vcrwaltungsrath hauptsächlich
behandelt. Damit sind wir ganz einverstanden,daß die Königliche Stcmtsregierung ein neues Gesetz
über die Kostenvorlege, und daß hierbei in Gemäßheit der neuen Kostengesetzgebung alle Kosten
auch die Anwaltskosten,nach dem Objekt berechnet werden. Wir acceptiren dies dankbarlichst, und
wenn die Königliche Staatsregierung nur noch den Artikel 758 der französischen Prozeßordnung
wiederherstellen wollte, wonachsämmtlicheOppositionenin die Sitzung des Landgerichtsverwiesen
werden, um dort zusammenverhandelt zu werden, wie es nach dem alten Verfahren war, — es
H dies mit dem ersten Oktober 1879 verändert worden — so würden wir auf diesem Gebiete
Nichts mehr zu wünschen haben. Letzteres ist auch zulässig, denn das ganze Rangordnungs-
verfahren ist durch die Reichsgesetzgebung der Landesgesetzgebunganheimgegeben. Nach etwas
Anderemhat noch Niemand verlangt. Ich habe in der Commissionden Herrn Landesrath gefragt:
Sind denn Bedenken gegen die jetzige Art der Abwickelungbei den Landgerichtengekommen?
Darüber ist geschwiegen worden. Er ist ja auch lange in der Praxis gewesen, wie ich es bin,
°ie Sache marschirt gnt, ganz ausgezeichnet.
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Meine Herren! Wir haben gar keine Veranlassung, in dieser Hinsicht Abänderungenzu
wünschen.Der Staat sagt aber: ich gebe die Kostenermäßigungfür sich allein nicht. Früher hieß
es: ohne Geld keine Schweizer, jetzt sagt der Herr Iustizminister umgekehrt: ohne Amtsrichter
keine Kostenermähigung. Ich kann diese Logik in der That nicht einsehen; die Bedingung ist für
mich unannehmbar, solange wir nicht das Grundbuchhaben. Wenn wir das Grundbuchbekommen,
dann ist die Sache einfach; dann wird das Folium des Grundstückesaufgeschlagen, darin stehen
die Hypothekeneine nach der anderen eingetragen; dann giebt es blos eine formelle Abwickelung,
für welche der Grundbuchrichterda ist, welcher den Kaufgelder-Belegungsterminansetzt und hier
bekommen die Hypothekengläubigerihr Geld Nr. 1, 2, 3, 4. Aber, meine Herren, ist denn die
Sache jetzt so einfach? Ich weiß nicht, wie die Verhältnisse in Elsaß-Lothringen sind, ob da an
den Amtsgerichten vielleicht mehrere Anwälte sind; aber wenn der Herr Landesrath Küster auf
die hiesige Provinzial-Hülfskassehingewiesenhat, so scheint mir dies ein unglückliches Citat gewesen
zu sein. Seine Arbeitskraft ist ja eine ungeheure, ich erkenne dies an; aber Thatfache ist doch,
daß noch ein Hülfsarbeiter hat angenommen weiden müssen, um die Titel zu prüfen, und ich
meine, ein besserer Beweis könnte für die Schwierigkeit der Sache nicht geliefert werden, als
dadurch, daß die eine große Arbeitskraft nicht ohne Beihülfe hat auskommen können. Einfach ist
die Sache auch in der That nicht. Zunächst, meine Herren, so sehr ich die Vortheile anerkenne,
die wir durch die Hypothekennovelle von 1885 erhalten haben, namentlich dafür, daß General¬
hypotheken nicht mehr eingetragenwerden dürfen und daß die gesetzlichen Hypotheken der Eintragung
bedürfen, fo bestreite ich doch, daß dieselbe auf die Abwickelung, auf das Nangordnungsverfahren
wesentlichenEinfluß gehabt haben könne. Abgefehen davon, meine Herren, daß die Spezialität
der Hypothekenfrageja erst mit dein 1. Juli 1895 durchgeführt fein wird, daß also bis dahin
noch eine Menge von Identifizirungen von Grundstücken vorkommen müssen, so ist dies nicht
der Hauptpunkt, sondern dieser liegt darin, daß unsere Hypothekenauf deu Namen des Schuldners
einzutragen sind, daß alfo nach den Vorbesitzerngeforschtwerden muh, und daß das geschehen
muß, um sicher zu gehen, wenn nicht transscribirt ist, sogar 30 Jahre rückwärts. Also das sind
so einfache Sachen nicht, und ich bin der festen Ansicht, daß allerdings eine zwangsweiseBevor¬
mundung hier noch ebenso sehr geboten ist, wie bei den Prozessen vor den ordentlichenGerichten,
daß also der Anwaltszwang unentbehrlichist; denn es stehen zu wichtige Interessen auf dem Spiel.
Diese Anwälte sind aber nur bei den Landgerichten in hinreichenderZahl zu finden. Denken
Sie, meine Herren, daß verschiedene Interessen sich gegenüber stehen, wenn die Sache verwickelt
ist; dann müssen eben mehrere Anwälte sein. Jetzt haben wir an den meisten kleinen Amtsgerichten
gar keinen Anwalt, und daß die Herren sich da niederlassenwürden für die wenigen Collakationen,
das ist wohl nicht anzunehmen, Sie gehen an den Sitz der Landgerichte, wo sie etwas leisten
und hervortreten können. Ich befürchtealfo, meine Herren, daß die Sache bei den kleinen Amts¬
gerichtenin die Hände der Winkelconsulentengelangen wird, und welche Gefahr das in sich birgt,
namentlich wenn ihnen dann gleichzeitig, was ja dannn leicht kommenkann, auch die Vollmacht
zur Empfllngnahmeder Gelder ertheilt würde, brauche ich wohl nicht näher auszuführen.

Meine Herren! Wer praktisch mehrere Nangordnungsverfahren durchgemachthat, wird
gefunden haben, wie viele Zwifchenverfügungendes Nichtcrcommissarsund Rücksprachenmit
demselbennothwendig sind. In manchen Sachen häufen sich diese Verfügungen. Soll nuu da,
weun Jemand einen Anwalt zum produziren genommenhat, dieser Anwalt jedesmal an's Amts¬
gericht reisen, wo die Akten beruhen bleiben müssen? Meine Herren! Dann haben Sie keine
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Kostenersparniß; dann müssen entweder die Kosten nachher in die große Massenrechnungaufge¬
nommen werden, oder es wird dem freien Ermessen des Amtsrichters überlassen, ob Reisekosten
vergütet werden sollen. Es wird dann im letzten Falle oft eine Differenzentstehen: war es nöthig
oder nicht, daß der Anwalt die Akten nochmals einfah? und der Gläubiger wird dann die Kosten
schließlich aus seiner Tasche bezahlenmüssen. Das ist aber noch nebenfächlich. Bei den großen
Amtsgerichtenbesteht für mich die Gefahr darin, daß sie ohnehin schon überlastetsind. Ich gestehe
den Amtsrichtern zu, daß sie juristisch die Frage,,, welche in Betracht kommen, so gut behandeln
können, wie die Nichter an den Landgerichten. Es ist im Ausschuß hervorgehobenworden, sie
besorgten schon das Vertheilungsverfahren,wenn es sich um einen Mobilar-Zwangsverkcmfhandelt.
Ja, meine Herren, da sind die Verhältnissedoch viel einfacher, und wenn der Streit entsteht, fo
handelt es sich eben um juristische Fragen; aber hier im Rangordnungsverfahren muß auch that¬
sächlichnachgeforschtwerden; der Nichtercommissarweist eintretenden Falles den betreibenden
Anwalt zur Ergänzung des Huvothekenanszugs:c. an. Meine Herren! Ich glaube, daß das
besser von Mitgliedern eines Eollegiums geordnet werden kann. Da werden die Sachen von dein
Präsidenten unter die sämmtlichenMitglieder vertheilt; diese nehmen sich die Akten mit nach
Hause, wo sie dieselben ruhig bei der Studirlampe prüfen können; nach gehöriger Ueberlegung
kommen dann die Verfügungen heraus. Meine Herren! Es geht das auch fchleunig genug, hier
am Landgerichtkann wahrhaftig in diefer Beziehung nicht geklagt werden. Unser Herr Präsident
hat hier eine Controle geschaffen,so daß jedes Mitglied des Eollegiums seine Schuldigkeitthun
muß. Ich wiederhole, daß das jetzige Verfahre,,, mit Ausnahme der Kosten,die einfach geändert
werden könnten, zu Beschwerdenkeine Veranlassung gegeben hat. Ich finde in der That, daß
eine Beunruhigung, die ja vermieden werden soll, wenn keine Noth ist, durch dieses neue Ver¬
sahren hervorgerufen wird. Meine Herren! In dem Ausschusse wurden außer von Herrn Collegen
Adams Stimmen laut, und zwar competente Stimmen, welche ganz auf meiner Seite standen und
Bedenken äußerten, ob die Aenderung zweckmäßig sei; namentlich mein verehrter Nachbar, der
Herr AbgeordneteJungen, der früher selbst Gerichtsassessor war, hat mir beigestimmt; er sagte
aber, ich nehme das Gesetz an, weil wir sonst die Kosten nicht herunterbekommen. Vielleicht
mögen noch Andere so denken. Sie haben sich heute zu entschließen,ob Sie unter dieses Joch,
wenn ich es so nennen soll, welches der Herr Iustizminister aufgerichtethat, gehen wollen. Ich
mache nicht mit, meine Herren!

Ich habe übrigens noch die Hoffnung, daß, wenn in den gesetzgebenden Körperschaften
sich die Juristen fo entschieden gegen dieses Gesetz aussprcchensollten, wie ich es heute gethan
habe und wie es der Herr CollegeAdams noch thun wird, dann auch ohne dieses Gesetz noch
eine Ermäßigung der Kosten herbeigeführtwerden wird, welche von den, Provinzial-Verwaltungsrath
so an den Pranger gestellt worden sind. Ich stehe auf dem Standpunkt, meine Herren, daß mir
event, eine gute und theure Rechtspflegenoch lieber ist, als eine billige und minder gute, und ich
hege die Ueberzeugung,daß diefe Abänderung, wie wir sie hier bekommen,keine gute ist. Der
Herr CollegeAdams hat im Ausschuß einen Antrag eingebracht, den ich mit zu dem meinigen
gemachthabe. Es ist darin vorgesehen, daß, wenn noch ein Uebriges geschehensoll, ein Einigungs¬
termin dem Verfahren vorhergehenkönnte, in welchemdie Gläubiger zunächst vor den Nichter¬
commissargeladen werden sollen, um eine gütliche Einigung zu versuchen. Es würde das vielleicht
eine praktische Verbesserungsein, die gleichzeitigmit dem Kostengesetz eingeführt werden könnte.
Der Antrag lautet folgendermaßen:
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„Der rheinische Provinzial-Landtag wolle erklären:
1. daß bezüglich des bisherigen Nangordnungsverfahrens ein Bedürfniß zur Abänderung

desselbennur in der Beziehung bestehe, daß die gütliche Einigung der Interessenten
möglichst erleichtertund die Gerichts- und Anwaltskostenvermindert werden;

2. daß dies wohl in der Weise erreicht werden könne, daß dem eigentlichen Verfahren
ein Einigungsversuch vorhergehe und die Gerichts- und Anwaltskostennach den in
der Neichsgcsetzgebung aufgestelltenGrundsätzen festgestellt werden;

3. daß aber eine Verweisung des Verfahrens felbst an die Amtsgericheohne Schädigung
des Nealkredits und der Interessen der Gläubiger erst dann erfolgen könne, wenn die
Grundbuchordnung eingeführt fei, oder doch 10 Jahre feit Erlaß des zur Klärung
der Hvvothekenverhältnissebestimmten Gesetzes vom 20. Mai 1885 verflossen seien.

Lllndtags-Marschall: Ich bitte zunächst, mir den Antrag einzureichen. Wir würden
nachher auf den eben verlefenen Antrag zurückkommen.Zuuächst hat in der Generaldebatte der
Herr Geheime Iustizrath Stolterfoth das Wort.

Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Meine Herren! Wenn gesagt ist, der Iustizminister
habe hier ein kaudinifches Joch aufgestellt, so möchte ich mir zunächst erlauben, darauf zu entgegnen,
daß das ganze Unternehmen, den Gesetzentwurfaufzustellen,von Neuem durch die Resolution des
Abgeordnetenhausesangeregt worden ist, welche im Jahre 1885 bei Gelegenheitdes Erlasses des
Hyvothekengcsetzes gefaßt wurde. In Folge dessen sind BeHürdenund einzelne Beamte im rhei-
nischen Nechtsgebietezur Begutachtung aufgefordert worden und Alle bis auf den Vorstand der
Anwaltskammer und einen Nichter, der speziell gefragt war, haben sich dafür ausgesprochen,daß,
soweit nicht die Notare mit der Sache irgendwie befaßt werden könnten, jedenfalls die Verweisung
an die Amtsgerichteder Verweisung an die Landgerichtevorzuziehensei. Es waren zwei Nichter
an Landgerichtenzur Begutachtung aufgefordert, die als ganz besonders tüchtig in der Bearbeitung
von Collokationenbekannt waren, die eine lange Erfahrung hinter sich hatten und von denen man
also erwarten konnte, daß sie ein sachgemäßesGutachten abgeben würden. .Der eine hat sich
dafür ausgesprochen,es bei der Zuständigkeitder Landgerichtezu belassen, der andere hat sich für
die Übertragung an die Amtsgerichteausgesprochen. Ich möchte mir gestatten, mitzutheilen, wie
dieser Herr, welcher, wie bemerkt, als ganz besonders tüchtig in der Bearbeitung von Collokationen
bekannt war, sich geäußert hat. Er sagt:

„An den Landgerichten wird die Leitung eines Nangordnungsverfahrens von jedem
einzelnen Nichter als eine Art Last empfunden, welche eigentlichnicht zu feiner Hauptthätigkeit,
der Nechtfprechnng,gehört; er bearbeitet die sogenannten Eollotationen erst nach Beendigung
seiner fonstigen Dienstgeschäfte,letztere können ihn zeitweise auch derartig in Anspruchnehmen,
daß die Collokationen längere Zeit liegen bleiben müssen." Dann geht er weiter über auf die
Uebelstände, welche der Betrieb der Sache durch Anwälte zur Folge haben kann, und fagt:
„Auch der gewissenhafteNechtsanwalt geht aus erklärlichenGründen nur im äußersten Nothfalle
dazu über, den Richter an die Erledigung der Sache zu erinnern; ans collegialifchcnGründen
unterläßt er es, den betheiligten Nechtsanwalt, welcher die Sache verschleppt, anzutreiben.
Von der Vorschrift des art. 779 des (ü. äo p,-. o. wird fast niemals Gebrauch gemacht."

Es ist gefragt worden, weshalb die Eollotationen an die Amtsgerichteverwiefen werden
sollen, und dabei behauptet, es sei über das bisherige Verfahren keinerlei Klage geführt worden.
Ich möchte das dahingestellt sein lassen, ich will Niemandem, weder einem Gericht, noch irgend
einem Nechtsanwalt« den Vorwurf der Verschleppungmachen, aber aus dem von mir Verlesenen
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dürfte hervorgehen, daß die Construktiondes bisherigen Verfahrens es unvermeidlichmachte, daß
viele Sachen unverhaltnißmäßig lange dauerten.- Der Commifsar des Landgerichts konnte mit
den Parteien überhaupt nicht verhandeln, er konnte nur mit den Anwälten verhandeln, der Anwalt
konnte nicht über jede Frage instruirt sein, er mußte sich Bedenkzeitausbitten, und wenn über¬
lastete Anwälte in der Sache thätig waren, so konnten sie die Sache nicht erledigen und die
anderen Lollegen konnten nicht drängen. Nach meiner Erfahrung ist es sehr häufig vorgekommen,
daß Collokationeneine recht unverhältnißmäßig lange Zeit bei den Landgerichtengeschwebt haben.
Das wird nach dem neuen Gesetzentwurfnicht möglich fein, wenn der Amtsrichter nicht voll¬
ständig seine Pflicht verletzt, was nicht vorauszusetzenist. Deshalb möchte ich sagen, daß
mehr noch als diejenige Kostenersparnis;, die der Zerr Landesrath Küster augedeutet hat und die sich
annähernd ziffcrmäßig berechnen lassen wird, in Zukunft der Umstand in's Gewicht fallen wird, daß
die Leute rascher zu ihrem Gelde kommen uud die Unbequemlichkeiten eines langwierigen gericht¬
lichen Verfahrens, fowie der schädlichen,während des Laufs desselben bestehendenUngewißheit
über ihre Verhältnisse überhoben werden. Das Verfahren hat bisher nicht selten Jahre lang
gedauert. Ich hoffe, daß dies unter dem neuen Gesetze niemals vorkommenwird. Es ist ferner
gesagt worden, daß die Amtsgerichtein Zukunft überlastet fein würden. Das läßt sich selbstver¬
ständlich zur Zeit nicht übersehen, es kann vielleicht vorkommen, daß bei einzelnenAmtsgerichten
die zu Gebote stehenden Arbeitskräfte nicht völlig ausreichen werden; das dürfte aber fast aus¬
nahmslos nur bei solchen Amtsgerichtenzutreffen, bei welchen schon aus anderen Gründen eine
Vermehrung der Arbeitskräfte in Aussicht zu nehmen sein möchte. Sodann, glaube ich, ist es
angezeigt, näher auf die Begründung der gegen die Ueberweisungan die Amtsgerichte erhobenen
Bedenkeneinzugehen.

Von den sämmtlichen Herren Landgerichts-Präsidentensind Uebersichten über die anhängig
gewordenenCollotationen für die Jahre 1882, 1883 und 1884 aufgestellt. In diesen drei Jahren
zusammen sind 2689 und 2700 Collokationen zur Bearbeitunggekommen, das würde also im Durchschnitt
900 für jedes Jahr ausmachen. Von einer Anzahl von 900 Collokationenjährlich würden voraus¬
sichtlich 310 an'den Sitzen der Landgerichtezu erledigen fein. Ferner giebt es in dein rheinischen
Nechtsqebiet5 Amtsgerichte, die mit drei oder mehreren Nichtern, also mit einem vollständigen
Collegium besetzt sind, und bei denen, soviel ich weiß, mindestensje 4 Anwälte zugelassen sind.
Diese 5 Amtsgerichtewürden 86 Collokationenim Durchschnittzu bearbeiten haben. Cs würden
also in runder Summe auf die an den Sitzen der Landgerichtebefindlichen und auf diese 5 Amts¬
gerichte400 von 900 Collokationen,also ^ entfallen. Ferner haben sich an weiteren 18 Amts¬
gerichten die ungefähr 363 Sachen zu bearbeiten haben würden, ein oder mehrere Anwälte
niedergelassen,so daß auch hier, theilweise wenigstens, die Bedenken, die der Herr Abgeordnete
Courth geäußert hat, nicht eintreten könnten. Bei einer großen Anzahl von Amtsgerichten sind
diefe Sachen offenbar eine Seltenheit und ganz unbedeutend. Ich habe aus Anlaß des Referates
des Herrn Landesrath Küster noch weiter festgestellt, daß bei 35 Amtsgerichtendie Zahl der Collo¬
kationen im Durchschnittjährlich 2 betragen würde, indem in den bezeichneten 3 Jahren dort theil¬
weise gar keine Collokationen vorgekommen sind, theilweise im Ganzennur 9. Es giebt ferner 16 Amts¬
gerichte bei denen die Zahl der Collokationen zwifchen10 und 12, also im Durchschnitt jährlich höchstens
4 betragen würde Es bleiben noch 25 Amtsgerichteübrig, bei denen ungefähr der Durchfchnitt
von 8 Collokationenauf das Jahr sich ergebenwürde. Die Mehrzahl derjenigen,welche sich gut¬
achtlich geäußert haben, hat fiel, dahin ausgesprochen,daß in den großen Städten vornnegenddie
schwierigen Sachen vorkommen,und daß die geringfügigeren, leichter zu erledigendenSachen auf
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dem Lande zu bearbeiten sind. Hiernach ist mit Sicherheit anzunehmen, daß ^/» sämmtlicher
Fälle in Zukunft an Orten werden erledigt werden, wo eine vollständige collegialische autzeramtliche
Besprechungmöglich ist und wo Anwälte vorhanden sind, und daß nur bei einem ganz geringen
Prozentsatz von Collokationendie Möglichkeitbestehen kann, daß sie an ländlichen Amtsgerichten
abgewickelt werden müssen, wo es vielleicht zu Unzuträglichkeitenführen kann, daß ein Anwalt
nicht zur Stelle ist. Ich möchte zum Schlüssenur ganz kurz noch verlesen, was der Herr Ober-
landesgerichts-Präsident Heimfoeth in dem Begleitbericht, mit welchem er das Gutachten des
OberlandesgerichtsKöln an den Herrn Iustizminister sandte, seinerseits geäußert hat. Er sagt:
„Ferner bin ich auch der Meinung, daß es vorzuziehen ist, die Zuständigkeitnicht bei Land¬
gerichten zu belassen, sondern auf die Amtsgerichte zu übertragen", dann erwähnt er, daß
dissentirendeStimmen laut gewordenseien, und fährt fort: „Für mich ist aber schon die Erwägung
entscheidend, daß nach der Erfahrung ein sehr bedeutenderTheil der Fälle einfach ist, und sich
ohne Schwierigkeitenund ohne Streitigkeiten, wobei es auf tiefe Nechtskenntnisse ankommt, erledigt."

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Meine Herren! Gestatten Sie auch mir zu dieser überaus

wichtigenFrage einige Worte. Was Ihnen Seitens des Herrn Landesraths vorgetragen worden
ist, das hat auf mich den oft bewährten Eindruckgemacht, daß das zu Scharfe nicht schneidet
und das zu Spitze uicht sticht. Wenn man Ihnen anführt, man fei bis zum heutigen Tage so
thöricht gewesen, in Bezug auf das Collokationsverfahren derartige Bestimmungen bestehen zu
lassen, wie sie Ihnen als bis heute bestehend geschildert sind, so traut man doch allen den Leuten,
die in den vergangenenvielen Jahrzehnten diese Sachen bestehen ließen damit zu, so haarsträubende
Dinge, wie sie der Herr Landesrath vorgetragen hat, nicht erkannt uud nicht auf Abhülfe gedrungen
zu haben. Ich frage, meine Herren, vor allen Dingen: Wie konnte man sich dazu verstehen, in
den: Jahre 1875 die Kosten der Anwälte noch gar um 20 °/o zu erhöhe», wenn sie so exorbitant
sind? Ich meine, meine Herren, das schlägt die ganze Ausführung. Man wird doch nicht ein¬
wenden, daß man solche Fragen Seitens der Landesregierungen im Justizministerium nicht prüfe.
Wenn man aber im dem Gesetze vom Jahre 1875 auch iu diesen Sachen die Gebühren der
Anwälte um 20 °/o erhöht hat, — so giebt es nur eine Alternative. Entweder man hat nicht
ordentlich zugeschaut, oder: die Sache muß sich doch ein wenig anders verhalten, als es hier
dargestelltwird mit den furchtbaren Verlusten, die die Provinz fortwährend trägt.

Meine Herren! Es ist nicht allein nöthig, daß die Justiz möglichst wenig kostspielig
gesprochen wird, sondern hauptsächlich,daß sie gut gesprochen wird. Meine Herren! Wenn Sie
die Collokationenbei dem gegenwärtigen noch unklaren Zustande der Hvvothekengesetzgebung an
die Amtsgerichteverweisen,dann weiß ich wirklich nicht, warum Sie nicht alle Streitigkeiteu an
die Amtsgerichteverweisen, mögen die Objekte so hoch sein, wie sie wollen. In allen anderen
Fragen wird der Amtsrichter auf Grund seines Studiums viel besser das Richtige treffen uud
kann viel besser entscheiden, als in den schwierigenCollokationen. Meine Herren! Es giebt nichts
schwieriger,als die Collokationenbei dem bisherigen Zustande der Hupothekengesetzgebung in der
Nheinprouinz, und deshalb kann man diese Sachen, bevor das Hrwothekenwesen nicht geklärt ist,
nicht an die Amtsgerichte verweisen. Es ist in der fraglichen Beziehung ein großer Unterfchied
zwischen den altpreußischen Provinzen und uus. In den altpreußischen Provinzen hat man
Grundbücher, und weil man Grundbücher hat, ist das Nangordnungsverfahren einfacherund kann
bei dem Amtsgerichte erledigt werden. Bei uns hat man noch leine Gruudbücher, und deshalb
kann nach meiner Ueberzeugung das Verfahren noch nicht an die Amtsgerichtegebrachtwerden.
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Man sagt Ihnen, wir haben im vorigen Jahre ein neues Hypothekengesetz erhalten, welches
bestimmtist, die Verhältnissezu klaren, und hiermit ist das früher schwierige Verfahren einfach
geworden. Das neue Gesetz klart in einigen Punkten, namentlich bezüglichder Privilegien, die
bis zum 1. Juli d. I. eingetragen werden muhten; aber alle früher eingeschriebenen Urtheile
haben ihre Wirksamkeit noch lange Zeit, zum Theil noch neun Jahre. Meine Herren! Es ist
also die Schwierigkeitder generellenHypothekenbis jetzt noch nicht geklärt. Nun hat die fran¬
zösische Gesetzgebung wegen dieser zu °/i« noch bestehenden Schwierigkeiten es für nothwendig
befunden, diefe schwierigstenaller Sachen an die ordentlichenGerichte zu verweisen, damit sie
dort ordentlich entschieden werden, wo sie am gründlichstengeprüft werden. Warum wollen wir
hier, ehe unsere Hypothekengesetzgebung geklärt ist, die Sache an die Amtsgerichteverweisen? Ist
denn die französischeGesetzgebungdarin unverständig und verkehrt gewesen, die schwierigsten
Sachen den tüchtigstenGerichten zuzuweisen? Das kann gewiß Niemand sagen. Sie hat die
Sachen mit Recht, weil sie die schwierigsten sind, an die Landgerichteverwiesen. Ich sage also,
meine Herren, wenn man, bevor die zur Klärung nothwendigenzehn Jahre verflossen sind, bevor
die generellenHypotheken, bei denen es einer besonderenPrüfung bedarf, erloschen sind, den
Zustand schon herbeiführen will, der nur paßt, wenn die volle Klärung erfolgt ist, dann thut
man etwas, was zur Zeit unmöglichist, was sachgemäß verschoben werden muß, bis das Gesetz,
welches wir im vorigen Jahre geschaffen haben, seine Wirksamkeitgethan hat. Meine Herren!
das Gesetz klärt die Verhältnisseim Laufe von zehn Jahren, von diefen ist eins verflossen und
neun stehen noch bevor. Ist denn das Gesetz nicht nöthig gewesen, um zu klären? Gewiß ist
es nothwendig gewesen, also muß man abwarten, bis das Gesetz seine Wirkung ausgeübt hat.
Von dieser Wirkung hat es nur '/i o ausgeübt, und Ihnen muthet man zu, die Sache anzusehen,
als wären bereits '"/in verflossen. Meine Herren! Das ist offenbar nicht möglich.

Ich möchte sodann constatiren, meine Herren, daß von dem Herrn Landesrath in seinen:
Referat doch einiges anzuführen überfehen wurden ist, was zur Vollständigkeitdurchaus gehört,
und wovon er gewiß, nicht bestreuen wird, daß es richtig ist. Man klagt so sehr darüber, daß
das Verfahren <dadurch, daß es am Landgerichte sei, viele Kosten mache. Ich möchte demgegenüber
doch darauf hinweifen, daß auch grade dadurch viele Kosten erspart werden, daß es unendlich oft
vorkommt, daß die Streitigkeiten in den Collokationendurch Zusammentreten der Anwälte und
durch Unterzeichnungeiner Erklärung auf dem Status erledigt werden. Die Anwälte, welche die
Verhältnissebeurtheilen können,sehen, daß der von dem einen oder dem anderen erhobene Einspruch
gegen den Status begründet ist, und geben den Streitpunkt nach; oder sie sehen ein, daß ihr
Widerspruchnach den vom Gegner vorgelegten ferneren Titeln sich als unrichtig herausstellt, und
sie ziehen ihn zurück. So wird eine große Anzahl von Streitigkeiten in den Collokationenbei
den Landgerichten,durch gütliche Verständigung der Anwälte erledigt. Das kann nicht geschehen,
wenn man die Sachen an die Amtsgerichte verweist; die Parteien sind dort meist nicht durch
Rechtskundigevertreten, wohnen meistens entfernt, follen sich rasch entschließen,während sie nicht
recht wissen wie weit sie gehen sollen und können, und so werden Einsprücheund Klagen zur
Wahrung des Rechts erhoben,welche unnöthige Kosten machen.

Dann ist ein anderes Moment nicht angeführt, welches gleichfallsvon Erheblichkeit ist.
Bei den meisten Anwälten ist es ein feststehender Gebrauch, daß man von denjenigen Gläubigern,
für die man produzirt hat, die aber nichts angewiesenbekommen,die Gebühr, zu der man wohl
berechtigtist nicht verlangt, sondern nur einen kleinen Betrag, die Hälfte oder ein Drittel oder
ein Viertel ^sich zahlen läßt. Das ist Grundprinzip bei den Anwälten unseres Bezirks, so lange
ich mich zu erinnern weiß, über dreißig Jahre her.
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Meine Herren! So werden bei diesen Sachen grade durch die Thätigkeit der Anwälte
an den Landgerichtenviele Kosten erspart, und es wird vielen Prozessenvorgebeugt. Es wird in
Zukunft dieser Prozesse naturgemäß viel mehr geben. Wenn jetzt der Nichter den provisorischen
Status gemachthat, so läuft von der Bekanntmachungdieses Status an zur Einsichtnahmeund
Erhebung von Einwendungen eine Frist von einem Monat. Es wäre meiner Ansicht nach gut,
wenn dies so bliebe — denn in diesen Monat sind die Anwälte, obwohl sie an Ort und Stelle
wohnen, nicht immer vollständig über die geltend zu machendenStreitpunkte aufgeklärt, und um
die Frist zu wahren, werden häufig Einsprüche erhoben, welche zum großen Theile wieder erledigt
werden und nicht zur Verhandlung kommen. Wie wird dies erst sein, wenn die Anwälte nicht
an Ort und Stelle wohnen? Es werden viel mehr Proteste erhoben werden um die kurze zur
Einsichtmögliche Frist zn wahren und es wird keine Gelegenheitzu gütlicher Erledigung gegeben
sein. Nun sagt man hingegen: es ist durch das im vorigen Jahre erlassene Gesetz Alles auf¬
geklärt, die Sache liegt ungefähr eben so gut, als wenn das Grundbuch schon da wäre. Meine
Herren! Ich glaube diesen Einwand schon oben als einen zu "/l° unrichtigen dargelegt zu haben,
muß aber hier noch auf einen weiteren sehr großen Unterschied zwischen den Landestheilen, wo
das Grundbuch besteht, und denen, wo noch keines besteht, hinweisen. Der Unterschiedzwischen
dort und hier besteht nicht blos darin, daß in dem Grundbuche jede Parzelle genau angegeben
sein muß, sondern der größte Unterschiedfür die Frage, mit der wir uns jetzt beschäftigen,besteht
darin, daß in die Grundbücher nichts eingetragen wird, was der Nichter nicht vorher geprüft hat,
und daß das Gefetz gilt: was nicht im Grundbuch steht, ist nicht in der Welt. Wenn ein solches
Grundbuch besteht, in welches nur mit richterlicherCognition etwas eingetragen werden konnte,
dann geht die Sache nachher bei der Kaufgelderbelegungganz einfach, dann ist das Grundbuch
die maßgebendeQuelle, nach der die Sachen einfach erledigt werden. Bei uns aber kann Jeder
eintragen lassen, was er will, der Hnpothekenbewahrermuß es eintragen, wenn ihm das Urtheil
vorgelegt wird; und wenn ihm die Katasterangaben genau bezeichnet werden. Er muß eintragen;
ob es richtig ist oder nicht, darnach darf er nicht fragen, er muß so rasch wie möglicheintragen.
Sie ersehen daraus, welchergroße Unterschied zwischen der Zeit besteht, wo wir das Grundbuch
haben werden, und zwischen der heutigen.

Mein Standpunkt in dieser Sache ist nach alledem der: beantragen wir erstens, daß die
Kosten des bisherigen Nangordnungsverfahrens ermäßigt werden, nicht nur die Anwaltskosten,
sondern auch die Gerichtskosten! Verlangen wir, daß sie ermäßigt werden nach den Grundfätzen,
welche die Neichsgefetzgebung aufgestellt. Meine Herren! damit treffen wir denjenigenPunkt, den
Sie treffen wollen. Dieser Punkt ist, daß die Kosten allgemein ermäßigt werden, das ist das
allgemein Begehrte; nicht daß die Sachen an die Amtsgerichte verwiesen und die Parteien gezwungen
werden, mit den ihnen vertrauten Anwälten dorthin zu reisen. Dadurch wird die Sache für das
Publikum nicht billiger, daß es dann einen großen Theil der Kosten aus seiner eigenen Tasche
bezahlt. Setzen wir also erstens die Kosten herunter und beantragen Sie, daß die Königliche
Staatsregierung sowohl die Gerichtskostenals auch die Anwaltskosten heruntersetzt. Und suchen
wir zweitens das Verfahren zu einer gütlichen Einigung zu erleichtern: Sprechen Sie den
Wunfch aus, wie ich bereits im Ausschusse beantragt habe, daß dem gerichtlichen Verfahren ein
gütlicher Einigungsversuchvorausgehen muß. Ob Sie dazu das Amtsgerichtoder einen beauftragten
Nichter des Landgerichts nehmen wollen, gebe ich Ihnen anheim. Ein solcher gütlicher Versuch
ist wünschenswert!),er besteht in anderen Landestheilen und wird auch hier bewirken, daß es in
manchenFällen überhaupt zu keinem ordentlichenVerfahren kommt. Das sind Punkte, meine
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Herren, die wirklich zu einer Verbesserungführen, während durch den vorliegendenEntwurf keine
wesentlicheVerbesserungfür das Publikum, auch nicht einmal in Bezug auf die Kosten herbeigeführt
werden wird. GestattenSie mir hierüber noch einige Worte, Zunächst haben wir keine Ahnung,
wie viel die Kosten später betragen werden — wir beautmgen zwar, daß dies Kostengesetz dem
Landtage mit vorgelegt wird, aber wir haben heute ganz gewiß noch kein Urtheil darüber, ob
wirklicheine Ermäßigung eintreten wird — dann aber mache ich auf den Umstand aufmerksam,
daß das Gesetz auf der ganz unrichtigenIdee zu beruhen scheint,als wohnten alle Gläubiger im
Amtsgerichtsbezirkund kämen, wenn sie vom Amtsrichtergeladen würden, ganz einfach dahin und
könnte die Sache dann mit ihnen abgemachtwerden. So liegt die Sache nicht, meine Herren,
die Hypothekensind meistens zum Vortheil von Rentnern oder Rentnerinncn, die in der größeren
Stadt wohnen, sie sind zum Vortheil von auswärtigen Banken, von Creditinstituten,von Fabrikanten
und Kaufleuten, die gegen ihre säumigen SchuldnerUrtheile erwirkenmußten. Diese Leute wohnen
nicht im Amtsgerichtsbezirk,diese haben oft fehr weit zum Amtsgericht. Werden Sie selbst Hinreisen,
sich die Kostenmachen? schwerlich,sie werden statt dessen einen Anwalt nehmen, sie nehmen ihn
nach dem vorliegendenGesetz auf eigene Kostenund müssen dessen Reisekosten insbesonderebezahlen,
wenn sie wünschen,daß ihr vertrauter Anwalt am Landgerichteselbst die gegnerischen Titel ansehe
und prüfe. Viele, welche bei dem Landgerichtihren vertrauten Rechtsanwalt haben, werden diesen
lieber zur Beurtheilung so wichtigerFragen zuziehen, als einen beim Amtsgericht sitzenden ihnen
unbekannten Anwalt. Dies wird oft vorkommen,denn das, meine Herren, wollen wir doch auch
nicht übersehen, daß die hervorragenderenbewährten Anwälte, die das größere Vertrauen haben,
immer am Oberlandesgerichtund an den Landgerichtenfein werden, und daß sich bei den Amts¬
gerichten in der Regel und abgesehen von besonderen lokalen Verhältnissen diejenigen Anwälte
niederlassen,die den Kampf der Eoncurrenz mit den Anwälten an den Landgerichtennicht aufzu¬
nehmen vermögen oder sich rafch ein Einkommenaus irgend einem persönlichen Grunde erwerben
wollen. Ausnahmen giebt es ja auch hier insbesonderedurch Familienverhältnisse:c., aber im
Allgemeinenkann man sich darüber nicht täuschen,daß es im Allgemeinen nicht die hervorragendsten
Anwälte sind, die sich an den Amtsgerichtenniederlassen, und daß derjenige, der seine wichtige
Sache besonders gut durchgeführt wissen will, sich seinen vertrauten oder einen bekanntenals
tüchtig bewahrten Anwalt nimmt. Die Folge ist, daß nicht allein er an das Amtsgerichtreisen
muß, um die faktischen Erläuterungen zu gebeu, fondern daß er auch feinen Anwalt aus der
Stadt mitnehmen und dessen Reisekosten bezahlenmuß. Er muß dies, denn es läßt sich ein solcher
Status, wie ihn der Richter nun machenwird, nicht prüfen, ohne die Titel der Gegner einzufehcn,
es muß an Ort und Stelle aus diesen geprüft werden, ob die Urtheile, auf Grund deren eine
Forderung im Hypothekenrecht geltend gemacht wird, nicht Eontumacialurtheile sind, ob deren
Peremtion eingetreten sei, ob die Peremtion durch Anerkennung oder Zwangsvollstreckungverhindert
sei, man muß die Frage der Exekution des Urtheil aus den Exekutionsaktenprüfen, und wenn
man das nicht prüft, kann man um seine Forderung kommen, die bei richtiger Prüfung
Anweisung erhalten würde. Eine andere, oft zu prüfende Frage ist die, ob eine Gütertrennung
von der Frau gesetzlich durchgeführtist. Wenn die Gütertrennung nicht binnen einer bestimmten
Frist vollständig durchgeführtist, gilt sie gegenüber dem Gläubiger nicht. Dies, meine Herren,
und einzelne der Fragen, welche gegenwärtig im Nangordnungsverfahren zu prüfen sind. Wenn
man das alles prüfen will, so muß mau an dem Orte des Amtsgerichts sämmtliche Titel
durchsehen, und erst, wenn man dies geprüft hat, weiß man ob man Opposition erheben
soll oder nicht, seine Forderung retten kann, oder sie verliert. Meine Herren! Ist es
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nun nicht eine ungeheuere Erschwerung des Verfahrens, diese Prüfung an Orte zu verlegen, wo
es keine Anwälte giebt, oder nur einen, welcher Mandatar der Gegenpartei ist? Was ich angeführt
habe, fällt alles weg, wenn wir das Grundbuch haben, dann giebt es nichts, was nicht vor der
Eintragung geprüft ist, dann kann dem Amtsrichter, mag er so gelehrt oder ungelehrt sein, wie
er will, die Anfertigung des Vertheilungsplans übertragen werden. Dann, meine Herren, aber
auch erst dann, wenn die Voraussetzungen da sind, wenn wir bezüglich der Hypothekenverhältnisse
so gestellt sind, wie die anderen Landestheile, können wir als Kapitalisten unsere die Competenz
des Amtsrichters weit übersteigende Rechte einem solchen Verfahren vor dem Amtsrichter anvertrauen.
Machen Sie es anders, meine Herren, thun Sie es jetzt fchon, so glaube ich, daß wir den Real-
credit wesentlich schädigen; man wird sich wohl bedenken, Geld auf Hypotheken in entlegene Orte
zu geben, wenn man die Nothwendigkeit voraussieht, demnächst wiederholt nach diesen Orten zu
reisen und einen Anwalt mitzunehmen, um zu prüfen, ob die Forderung nicht durch andere
Forderungen, die geltend gemacht worden, gefährdet ist.

Meine Herren! Das sind die Gesichtspunkte, von denen ich in dieser Frage ausgehe.
Ich resumire sie dahin: es ist wünschenswerth, daß dem Rangordnungsverfahren ein gütlicher
Versuch vor dem Nichter vorhergeht, es ist wünschenswerth, daß überhaupt die Kosten im Rang¬
ordnungsverfahren vermindert werden, die Gerichtskosten und Anwaltskosten und zwar nach
Maßgabe der Neichsgesetzgebung. So lange wir aber kein Grundbuch haben und so lange nicht
mindestens 10 Jahre verflossen sind seit Einführung der vorigjährigen Gesetzesnovelle, wird das
vorliegende Gesetz nachtheilig wirken. Noch liegt die Hypothekengesetzgebung im Großen und
Ganzen so, wie früher, und es liegt noch nicht die Möglichkeit vor, das, was 7 bis 8 Decennien
lang den Landgerichten wegen seiner Schwierigkeit überwiesen war, an die Amtsgerichte zu ver¬
weisen. Ob die Kosten wesentlich vermindert werden, wissen wir nicht, es werden aber jedenfalls
auf die Schultern der Capitallisten eine Reihe von Kosten hingewälzt, die sie bis jetzt nicht zu
tragen hatten. Ich bitte Sie daher, dem Antrage des Herrn Courth zuzustimmen und denselben
zum Beschluß zu erheben.

Landtags-Marschall: Es ist mir ein Antrag von dem Herrn Abgeordneten Courth
eingereicht worden, der folgendermaßen lautet:

„Der rheinische Provinzial-Landtag wolle erklären:
1. daß bezüglich des bisherigen Nangordnungsverfahrens ein Bedürfniß zur Abänderung

desselben nur in der Beziehung bestehe, daß die gütliche Einigung der Interessenten
möglichst erleichtert und die Gerichts- und Anwaltskosten vermindert werden;

2. daß dies wohl in der Weise erreicht werden könne, daß dem eigentlichen Verfahren
ein Einigungsversuch vorhergehe und die Gerichts- und Auwaltskoften nach den in der
Reichsgesetzgebung aufgestellten Grundsätzen festgestellt werden;

3. daß aber eine Verweifung des Verfahrens felbst an die Amtsgerichte ohne Schädigung
des Nealkredits und der Interessen der Gläubiger erst dann erfolgen könne, wenn
die Grundbuchordnuug eingeführt sei, oder doch 10 Jahre seit Erlaß des zur Klärung
der Hypothekenverhältnisse bestimmten Gesetzes vom 20. Mai 1885 verflossen seien.

Der Antrag ist unterschrieben von den Herren Abgeordneten Adams und Courth; über
seine Behandlung werde ich nachher sprechen. Der Herr Geheime Iustizmth Stolterfoth hat
das Wort.

Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Ich möchte nur einige kurze thatsächliche Bemerkungen
machen. Der Herr Abgeordnete Adams ging auf die Kostenfrage ein. In dem Gesetz ist gesagt,
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die Kostenfragesolle durch königliche Verordnung vorläufig geregelt werden. Die Verhandlungen
darüber sind noch nicht abgeschlossen, es sind aber der Vorstandsbeamte des Oberlandesgerichts
und ich auf anderem Wege und unabhängig von dem Herrn Landesrath Küster zu dem Resultat
gekommen, daß an Gerichtskosten jedenfalls eine Ersparnis; von etwa 50 000 M., ungefähr die
Hälfte gegenüber dem gegenwärtigenBetrag, erzielt werden wird, und daß in Betreff der Anwalts-
kostcn nach der Wahrscheinlichkeitsrechnung eine Ersparnis; von ziemlich 80 000 M. eher zu niedrig
als zu hoch gegriffen sein dürfte. Dann möchte ich bemerken: wie die Parteien in die Lage
kommensollten, mehr reisen zu müssen,wenn sie an die Amtsgerichtereisen, als wenn sie an die
Landgerichtereisen, ist mir nicht klar. Die Leute, welche nicht am Orte des Gerichts wohnen,
werden reifen müssen, wenn sie ihre Angelegenheiten nicht brieflich abmachen, was sie thun
können; aber worauf die Annahme gegründet ist, daß die Reisen nach dem Amtsgericht häufiger
nothwendig fein werden, das weiß ich nicht. Darüber, daß fchwierige Sachen bei den Amts¬
gerichtenwenig vorkommen,uud daß deshalb Reifen nur ausnahmsweife nothwendig sein werden
kann ich mich auf das beziehen, was ich vorhin gesagt habe. Ich möchte schließlich noch zu deni
Wunscheder Einführung der GrundbuchordnungFolgendes bemerken: Die Hauptfrage ist dabei
allerdings die, ob die objektiven Unterlagen dafür vorhanden sind, ob sich die Grundstückein
Uebereinstimmungmit dem Kataster ermitteln lassen, ob die Eigenthümer der einzelnen Grundstücke
und ob die Nealbcrechtigungenfestgestellt werden können. Sehr wichtig ist es eben auch, ob man
die Beamten und überhaupt die Einrichtungen hat, um das Vorbezeichnete ermitteln und feststellen
zu können, und neben allen anderen Gesichtspunkten ist auch die Rücksichthierauf dafür maßgebend
gewesen,den Hypothekenverkehr,soweit als dies möglich ist, an die Amtsgerichte zn verweisen,
damit eine allmalige Gewöhnung sowohl des Amtsgerichts wie des Publikums eintritt, und ich
glaube, Sie können Ihren Wunsch, die Grundbuchordnung eingeführt zu fehen, nicht besser
fördern, als wenn Sie dieses Gesetz annehmen. Es ist ganz unzweifelhaft eine Vorstufe dazu,
und wenn Sie das Gefetz annehmen, fo wird es zweifellosmit geeignet fein, die Bedenken,welche
fönst gegen die Einführung des Grundbuches geltend gemacht werden, abzufchwächen.

Landtags-Marfchall: Es wünscht Niemand mehr das Wort zur Generaldiskussion,
ich schließe dieselbe und gebe dem Herrn Referenten das Schlußwort.

Landesrath Küster: Meine Herren! Wenn Sie den Antrag, der von den beiden Herren
unterschriebenist, durchlesen, fo geht er zunächst dahin, daß das bisherigeRangordnungsverfahren
ein Bedürfniß zur Abänderung nicht nachweife, daß dagegen eine gütliche Einigung der Interes¬
senten möglichst erleichtertresp, verordnet werde. Gegen diesen Antrag dürfte zunächst sprechen,
daß bis zur Neichscivilvrozeßordnungfast für jeden Prozeß ein Sühneversuchvorgeschrieben war,
daß sich aber in der Praxis derselbe nicht bewährt, und daß die Statistik nachgewiesenhat, daß
von hundert Fällen kaum irgend ein Prozentsatz in den Terminen zum Sühnevcrsuche ausgeglichen
worden ist. Es hat ferner die rheinische Ciuilprozeßordnunghinsichtlichdes Cullokationsverfahrens
die Bestimmung getroffen, daß den Parteien Gelegenheit geboten werde, sich innerhalb eines
Monats über die Vertheilung des Kaufpreifes zu einigen, und daß erst nach diesem Monat das
Collokationsuerfllhreneingeleitetweiden durfte. Meines Wissens hat diese monatlicheFrist kaum
«gend einen Erfolg zu verzeichnengehabt, es fei denn, daß die Parteien sich deshalb über die
Vertheilung geeinigt hätten, weil sehr wenig Hypotheken und Grundstücke vorhanden waren, so
daß in der gesetzlichen Unordnungder Frist eine Veranlassungzur Einigung nicht lag. Es hat auch
die Neichscivilprozeßordnnng von dem Grundsätze eines obligatorischen Sühneversuches Abstand genom¬
men, weil der zwangsweiseeinzuführendenur zu Kosten und Zeitvergeudung Veranlassung gebe.

2U
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Wenn in dein Antrage ferner gesagt wird, daß die Gerichts- und Anwaltskostennach den in der
Reichsgesetzgebung aufgestelltenGrundsätzen festgestellt werden sollen, also eine Reduktion eintreten
müsse, so ist in der Hauptsacheeine Uebereinstimmungdiesseits mit beiden Herren zu constatiren;
wenn in demselben Athem aber Herr AbgeordneterAdams gesagt hat, daß ich als Referent zu haar¬
sträubende Dinge von den Kosten gesagt habe, da es absolut nicht verständlich gewesen, wie die Nhein-
provinz einen solchen Zustand so lange hätte dulden können, so scheint mir hierin ein Widerspruch
zu liegen. Wenn der Herr Abgeordnete ferner darauf hingewiesenhat, daß die Anwaltskosten
im Jahre 1875 um 20 °/u erhöht worden seien und dies auch gegen die zu große Höhe der
Anwaltskosten spreche, so übersieht er, daß sowohl seitens des Ausschusses,wie des Provinzial-
Verwaltungsraths nicht die Kosten an und für sich reduzirt werden sollen, sondern daß die
Anwaltsverrichtungenzum grüßten Theile aufgehobenwerden, indem beispielsweifeder betreibende
Anwalt ganz fortfällt, und daß man unmöglichdem Anwälte Kostendafür zubilligen kann, daß
er eine Thätigkeit nicht mehr vornimmt, die er jetzt ausübt. Die für einzelneProduktionen durch
das Gesetz vorgeschlagene anderweitige Normirnng der Gebühren steht im Einklang mit
der Reichscivilprozeßordnungund dem Kostengesetz. Es ist daher meines Erachtens wohl nicht
richtig, wenn gesagt wird, daß aus der Erhöhung von 20°/« in dem Jahre 1875 folgen
würde, daß die Anwaltskosten an und für sich eine Reduktion nicht zu erfahren hätten.
Es ist ferner gesagt worden, daß die Rechtssicherheitin den hypothekarischen Rechtsverhältnissen
jetzt noch nicht hinreichend eingetreten fei, daß sie erst nach 10 Jahren eintreten würde und
daß bis jetzt, wie Herr Adams fagt, vielleicht ^/i» der Zustände ein rechtssicherergeworden
wäre. Meine Herren! Räch der Auffassungdes Ausschussesund des Prouinzial-Verwaltungs-
raths dürfte das nicht richtig sein; denn der Schwerpunkt der Nechtsuusicherhcitlag in den
stillschweigenden Hypotheken, und von dem erwähnten Zehntel kann man nicht hinsichtlich der
gänzlichbeseitigtenstillschweigenden Hypotheken, sondern nur hinsichtlichder Generalinscriptionen
sprechen. Die Generalinscriptionen sind aber lange nicht so gefährlich, wie die stillschweigenden
Hypotheken; die altländischenJuristen haben kaum einen Begriff von den verworrenen Nechts-
zuständen, welche dadurch geschaffen waren, daß stillschweigendeHypothekenauf allen Grundstücken
haften konnten. Wenn der Herr AbgeordneteAdams ferner hervorgehobenhat, daß ich zugeben
müßte, daß einzelne Prozesse und Widersprüche durch Erklärung der Anwälte zu Protokoll auf
der Gerichtsschreibereierledigt werden können und oft erledigt sind, so kann ich das zugeben;
auf der anderen Seite aber ist zu bemerken, daß ein anderer Weg der Verständigung im
Collokationsverfahrennicht möglichist; wir haben jetzt keinen Verhandlungstermin, die Parteien
kommen nicht zusammen, die Parteien können sich nicht ausfprechen; durch den Entwurf wird
dieses verändert: jetzt wird der Parteibetrieb durch das Betreiben des Verfahrens seitens des
Amtsgerichts ersetzt, das Amtsgericht ladet die Parteien vor, und diese verhandeln mit einander,
während das früher nur durch den Anwalt geschehen konnte. Wenn ferner hervorgehobenwird,
es sei ein feststehender Gebrauch gewesen, von denen, die nicht untergekommensind, nur einen
Theil der Produktionskostenzu fordern, fo mag das an verfchiedenenLandgerichtenüblich sein,
theilweiseist das auch am hiesigen Landgerichtüblich; ich kenne aber Fälle, wo die vollständigen
Gebühren gefordert worden sind, und der Anwalt hat ein Recht, sie zu fordern; es spricht dies
also nicht für das bisherige Verfahren. Wenn endlich hervorgehoben wird, daß alle Gläubiger
nicht in dem Amtsgerichtsbezirkewohnen, fondern viele in den Städten, und daß deshalb das
Verfahren über die Theilung des Immobilarkaufpreises nicht vor dem Amtsgerichtethunlich sei,
so mache ich darans aufmerksam, daß ebenwenigdie Gläubiger eines Mobilarkaufpreisesin dem
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Bezirk des Amtsgerichteswohnen, dieses letztere Verfahren aber schon im Jahre 1879 an die
Amtsgerichte verwiesen worden ist, was, wie Sie in dem Referate ausgeführt finden, keinerlei
Schwierigkeiten ergeben, sondern sich vollständig bewahrt hat. In dem Vertheilungsverfahren
über einen Mobilarkaufvreis können eben so gut Prozesse entstehen und vielleicht noch größere
Streitigkeiten sich ergeben,wie bei den Hypotheken. Wenn der Anwalt von dem auswärtigen
Hypothekargläubigermit der Sache befaßt wird, so kann er schriftlich dieselbe erledigen, er kann
auch, wenn es nöthig sein sollte, Hinreisen; das Recht, daß diese Neisegebühr ersetzt werde,
soll nach der diesseitigen Auffassung nicht genommen, sondern nur die Anordnung, daß alle
Rangordnungsverfahren bei dem Landgericht von den Anwälten betrieben werden müssen, auf¬
gehoben werden. Uebrigens wohnen auch nicht alle Hypothekargläubiger,welche produziren, gerade
in der Stadt, in welcherdas Landgerichtfeinen Sitz hat, so daß auch jetzt Reifen nothwendigsind.

Hum Schluß gestatten Sie mir noch eine persönlicheBemerkung. Wenn der Herr
AbgeordneteEourth darauf hingewiefenhat, daß es eine unglückliche Exemplifizirungmeinerseits
sei, zu sagen, die Provinzial-Hülfskasfesei wohl in der Lage, darüber zu urtheilen und ein Gut¬
achten abzugeben, ob die Sicherheit in dein Hypothekenrechteine größere gewordensei, denn es
sei zur Bewältigung der Arbeit ein Hülfsarbeiter angenommen worden, fo ist das Erstere eine
persönlicheAnsicht seinerseits, wenn ich auch das Entgegengesetzte glaube, dagegen scheint mir die
Schlußfolgerung weil ein Hülfsarbeiter angenommenworden, darnm könne die Provinzial-Hülfs¬
kasse nicht in der Lage fein, ein Urtheil über die größere Sicherheit abzugeben,wohl nicht richtig
zu fein. Ich habe vielmehrGrund, anzunehmen,daß, wenn sich der Wirkungskreis der Hülfskasse
um das Drei- und Vierfache vergrößert, das ultra posse nerno tsnswr auch bei dem Direktor
der Hülfskasfe zutreffen kann, und, wenn er nicht mehr in der Lage ist, Tausende und
abermals Tausende Nummern zu bearbeiten und einen Hülfsarbeiter zur Prüfung der Titel
nothwendig hat, fo kann man auf der andern Seite sich den Schluß erlauben, daß er erst recht
in der Lage is/ in Folge der Vergrößerung und Vermehrung der Geschäfte,darüber ein Urtheil
zu haben, ob eine größere Rechtssicherheiteingetreten ist oder nicht. Ich glaube mit diesen
allgemeinen Bemerkungen schließenzu können und verweife im Uebrigen auf die ausführliche
Begründung des Referates.

Landtags-Marfchall: Was die Behandlung der Anträge anbetrifft, fo glaubeich, daß
es richtig ist hier in unserer Plenar-Eommifsionssitzungzunächst das Gesetz im einzelnendurch¬
zunehmenund erst an, Schlüsse über die allgemeinen Anträge zur Abstimmungzu schreiten. Wir
können doch nicht, ehe wir unter uns über das Gesetz schlüssig geworden sind, über einen solchen
allgemeinenAntrag prinzipieller Natur, wie er hier vorliegt, uus entscheiden. Sind die Herren
damit einverstanden? (Zustimmung.) „ , , .

Wir würden also dann heute Nachmittag um 4^ Uhr fortfahren und unbefchadetdes
vorliegendenallgemeinen Antrags der Herren AbgeordnetenAdams und Courth in die Besprechung
der einzelnenParagraphen eintreten. Meine Herren! Die Sitzung ist für jetzt vertagt.

(Pause von 1'/4 bis 4'/« Uhr.)

Landtags-Marfchall: Meine Herren: Die Sitzung ist wieder eröffnet. Wir fahren
in der Erledigung unserer Tagesordnung fort und kommen zur Durchberathung der einzelnen
Paragraphen. Ich nehme an, daß zu der Ueberschriftnichts zu bemerken ist. Zu §. 1 hat der
Herr Referent das Wort.

20»
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Landesrath Küster: 8- l beginnt mit den Worten:
„Das Rangordnungsverfahrenfindet auf Antrag statt im Falle der Zwangsversteigerung
oder des Hypotheken-Reinigungsverfahrens(Art. 2185. 2186 d. V. G.-B.) und in
sonstigenFällen :c."

Der Provinzial-Verwaltungsrath und Ausschuß waren der Ansicht,daß die Worte: „im
Falle der Zwangsversteigerungoder des Hypotheken-Reinigungsverfahrens(Art. 2185.2186 C.-G.-B.)
und in sonstigen" zu streichen und einfach zu sagen sei: „findet statt in allen Fällen, in welchen
ein endgültig festgestellter Preis" u. s. w. Es scheint dies wohl redaktionellrichtiger zu sein, da
auf die beiden speziellen Fälle auch die allgemeinen Bedingungen des Schlußsatzes des §. 1
Anwendung finden.

Landtags-Marschall: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Ich habe hier zu bemerken, daß meiner Ansicht nach

kein Bedenkenvorliegen wird, diesem Vorschlagezu entsprechen.
Landtags-Marschall: Gegen den §. 1 wird sonst nichts erinnert, derselbe ist in der

vorgeschlagenenFassung angenommen. Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Zu ß. 2 ist nichts zu erwähnen, ebensowenig zu §. 8, dagegen liegt

zu 8- 4 ein Antrag vor. Dieser Paragraph lautet in seinem ersten Absatz:
„Der Antrag auf Eröffnung des Nangordnungsverfahrens ist zu Protokolldes Gerichts¬
schreibersoder durch Einreichung eines von einem Nechtsanwalt oder Notar unter¬
zeichneten Schriftsatzes zu stellen. Oeffentliche Behörden, sowie Personen, welche zum
Richteramt befähigt sind, können den Antrag schriftlich ohne Zuziehung eines Nechts-
anwalts oder Notars stellen."

Provinzial-Verwaltungsrath, sowie Ausschußwaren der Ansicht, die Worte „von einem
Nechtsanwalt oder Notar" zu streichen und zu sagen: „eines von dem Antragsteller oder seines
Bevollmächtigtenunterzeichneten Schriftsatzeszu stellen", sodann den Passus: „Oeffentliche Behörden,
sowie Personen, welche zum Nichteramtbefähigt sind, können den Antrag schriftlich ohne Zuziehung
eines Ncchtsanwlllts oder Notars stellen", ebenfalls zu streichen. Den Grund hierzu finden Sie
in denjenigenMotiven, welche ich heute Morgen dafür angeführt habe, daß es zweckmäßig erscheint,
dem Hypothekengläubigernicht das Recht zu nehmen, persönlich den Antrag auf Eröffnung des
Verfahrens zu unterschreiben,ebenso die Widersprüche.

Landtags-Marschall: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
GeheimerIustizrath Stolterfoth: Auch hier habe ich nur zu erklären, daß lein Bedenken

bestehen wird, dem Antrage zu entsprechen.
Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Sodann ist noch bei Nr. 8 des §. 4 etwas zu erwähnen. Es heißt:

„3. der Schuldner und der Drittbesitzer." Diese sollen jetzt berechtigt sein, den Antrag auf
Eröffnung zu stellen; an und für sich ist das ein großer Vorzug gegenüberdem jetzigen Verfahren;
die Stellung des Antrages Seitens des Schuldners kann aber nur möglich erscheinennach dem
Zwangsverfahren und nach dem Hypotheken-Reinigungsverfahren,eventuell auch nach jeder öffent¬
lichen notariellen Versteigerung,falls nämlich der Antrag 8ub Nr. 2 zu dem zweiten Gesetze über
das Reinigungsverfahren acceptirt und eine gesetzlicheBestimmung erlassen wird, welche die Vor¬
schrift enthält, daß die Inhaber der eingetragenen Hypotheken und Privilegien zu dem Verstei¬
gerungstermine unter Velassung einer bestimmtenFrist geladen und das nach der Cabinetsordre
vom 9. April 1886 den Hypothekargläubigern bei den Subhastationen zustehendeRecht ihnen
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auch für diese Versteigerungverbleibe; alsdann würde der Zuschlag bei einer notariellen Versteigerung
dem Zuschlag bei einer Subhastion gleichstehen. Mit Rücksichtauf. Nr. 5 erscheintder Zusah
bei Nr. 3 zweckmäßig:„Im Falle einer Zwangsversteigerung und eines Hypotheken-Reinigungs-
Verfahrens eventuellim Falle eines notariellen öffentlichen Verkaufes."

Landtags-Marfchall: Zu den §8-2 und 3 ist nichts zu bemerken gewesen, ich erkläre
dieselben für genehmigt. Zu §. 4 wird das Wort auch nicht verlangt, §. 4 ist gleichfallsge¬
nehmigt. Wir kommen zu ß. 5, der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Zu §. 5 ist nichts zu erinnern.
Landtags-Marschall: §. «. Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Bei ß. 6 wurde sowohl im Provinzial-Verwaltungsrath als im

Ausschuh die Erklärung abgegeben, daß es mit Rücksichtauf die Gerichtssprachein der Nhein-
provinz richtiger erscheine, zu sagen:

„das Amtsgerichthat die Zurückweisungunzulässiger oder unbegründeter und die
Ergänzung mangelhafter Anträge zu verfügen,"

und in dem zweiten alinea:
„erachtet das Amtsgerichtden Antrag für zuläffig und begründet" :c.

Landtags-Marschall: Auch hier wird nichts bemerkt, ich erkläre den §. 6 für genehmigt.
Zu §. 7 ist nichts zu erinnern, wir kommen zu §. 8. Der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Bei §. 8 ist seitens des Ausschussesein Zusatz gewünscht worden,
der im Prooinzial-Verwaltungsrathe nicht zur Sprache gekommen ist und zwar in dem alinea 3
am Schlüssehinter dem Worte „erfolgen". Das alinea lautet:

Bei der Aufstellungdes Planes sind auch diejenigenForderungen zu berücksichtigen,
welche erst nach Ablauf der Frist angemeldet worden sind. Nach Aufstellung des
Planes kann die nachträglicheAnmeldung einer Forderung nur in der Form der
Erhebung eines Widerspruchserfolgen."

Es wurde beschlossen, hinzuzufügen: „welcher den Gläubigern, die angemeldethaben,
auf Kosten des Widersprechendenzuzustellenist". Die Motive dazu waren, daß die Hypo-
thetarglaubiger, welche sich von dem Inhalte des provisorischenStatus überzeugt hätten und
nunmehr glaubten, in dem Termin nicht erscheinen zu müssen, weil Alles in Ordnung sei, durch
einen nachträglichangemeldetenWiderspruch in ihren Rechten vielleicht gekränkt würden; daß es
auch demjenigen gegenüber, der nachlässig in seiner Pflicht gewesen, nicht unbillig sei, wenn auf
seine Kosten der Widerspruchden angemeldethabenden Gläubigern notificirt werde.

Landtags-Marschall: Ist hiergegen etwas zu erinnern? — Es ist nicht der Fall, ich
erkläre den Paragraphen in der von dem Ausschuß vorgeschlagenen Form für genehmigt. Wir
kommen zu ß. 9, der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Bei §. 9 wird vorgeschlagen,am Schlüsse dem Satze: „Haben
dieselben keinen bekannten Wohnort, so genügt die einmalige Einrückung der Ladung in die für
Bekanntmachungendes Amtsgerichts bestimmte Zeitung", einen Zufatz hinzuzufügen. Da eine
Frist nickt gestellt ist und es immerhin möglich erscheint, daß der Amtsrichter eine sehr kurze
Frist zwischendem Termine zur Erklärung über den Plan und der Aufgabe der Ladung zur
Post lasse, so wurde seitens des Ausschusses der Zusatz beschlossen:

Die Frist zwischen dem Termin zur Erklärung über den Plan und die Aufgabe der
Ladungen zur Post bezw. der Einrückung derselben in die Zeitung muh mindestens
14 Tage betragen".
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Der Hupothekargläubigersoll Zeit habe», sich über den Plan und die Nichtigkett desselben,
wenn nöthig, Aufklärung zu verschaffen

Landtags-Marsch all: Ist zu ß. 9 etwas zu bemerken?— Es ist nicht der Fall, ich
erkläre den ß. 9 mit der vorgeschlagenen Aenderung für genehmigt. Zu ß. 10 ist nichts zu
bemerken. Wir kommen zu §. 11, der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Zu §.11 ist dasselbe zu erwähnen, was bereits bei §. 4 erwähnt
worden ist, die Worte „von einem Nechtsanwalt oder Notar" sind zu ersehendurch die Worte:
„von dem Widersprechendenoder seinem Bevollmächtigten." Sodann sind die Worte: „Oeffentliche
Behörden, sowie Personen, welche zum Nichtemmt befähigt sind, können fchriftlich, ohne Zuziehung
eines Ncchtsanwalts oder Notars Widersprucherheben", vollständig zu streichen aus den Motiven,
die ich Ihnen bei ß. 4 angegebenhabe.

Landtags-Marschall: Ist gegen diese Streichung etwas zu erinnern? —Es ist nicht
der Fall, auch dieser Paragraph ist genehmigt. Zu §. 12 ist nichts zu erinnern. Zu §. 13 hat
der Herr Referent das Wort.

Landesrath Küster: Bei §. 13 wird der Zusatz zweier alinea« beantragt, und zwar
wird durch übereinstimmendenBeschluß des Provinzial-Verwaltungsrathes und des Ausschusses
zunächst als alineu, 2 einzufügengewünscht.

„Eine einmalige Vertagung des Termines auf 14 Tage zur Abgabe von Erklärungen
auf erhobeneWidersprücheist auf Antrag statthaft."

Die Motive waren, daß, weil in dem Termine selbst Widersprüche erhoben werden
dürfen, und Jeder sich sofort auf den Widerspruchzu erklären hat, möglicherweise Verwirrung
und Streitigkeiten entstehen, die vermieden würden, wenn der eine oder andere Rücksprache mit
seinem Nechtsanwalt nehmen tonne, und die faktischen urrechtlichenVerhältnisse aufgeklärt würden.
Es erscheint daher dem Ausschuß und es schien auch dem Provinzial-Verwaltungsrath richtig zu
sein, eine einmalige Vertagung auf 14 Tage, um auf Widersprüchesich zu erklären, zuzulassen'

Landtags-Marschall: Ist hiergegen etwas zu erinnern? — Es ist nicht der Fall,
der Absatz ist genehmigt. Der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Sodann wurde ein 4. alinoa, also hinter dem 3. nline^, welches
mit den Worten „wird der Widerspruch" beginnt, hinzuzufügenbeschlossen:

„Ist ein in dem Termine nicht erschienener Gläubiger bei dem Widersprüche betheiligt,
welchen ein anderer Gläubiger erhoben hat, so wird angenommen, daß er diesen
Widerspruchnicht als begründet anerkennt."

Es soll also Derjenige, der nicht erscheint, nicht etwa als consentirend, sondern
vielmehr als dissentirend gegen den Widerspruch, der erhoben wird, angenommenwerden. Es ist
dies dieselbe Bestimmung, die bei dem Theilungsverfahren auch in die Neichs-Civilvrozeßordnung
aufgenommenist.

Landtags-Marfchall: Es wird auch gegen diesen Absatz nichts erinnert, ich nehme
an, daß §. 13 in der vom Ausschuß vorgeschlagenenFassung acceptirt wird. Zu §. 14 hat der
Herr Referent das Wort.

Landesrath Küster: In §. 14 sollen nur in der vierten Zeile die Worte „oder Notar"
gestrichen werden, so daß es heißt „durch einen Nechtsanwalt". Es ist dies eine Folgerung des
früheren Beschlusses, durch welchen Sie die Vertretung durch den Notar abgelehnt haben.

Landtags-Marschall: Ist hiergegen etwas zu erinnern? — Es ist dies nicht der
Fall, auch 8- 14 ist genehmigt. Zu H. 15 hat der Herr Referent das Wort.
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Landesrath Küster: Zu §. 15 ist seitens des Ausschusses ein Zusatz beschlossenworden,
der dem Provinzial-Verwaltungsrath nicht unterbreitet war. Es heißt da in «linoa 2:

„Im Range der angewiesenenForderungen werden den Gläubigern angewiesen:
1. die von denselben aufgewendetenKosten, soweit dieselben nach freiein Ermessen

des Gerichts zu zweckentsprechenderNechtsverfolgungnothwendig waren, jedoch
mit Ausschlußvon Reisekosten etwaiger Vertreter."

Es wurde hervorgehoben,daß es dem freien Ermessendes Amtsgerichtesnicht unterliegen
könne, ob, wenn eine Partei einen Anwalt genommenhabe, diese Anwaltskustenim Range der
angewiesenenForderungen zu lociren seien; das müsse geschehen, wie auch heute Morgen von
allen Seiten anerkannt worden ist. Was die Reisekosten anlange, so könne es vorkommen, daß
die Reisekosten wirklich zur nothwendigenVertheidigung gehören, und da müsse es dein Gericht
anheim gegeben werden, auch diese Reisekosten zubilligenzu können. Es wird daher beantragt, den
Zusatz zu machen:

Die von ihm zu zahlendenGebühren des Anwaltes für den Antrag auf Eröffnung
des Verfahrens, Anmeldung der Forderung und Wahrnehmung der Termine, fodann
nach freiem Ermessen des Gerichts die dem Anwälte zustehenden Reisekosten."

Landtags-Marschall: Ist hiergegen etwas zu erinnern? — Es ist nicht der Fall,
auch dieser Paragraph ist in der Fassung des Ausschussesgenehmigt. Zu §. IN ist nichts zu
erinnern. Wir kommen zu §. 17, der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: ß. 1? muß sowohl nach der Auffassung des Provinzial-Nerwaltungs-
raths, wie des Ausschusses vollständiggestrichen werden. §. 1? bestimmt, daß abgeschlossene Plane
im Wege der Beschwerde seitens der Parteien noch einmal angegriffenwerden tonnen. Alisschuß,
wie Provinzial-Verwaltungsrath waren der Ansicht, daß, wenn der vorläufige Plan geprüft sei,
weun alle Widersprüchebeseitigt seieu, alles entweder consentire oder als consentirend angenommen
werden müsse, also der Plan definitiv abgeschlossen sei, nicht zugegeben werden dürfe, daß
nunmehr Jeder noch einmal den Plan angreifen könne, fonderndaß dorselbe als definitiv festgestellt
und als unangreifbar gelten müsse; es ist dies auch nach dem jetzigen Verfahren der Fall.

Landtags-Marschall: Sind Sie mit der Streichung von §. 1? einverstanden? —
Es erfolgt lein Widerspruch, die Streichung wird genehmigt. Zu §. 18 hat der Referent das Wort.

Landesrath Küster: In ß. 18 werden mit Rücksicht darauf, daß §. 1? gestrichen ist,
die Anfaugsworte: „Nach Rechtskraft des Beschlusses,durch welchen" gestrichenund durch das
Wort .Sobald" ersetzt werden müsse,:, so daß es heißt: „Sobald der Plan abgeschlossen ist" :c.

Landtags-Marschall: Wenn kein Widersprucherfolgt, nehme ich Ihr Einverständnis)
an. - Die Streichung der Worte ist genehmigt. Der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Zn den §§. 19 bis 23 incl. ist nichts zu erinnern, der Ausschuß
hat wenigstens beschlossen, den §. 22 unverändert zu acceptiren. Es ist bei der Berathung
allerdings von einer Seite Widerspruchgegen diesen Paragraphen erhoben worden, dieser Wider¬
spruch ist aber, wenn ich nicht irre, fallen gelassen;wenigstenswurde bei der Abstimmung§. 22
vollständigunverändert angenommen.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
AbgeordneterCourth: Ich habe meinen Widerspruchfallen lassen.
Landtags-Marschall: Ich nehme an, daß die A 19 bis 23 genehmigtwerden.

3u §. 24 hat der Herr Referent das Wort.
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Landesrath Küster: Im §. 24 wird nun der Schlußpassus:
„In den Fällen des Z. 1? beginnt die Frist zur Einlegung des Rechtsmittels mit
dem Tage der Verkündigung des Abschlusses des Planes",

zu streichen sein, weil Sie den §.17 überhaupt gestrichen haben.
Landtags-Marschall: Ich nehme an, daß §. 24 genehmigt ist. Zu den §§. 25

und 26 ist nichts zu bemerken. Zu §. 27 hat der Referent das Wort.
Landesrath Küster: Bei den §H. 2? und 28 kam zur Sprache, daß nach §. 27 die

Bestimmungen über die Ansehungund Erhebung der Gebühren durch königlicheVerordnung getroffen
werden sollen, und daß dieselbe vor Ablauf von drei Jahren dem Landtage zur verfassungsmäßigen
Genehmigung vorgelegt werden soll, während in §. 28 ein Termin nicht gestellt ist, in welchem
das Gesetz in Kraft treten soll. Der Ausschuß war der Ansicht, daß es als nothwendig erachtet
werden müsse, daß dem Landtage der Monarchie das Gesetz zu gleicher Zeit mit dem Kostengesetz
vorgelegt werde, denn das Kostcngesetz sei gerade die Hauptveranlassung und der Hauptgrund,
weshalb man von dem bisherigen Verfahren Abstand nehme, und es könne dem Hause der
Abgeordneten die Sache nur dann mit einer richtigen Begründung vorgestellt und die Noth¬
wendigkeitdes Gesetzes nur dann plausibel gemacht werden, wenn man ihm zu gleicher Zeit durch
festbestehcnde Bestimmungen schon nachweisenkönne, so und so viel werde in dem betreffenden
Verfahren gespart werden. Es bestand zwar von anderer Seite die Auffassung, daß die Kosten
nach den Mittheilungen, die erfolgt sind und die Sie heute Morgen auch gehört haben, ganz
erheblich reduzirt werden; der Ausschuß war aber der Ansicht, daß es dennoch als zweckmäßig
erachtet werden müsse, daß das Kostengesetz zugleich mit dem Gesetz vorgelegt werde.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
AbgeordneterCourth: Meine Herren! In den Kosten liegt des Pudels Kern, wie wir

heute Morgen weitläufig dargelegt haben. Wir haben heute Morgen schon von dem Herrn
Commissardes Iustizministers gehört, daß die Staatsregierung in Aussicht genommenhabe, eine
Ermäßigung um 50 000 M. eintreten zu lassen. Ich bin der Ansicht, daß, wenn wir mit den
anderen Provinzen gleichgestellt, also, wenn ich recht verstehe, °/,o von dem Werthobjektberechnet
werden sollen, der Ausfall ein weit größerer sein wird. Ich möchte an den Herrn Commissar die
Frage richten, ob er uns die angenehme Aussicht eröffnen kann, daß die Rheinprovinz mit den
übrigen Provinzen gleichgestellt werden wird.

Landtags-Marschall: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Darüber kann ich eine ganz bestimmte Erklärung

nicht abgeben, weil die Verhandlungen noch schweben, ich habe deshalb gesagt, daß mit Sicherheit
darauf zu rechnen sei, daß mindestens 50 000 M. erspart werden würden. Die Vorstands¬
beamten des Oberlandcsgerichtcs haben eine Berechnung für die 811 Rangordnungsvcrfahrcn
aufgestellt, welche im Jahre 1884 vorgekommensind. Darnach hat nach den bisherigen Sätzen
— es sind immer mehrere Kategorien zusammengefaßt,es ist nur eine Wahrscheinlichkeitsrechnung -^
108 000 M. bezahlt werden müssen, und wenn °/io genommenwerden, so würden es 46 000 M-
sein; es würde also mehr als die Hälfte gespart werden. Ich kann Ihnen heute keine bestimmte
Zusicherunggeben, ich hoffe aber, daß es möglichsein wird, auf °/,° zu kommen. Jedenfalls
gehen die Meinungen darüber so wenig auseinander, daß ich Ihnen sagen kann, die Hälfte
wird erspart weiden.

Es soll der Wunsch ausgesprochenwerden, aus Zweckmäßigkeitsgründendas Kosten¬
gesetz gleichzeitig mit vorzulegen, ich glaube aber, daß das nicht zweckmäßig sein würde. Die
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Materie ist eine schwierige, namentlich in den Einzelheiten. Wenn durch KöniglicheVerordnung
das vorläufig geregelt wird, mit dem Vorbehalt, daß längstens innerhalb 3 Iahreu dem
Landtage der Monarchie diese Verordnung vorgelegt werden muß, so, glaube ich, wird jede
etwaige Benachthciliguug der Provinz sofort zu deren Gunsten ausgeglichenwerden, während,
wenn etwas zum Nachtheile des Fiskus bestimmt weiden sollte, es mir sehr zweifelhaft ist, ob
der Fiskus nachher eine Aenderung erreichen würde. Wenn sie aber jetzt die Kosten durch
Gefetz festlegen, so könnten dadurch nebensächlicheBestimmungen, die aber Unbequemlichkeiten
und möglicherweisepekuniäre Schädigungen verursachen, auf die Dauer festgelegt werden, uud
Sie wissen alle selbst, es ist schwer, ein Gesetz abzuändern. Daß an dem gegebenen Versprechen
nicht festgehalten werden sollte, werden Sie nicht annehmen. Jedenfalls kann gegenüber dem
Abgcordnetenhlluseund dem Herrenhaufe nicht mit verdecktenKarten gespielt werden, bis
dahin muß ermittelt werden, welche Sätze in der Königlichen Verordnung zur Ausführung
gebracht werden, so daß das Herrenhaus und das Abgeordnetenhaus vollständig klar werden
sehen können, ob sie mit den Kostenbcstimmuugcnzufrieden sind oder nicht.

Landtags-Marschllll: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Meine Herren! Ich muß es sehr bedauerlich finden, daß die

Zusage nicht gemacht werden kann, daß dem Landtage der Monarchie zusammen mit dem
Gesetze das Kosteugefctz vorgelegt werden wird. Die Kostenersparnis; ist eigentlichdas einzige
Motiv, welches dem Gesetze zu Grunde gelegt wird, und wenn man nicht weiß, ob eine Kosten¬
ersparnis; eintritt uud welche Kostenersparniß eintritt, so kann der Landtag der Monarchie
unmöglich darüber urtheilen, ob wirklich eine Veranlassung zur Annahme des Gesetzes vorliegt.
Ich bemerkedazu, daß man in den Ministerien außerordentlich zäh in der Gerichtskostenfrage
ist. Sie wissen es ja, meine Herren, wie seit Jahren, auch von dem Reichstag, um Herab¬
setzung der Gcrichtskostenpetitionirt wird. Als Antwort auf das seit Jahren gestellte Ansuchen,
eine Ermäßigung der Gcrichtskosten einzuführen, haben Sie vor etwa 8 Tagen in den
Zeitungen den vom Bundesrat!) angenommenenEntwurf gelesen, in welchem gesagt wird, daß
verschiedene Kosten der Anwälte ermüßigt werden sollen, daß aber von einer unwesentlichen
Ermäßigung der Gcrichtskosten keine Rede sein soll, dazu kein Bedürfniß vorliege und dabei
schreit doch ganz Deutschland über die außerordentliche Höhe der Gerichtskostenund am meisten
wird diese Höhe hier in der Rheinproviuz cmpfuudcn, weil wir früher gar keine Gcrichtskosteu
hatten, sondern nur unbedeutendeGcrichtsschreibergebührcnund den Urthcilsstcmpel. während
Wir jetzt außerordentlich hohe Gcrichtskostenzahlen müssen. Nun muß ich sagen, daß es eigen¬
thümlich ist, der Landcsvertretung zuzumuthen. zu warten, wie sich das Verfahren einrichtet,
ein Gesetz anzunehmen, ohne zu wissen, in welchem Maße die Kosten, namentlich die Gcrichts¬
kosten, erniedrigt werden, ohne also beurtheilen zu können, ob das. was als Ermäßigung ein¬
tritt, wirklich ein Aequivaleut für die Aenderung und Beunruhigung des Publikums ist. Ich
glaube, daß wir diesen Gesichtspunktsehr wohl in Betracht ziehen müssen, uud weuu wir uicht
die Aussicht haben, daß wirklich mit dem Gesetzeauch das künftige Kostengcsetzvollständig
vorgelegt wird, dann müssen die Bedenken gegen das Gesetz noch grüßer sein.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Meine Herren! Ich glaube annehmen zu dürfen, daß der Herr

Abgeordnete Adams den Herrn Negicrungs-Commissar nicht vollständig so verstanden hat, wie
der Heu Negierungs-Kommissar die Sache dargestellt hat. Die KöniglicheVerordnung wird
«lassen und zwar gleichzeitig mit dem Gesetz — die Königliche Verordnung in dieser

21
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Form hat selbstredendkeine Gesetzeskraft,sie kann nachträglich, auch zu Gnnsten der Provinz,
altcrirt werden; — spätestens in l^l Jahren soll aber die Verordnung dem Abgeordnetenhaus»:
vorgelegt werden. Es müssen selbstverständlichBestimmungen über die Kosten erlassen werden,
ein Kostentarif muß vorliegen, wenn das Gesetz in Wirkung treten soll; wenn der Kostcntarif
aber in einem Gesetz dem Abgeordnetenhaus^vorgelegt wird, so, meinte der Herr Negierungs-
Commissar, ist er eben Gesetz und kanu sür die Zukunft nur unter den schwierigsten Umständen
alterirt werden; liegt aber nur eine Königliche Verordnung bei dem Gesetze und mit dem
Gesetze vor, so kann die Königliche Verordnung auf demselbenWege, wie sie erlassen ist, ver¬
ändert werden. Der Ansschnß war allerdings der Ansicht, daß das Kostengesetz gleichzeitig mit
dem Gesetz vorgelegt weiden solle, aber die Frage ob der Erlaß einer Königlichen Verordnung
einem Gesetz nicht vorzuziehen sei, ist im Ausschusseebensowenig vcntilirt wurden, wie im
Pruvinzial-Verwllltungsrathe. Es scheint wirklich, als ob das, was der Herr Regierungs-
Kommissar gesagt hat, durchschlagendist nnd daß es im Interesse der Provinz liegt, nicht
darauf zu bestehen, daß das Kustengesetz gerade in demselbenAugenblick vorgelegt werde, in
welchem auch das Gesetz über das Nangordnnngsverfahrcn vorgelegt wird.

Landtags -Marschall: Der Herr Abgeordnete Adams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Meine Herren! Im Ausschuß war mau, wie ich glaube

annehmen zu dürfen, einstimmig der Meinung, daß es durchaus nöthig sei, daß der Entwurf
des Kosteugesetzes zusammen mit dem Gesetze dem Landtage vorgelegt werde nnd zwar aus den
Gründen, die ich mir vorhin auszuführen erlaubte. Auf eine Königliche Verordnung hat die
Landesgefetzgcbungzunächstkeinen Einfluß, sie würde erst erlassen werden, nachdem das Gesetz
erlassen ist resp, zugleichmit demselben. Wie sie sein wird, weiß man nicht, wir wollen aber
gerade gern, daß der Landtag der Monarchie, ehe er seine Zustimmung zu dem Gesetz gibt,
wisse, in welchem Maße die Kosten gemindert werden. Das war die Meinung des Ausschusses,
und habe ich den Herrn Negierungs-Eommissar sehr gut darin verstanden, daß er gesagt hat,
nicht daß dafür wenig Aussicht vorhanden sei, sondern daß man zunächsteine Königliche Ver¬
ordnung erlassen wolle. Wir wünschengerade zn wissen, in welchem Maße die Verminderung
der Kosten eintreten soll, und daß, wie dies hänfig geschieht und wie es eigentlich in der Negel
geschehen soll, znglcich mit dem Gesetze selbst bestimmt wird, welches die Kosten sein werden.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: In dem Thcilungsgcsctz vom Jahre 1K55 finden Sie dieselbe

Bestimmung, die auch hier in dem Gesetzentwurffür das Cullokatiunsverfahrcn steht, und ich
meine, annehmen zn sollen, daß es, wenn eine KöniglicheVerordnung mit dem Gesetz vorgelegt
wird, eigentlich nicht richtig wäre, zu sagen: die Königliche Verordnung müsse mit andern
Augen angesehen werden, wie das Gesetz. Die Königliche Verordnung kann sogar, wie aus¬
geführt, geeigneter fein, denn sie kann im Interesse der Provinz nachträglichalterirt werden.
Ich glaube, daß von Seiten der Negierung gar kein Anstand genommen wird, zu bestimmeu,
daß das Kostengesctzzu gleicher Zeit vorgelegt werde; wird es aber vorgelegt, so habeu wir,
wie bereits früher betout, zu gewärtigen, daß nachträglich eine Alterirung zu Guusteu der
Proviuz uicht mehr staltfinden kann. Daß das Kostcngcsetz zugleich mit dem Gesetz vorgelegt
werde, wiederhole ich, ist allerdings Beschluß des Ausschusses.

Landtags-Marschall: Meine Herren! Wenn ich selbst das Wort dazu ergreife, fo
glaube ich, daß die Forderung zugleichmit dem Gesetz das Kustengesetz vorzulegen, sehr große
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Bedenkenhat. Wenn erst ein Kostcngesetz ausgearbeitet werden soll, so wird dadurch dieses
für uns so nothwendige, der ganzen Provinz bedeutendeKosten ersparende Gesetz wieder so
lange hinausgeschobenwerden, bis dieses Kostcngesetzfertiggestellt sein wird, während, wenn
jetzt die Kosten durch Königliche Verordnung festgestellt werden und später das Kostengesetz
ausgearbeitet wird, die Provinz hinsichtlichder Gcrichtsiostcn schon früher ungefähr cbenfugut
gestellt wird, wie die altcu Provinzen, Ich habe dies Bedenken ausfprechen wollen, da
Niemand anders es ausfprach. — Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.

Abgeordneter Courth: Mir fcheint die Sache sehr einfach zu fein. Wir wünschen,
nicht schlechtergestellt zu sein, als die anderen Provinzen. Ich nieine, das ist ein billiges
Verlangen, uud der Gcfetzeutwurfist mit ein paar Paragraphen gemacht; ich fchc irgend eine
Schwierigkeit gar nicht ein.

Laudtags-Marschall: Es meldet fich Niemand mehr zum Worte über die beiden
Paragraphen 27 und 28. Der Herr Referent hat das Schlußwort.

Landesrath Küster: Es stehen fich hinsichtlich diefcs Punktes in den 88- 2? und 28
zwei Meinungen gegenüber, die eiuc Meinung, welche durch den Ausschuß vertreten war.
dahingehend, daß in Abänderung der 88- 27 und 28 des Entwurfes da2 Kostcngesetz zugleich
mit dem Gesetzentwurfdem Landtage der Monarchie vorgelegt werde, die zweite Ansicht dahin¬
gehend, daß nicht ein Kostengefetz vorgelegt werde, fondcrn, daß zunächstdurch eine Königliche
Verordnung die Kosten festgesetzt und in 3 Jahren spätestens diese Königliche Verurduuug dem
Landtage der Monarchie vorgelegt werde, gerade so, wie es in dem Theilungsgesetzvom Jahre
l855 auch vorgeschriebenist.

Landtags-Marschall: Meine Herren! Wir schreiten zur Abstimmung. Ich lutte die¬
jenigen Herren, die gegen den Antrag sind, den der Ausschuß zu den 88- 2? und 28 gestellt
hat, sich zu erheben. — Es erklärt sich Niemand dagegen, die Anträge des Ausschussessind
angenommen.

Meine Herren! Wir haben nunmehr das ganze Gesetz erledigt, es :st m der Cmzel-
berathung in der Form, wie der Ausschußes Ihncu vorgelegt hat, angenommen.

Wir kommen nunmehr zu dem Antrage der Herren AbgeordnetenAdams und Courth,
welcher in Nr. 1 die Nothwendigkeitdieses Gesetzesncgirt. Ich werde über das ganze Gesetz
abstimmenlasten; diejenigen, welche für den Antrag der Herren Abgeordneten Adams und Courth
unter Nr. 1 sind, wurden gegen das Gesetz stimmen. Sollte dasselbe im Ganzen verworfen, alfo
der Antrag Adams-Courth angenommen werden, so würden wir auf die weiteren Modalitäten
welche in dem Antrage der Herren AbgeordnetenAdams und Courth unter 2 und 3 aufgestellt
sind einzugehenhabeu. — Gegen diefc Art der Abstimmung erhebt sich kein Widerspruch,wir
gehen zur Abstimmungüber. Der Punkt 1 des Antrages der Herren AbgeordnetenAdams und
Courth geht dahin:

Der rheinische Prouinzial-Lcmdtagwolle erklären:
Daß bezüglich des bisherigenNangordnungsuerfahrensein Bedürfniß zur Abänderung

desselbennur in der Beziehungbestehe, daß die gütliche Einigung der Interessenten
möglichst erleichtertund die Gerichts- und Nnwaltskostenvermindert werden."-

Dieser Satz ncgirt die Nothwendigkeitdes Erlasses dieses Gesetzes. Ich bitte diejenigen,
welche für Annahme des Gesetzes uud gegen den Antrag der Herren Adams und Courth stnd,
sich zu erheben. (Geschieht.)

21"
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Der Antrag des Ausschusses auf Genehmigung des Gesetzes ist gegen die zwei Stimmen
dieser beiden Herren genehmigt. Die weiteren Modalitäten sud 2 und 3 des Antrags sind damit
erledigt.

Damit ist hier in der Plenarcommission das ganze Gesetz mit den Veränderungen
angenommen,wie sie der AusschußIhnen vorgelegt hat. — Zur Geschäftsordnunghat der Herr
AbgeordneteCourth das Wort.

AbgeordneterCourth: Ich habe augenblicklich nicht die Zusammenstellungder Beschlüsse
in Händen, ich habe sie verlegt, ich meine aber, es wäre auch von dein Provinzial-Verwaltungsrath
angeregt worden, nochmals auf das Grundbuch hinzudrängen. Ich habe nicht gehört, daß diese
Resolution zur Verhandlung gekommen wäre.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Wir gelangen nun zu den Anträgen, welche von Seiten des

Provinzilll-Verwaltungsrathes auf Seite 16 des Referates gestellt worden sind. Es heißt dort
folgendermaßen:

„Hoher Landtag wolle erklären:
1. daß er in dem Gesetzesentwurfeüber das Nangordnungsverfahren eine nothwendig

gewordene Verbesserungder geltenden Bestimmungen, besonders in der Voraussetzung
erblickt, daß die sämmtlichenGerichtskosten für die Abwickelung des ganzen Ver¬
fahrens bis zur Aushändigung der Zahlungsanweisungen in gleicher oder in
annähernd gleicher Weise wie in dem Geltungsbereicheder Gruudbuchordnung
vom 5. Mai 1872 bemessen werden, und bei dieser Bemessung womöglich der
Umstand berücksichtigt wird, daß die Kostendes Löschungsaktes"—

nicht „notariellen", das ist gestrichen worden —
„noch besonders von den Betheiligten bezw. aus der Masse berichtigt werden
müssen."

Das ist der Gegenantrag gegen den Antrag der Herren Abgeordneten Adams
und Courth.

Landtags-Marschall: Das ist der Antrag des Provinzial-Vcrwaltungsrathes, welcher
von« Ausschußangenommen worden ist; es ist vom Ausschuß nur eine redaktionelleAenderung
dahin vorgenommen, daß es heißt: „daß die Kosten des Löschungsaktes", nicht „des notariellen
Löschungsaktes".Ist gegen diese Resolutionetwas zu bemerken? — Es geschieht nicht, die Resolution
ist angenommen. Ich bitte den Herrn Referenten fortzufahren.

Landesrath Küster: Es wird vorgeschlagen:
2. „die Bitte auszusprechen, daß auch die an das Hypothekenamt zu zahlenden

Gebühren und Stempelkostenmöglichst in Wegfall kommen".
Das sind ganz bedeutendeKosten, die '/2, '/», ^/lo °/o u. s. w. betragen.
Landtags-Marschall: Ist hiergegen etwas zu erinnern? — Es ist nicht der Fall,

auch dieses Petitum ist angenommen. Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Es wird ferner vorgefchlagen:

3. „der Ansicht wiederholt Ausdruckzu geben, daß eine baldige jedenfallsbezirksweife
Einführung des Grundbuches sich immermehr als nothwendig herausstellt".

Landtags-Marschall: Sind die Herren auch hiermit einverstanden? — Es erfolgt
kein Widerspruch, auch diese Resolution ist, wie die anderen, von der Plenarcommission ein¬
stimmig angenommen. Ich constatire dies hiermit. Der Herr Referent hat das Wort.
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Landesrath Küster: Jetzt würde der Zusatzantrag kommen, über den vorhin abgestimmt
worden ist:

„Hoher Landtag wolle es für nothwendigerklären, daß in Abänderung der §§, 2?
und 28 des Entwurfes das Kostengesetzzugleich mit dem Gesetzentwurf dem Landtage
der Monarchie vorgelegt werde."

Diefer Satz kommt als vierter hinzu, und dann als fünfter Antrag folgender:
„dem Ermessender Staatsrcgierung folgende Bedenken zur Erwägung zu unterbreiten,"

nämlich die sämmtlichenBedenkenhinsichtlich der einzelnenParagraphen, wie sie von mir vorhin
vorgetragen worden sind.

Lllndtags-Marschall: Meine Herren! Das Letztere ist schon besprochen und haben
Sie Ihre Zustimmung ertheilt. Ich nehme an, daß Sie auch zu dem vierten Punkte, der vom
Ausschuß hinzugefügt worden ist, zu dem Wunsche wegen des Kostengesetzes Ihre einstimmige
Zustimmung ertheilt haben. (AbgeordneterAdams: Nicht einstimmig!)

Es hat Niemand dagegen gestimmt.— Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort
zur Geschäftsordnung.

Abgeordneter Adams: Ich stimme dagegen. Wir sind mit den Abänderungen im
Einzelnen einverstanden,wir stimmenaber gegen das ganze Gesetz.

Landtags-Marschall: Wir gehen zu dem zweiten Gesetzentwurf, betreffend das
Hypothekenreinigungsverfahren, über. Der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Meine Herren! Ich habe schon heute Morgen die Ehre gehabt,
darauf aufmerkfam zu machen, daß das Hypotheken-Reinigungsverfahrenzum Zwecke hat, dem
Erwerber zu ermöglichen,das erworbene Grundstückvon den Hypothekenzu befreien und das
Recht der Hypothekengläubigeran und auf das Grundstückin ein Recht an dem Kaufpreis zu
verwandeln Wie ich heute Morgen fchon ausführte, ist bei dem Zwangsvollstreckungs-Verfahren
ec> ipso durch den Zuschlag eine folche Umänderung eingetreten, während bei freiwilligen Ver¬
steigerungendies erst durch das Hypotheken-Reinigungsverfahreneintritt. Nach dem gegenwärtigen
Gefetz sind um das Hypotheken-Neimgungs-und Uebergebotsuerfahren durchzuführen, mele
Formalitäten zu erfüllen. Zuerst muß ein Gerichtsvollziehervom Landgerichts - Präsidenten
committirt werden, um die Zustellung zu machen, dann muß der Betreffende Hypothekengläubigcr
eine Tabelle über alle eingetragenen Hypothekengläubigerentwerfen und muß unter Anwalts-
bestellungjedem Hypothekengläubigersowohl den Committirungsbeschluß,wie die Tabelle mit der
Bemerkungzustellendaß er bereit sei, gegen Löschung der Hypotheken den ganzen Immobilarkaufprels
M bezahlen Ist nun die Frist, die in dem Gesetze mit 40 Tagen gefetzt worden ist, nach dieser
Zustellung verstrichen, dann, meine Herren, ist die Umwälzung des Rechts der Hypothekengläubiger
i" ein Recht an den Kaufpreis eingetreten; es hat jedoch innerhalb der erwähnten 40 Tage jeder
Hypothekengläubiger das Recht - und nun kommen wir auf das fogenannte Uebergebots-
Verfahren — wenn er glaubt, er sei in seinen Rechten gekränkt, der Kaufpreis fei zu medng,
auf Grund des Artikels 2185 ein Uebergebotmit '/i° des Kaufpreises zu machen. Er muh zu
diesem Zweck den Gerichtspräsidentenangehen, einen Gerichtsvollzieherzu committiren, auf der
Gerichtsfchreibereieinen Bürgen für den gebotenenKaufpreis präfentiren; über den Bürgen und
die Titel die dieser hinterlegt, muß eiu Protokoll aufgenommenwerden; der Bürge muß m dem
Appellationsbezirkdes betreffendenOrtes eingefefsen sein :c., und dann, nachdem dies geschehen
ist, müssen unter abschriftlicher Mittheilung aller Protokolle der Hypothekargläubiger,der Erwerber
u- s w alle Perfonen, die in Artikel 70 des Gesetzes vom 18. April 1855 bezeichnet sind, vor
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das Landgerichtgeladen werden, um erkennenzu hören, daß die Bürgschaft richtig gestellt ist und
daß zum Verkauf geschritten werden soll. Die Praxis, und da kann ich mich auf die Aussagen
und das Zeugniß des Herrn Abgeordneten Courth berufen, bat sehr selten Gelegenheit gehabt,
von diesemUebergebotsverfahrenGebrauch zu machen, weil es die grüßte Vorsicht erheischt und
alle Formalitäten bei Strafe der Nichtigkeit vorgeschrieben sind; mancher Anwalt hat das Mandat
zur Einleitung eines Uebergcbotes abgelehnt, weil er befürchtenmußte, selbst regreßpflichtigzu
werden, so daß effectiu diese Vorschriften, obgleichdas Verfahren nothwendig ist, bisher kaum
einen realen Effekt gehabt haben. Diesem Ucbclstande wird durch das gegenwärtigeGesetz abgeholfen.
Von jetzt ab braucht zunächst kein Gerichtsvollziehercommittirt zu werden, der Hypothekengläubiger
stellt dasjenige zu, was in Art. 2185 angegebenist; in der Frist von 40 Tagen wird kein Bürge
gestellt werden müssen, es braucht das Geld nur devonirt zu werden; unter Mittheilung der Quittung
über die Deposition wird den betr. Hnpothctcngläubigern von dem Erwerber die Zustellungdes
Ucbergebotsgeinacht, und was ein großer Vortheil ist, der Ueberbietendehat keine Klage mehr
zu erheben auf Gültigkeitserklärungder Bürgschaft, sondernderjenige, der glaubt, daß die Bürgschaft
nicht hinreiche,hat das Recht des Widerspruchsund muß klagen. Ebenso, wie aus diesen beiden
Gründen ein ganz erheblicherFortschritt der Vereinfachung in dem vorliegendenEntwurf über
das Hypotheken-Reinigungsverfahrenund das Uebergebotsverfahrenfür den überbietendenHypo¬
thekargläubiger zu finden ist, ebenso ist dies auch für den Erwerber und Veräußerer der Fall.
Der Provinzial-Verwllltuugsrath hat jedoch gegen den Gesetzentwurfzwei Bedenkengeäußert. Das
eine Bedenkenging dahin, daß zu generell in dem Gesetzentwurfgesagt werde: „wenn das Amts¬
gericht den Beschluß über den weiteren Verkauf erlassen hat, finden für diesen die Bestimmungen
der SubhastationsordnungPlatz. Da die Vestimmugender Subhastationsordnung durch das Gesetz
vom Jahre 1855 für das Uebergebotsverfahrenaufgehobenund nur einzelne bestimmteArtikel
in Kraft geblieben sind, das Gesetz von 1855 aber jetzt aufgehobenwerden foll, fo meinte der
Prouinzilll-Nerwaltungsrath und der Ausschuß, daß es angezeigt erscheine, diejenigen wenigen
Paragraphen, die nun für die Versteigerungim Uebergebotsverfahrenzur Geltung kommenwerden,
aus der Subhastationsordnung auch wörtlich anzuführen. Dadurch würde jedem Zweifel die Spitze
abgebrochenwerden. Ich glaube, diesem Antrage ist jedenfalls im Interesse der Aufklärung,
und Klarheit zu deferiren. Das zweite Bedenkenbezog sich auf Folgendes. Nach 8- 1 > soll das
Reinigungsverfahren ohne Transscription des Erwcrbstitels eingeleitet werden können; es dürfte
dies wohl nicht richtig sein, und der Herr Ncgierungscommissar selbst wird es zugeben, daß
dieser Paragraph wie dies in dein vorliegendenReferate näher au: geführt ist, in Widerspruch
mit Artikel 834 des ooäe zu-oosäui-L steht und daher mit Recht seitens des Provinzial-Nerwaltungs-
raths und des Ausschusses gestrichen worden ist.

Endlich habe ich noch zwei Anträge zu erwähnen, deren Stellung im Ausschussebeschlossen
worden ist, der eine Antrag ist der, daß das Kostengesetz zugleich mit dem Gesetz vorgelegt
werde. Sie werden aus denselben Motiven, aus welchen Sie den entsprechendenAntrag
eben bei dem ersten Gesetze acceptirt haben, auch diesen Antrag accevtiren; ich verliere kein Wort
darüber. Ein zweiter Antrag ist von größerer Bedeutung, derselbe ist von Herrn Freiherrn
von Eerde gestellt und begründet worden und geht dahin, daß das Neinigungs- und Uebergebots¬
verfahren bei dein öffentlichen Inunobilar-Vertäufcn in Wegfall kommen möge, uud siud die
Motive folgende. Nach einem jeden Verkaufe vor dem Notar mutz bezw. kann gegenwärtig ein
Reinigungsverfahren eintreten und, wenn einer überbieten will, mutz die ganze Procedur durch¬
gemacht werden, von der ich eben gesprochen habe. Der Ausschuhist nun der Ansicht,daß sich
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dies wohl vermeiden ließe und daß, wenn die Hypothekargläubiger zur richtigen Zeit von dem
Notar zur öffentlichen Versteigerung geladen, und wenn den Hypothekargläubigern das Recht
gegeben wird, einen gewissen Einfluß auf die Bedingungen zu üben und deren Aenderung zu
beantragen, sie dann ihre Rechte auch in dem Verstcigerungstcrmin wahrnehmen können; die
großen Kosten des Reinigungsverfahrens uud des Uebergebotsverfahrens könnten vermieden werden,
wenn sie fchon in dem Versteigerungstermin ihre Rechte wahrten, welche sie jetzt in einem
besonderen Termin spater durch das Uebergebot in Anspruch uehmen resp, verfolgen können; es
sei kein Grund denkbar, meinte der Ausschuß, weshalb diese Rechte nicht ebenso gut in dem Ver^
steigerungsuerfahren geltend gemacht werden könnten, und der definitive Zuschlag gerade so und
dieselben Wirkungen haben fülle, wie bei der Subhastation, Abgefehen davon, daß erhebliche
Kosten in dieser Beziehung erspart würden, glaubte der Ausschuß darauf besonders Rücksicht
nehmen zu sollen, daß die Subhastationen in größerer Zahl vermieden würden. Von hundert
Collokationen werden ja, wie ich heute Morgeu auszuführen die Ehre hatte, 94 auf Grund eines Sub-
hllstationsverfcchrens eingeleitet, während nur 6 uach notariellen Verkäufen. Wenn nuu bei
deu öffentlichen Versteigerungen dieselbe Wirkung erzielt wird, so ist es im Interesse der
Hypothekengläubiger und des Schuldners, daß nicht subhastirt, sondern öffentlich verkauft wird;
denn die Praxis und die Erfahrung haben gezeigt, daß die Kauflustigen viel lieber zum
Notar gehen, als an das Amtsgericht. Wenn durch Vermeidung der Beschlagnahmen und der
Zwllngsvollstrcckungs-Verfahrcn ein höherer Preis erzielt wird, so ist dies nicht allein zum Vortheil
des Schulduers, der sich liberirt, sondern auch zum Vortheil der Hypothetargläubiger, dcreu Zahlung
gesichelt ist; von Herrn Abgeordneten Courth wurde im Ausschuß hervorgehoben, daß auch alsdann
das Interregnum zwischen dem Zuschlag uud dem Uebergebot und der Zweifel, wer in dieser
Zeit Eigenthümer sei beziehungsweise gewesen sei, vollständig aufhöre, da mit dem Augenblick
des Zuschlags dieselben Wirkungen einträten, wie bei dem Zuschlag in dem Subhastationsverfahren.
Aus diesen verschiedenen Gründen hat der Ausschuß einstimmig den Antrag gestellt, es sei für
durchaus wünfchenswerth uud im Intereste sowohl der Gläubiger als des Schuldners liegend zu
erachten: „daß auch die vor Notar abzuhaltenden öffentlichen Versteigerungen unter den §. 1 dieses
Gesetzes fallen, daß demgemäß eine dahin zielende gesetzlicheBestimmung erlassen werde, welche
die Vorschrift enthält, daß die Inhaber der eingetragenen Hypotheken und Privilegien zu dem
Verfteigeiungstermine unter Belassung einer bestimmten Frist geladen und das nach der Cabinets-
ordre vom 9. April 183« den Hypothekargläubigern bei den Subhastationen zusteheudc Recht
ihnen auch für diefe Versteigerung verbleibe."

Ich würde diesem Antrage oder vielmehr den sämmtlichen Ausführungen, die ich hinsichtlich
des Reinigungsverfahrens Ihnen vorgetragen, nichts weiter hinzuzufügen haben, wenn von Seiten
des Herrn Abgeordneten Adams nicht weiter darauf zurückgekommenwird, daß die Bestimmungen,
weil sie in Widerspruch ständen mit den Bestimmungen der Neichs-Civilvrozeßoronung unzulässig
seien. Eventuell würde ich mir noch einzelne juristische Ausführungen erlauben müssen.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Eourth: Ich kann constatiren, daß in dem Ausschuß Einstimmigkeit

darüber herrschte, daß der vorliegende Gesetzentwurf weseutliche Verbesserungen bringe. Auch den
Antrag, daß bei öffentlichen Versteigerungen das Neinigungs- und Uebergebotsvcrfahren überflüssig
werde, kann ich nur dringend empfehlen; dies Verfahren würde nur übrig bleiben, wenn nicht
öffentlich verkauft wird. Das läßt sich nicht aus den, Wege räumen, es ist aber bekanntlich nur
nöthig, wenn der Kaufpreis die Hypotheken nicht deckt.
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Landtags-Marschall: Herr Geheimmth Stolterfuth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Meine Herren! Ich habe zunächst zu erklären, daß

ich gegen die Streichung des 8> 11 kein Bedenken geltend zu machen habe. Sodann will ich mir
einige Bemerkungen zu dein 3. Antrag erlauben. Ich würde es auch für sehr wünschenswert!)
halten, wenn den öffentlichen Versteigerungen die hier angedeutete Wirkung gegeben würde, allein
eine bestimmte Zusicherung kann ich in dieser Beziehung nicht geben. Ich bin auch auf diesen
Gedanken gekommen und habe bereits vielfach versucht, ihn auszuarbeiten, bisher ist es mir aber
nicht gelungen. Ich kann nur die Versicherung geben, daß ich auf Grund der Anregung und der
Ausführungen, die ich eben gehört habe, mich noch einmal daranmachen und versuchen werde,
geeignete Bestimmungen zu formuliren, um dieselben zur weiteren Entschließung vorzulegen. Ein
Weiteres kann ich für heute nicht erklären.

Landtags-Maischllll: Es meldet sich Niemand mehr in der Generaldiskufsion zum
Wort. Wir sind eigentlich gleichzeitig in die Spezialdiskufsion eingetreten, denn es sind nur diese
paar Punkte in dem Gesetze angeführt worden; es sind die Streichung des §. 11, der Vorschlag
des Prouinzial-Verwaltnngsraths und die beiden Zusätze, die der Ausschuß in Vorschlag zu
bringen beschlossenhat. Ich frage, ob zu der Ucberfchrift etwas zu bemerken ist. — Es ist nicht
der Fall, ich erkläre die Ueberschrift für genehmigt. Wünscht Jemand zu den ßß. 1 — 10 das
Wort? — Da nichts zu bemerken ist, erkläre ich sie ebenfalls für genehmigt. §. 11 soll gestrichen
werden. Ist dagegen etwas zu erinnern? — Es geschieht nicht, §,11 fällt weg. Ist zu den
§H. 12 bis zum Schluß etwas zu bemerken? — Es geschieht nicht, ich erkläre auch diesen Theil
des Gesetzes für genehmigt. Nun kommt der Antrag des Provinzial-Verwaltungsraths:

„Hoher Landtag wolle seine Zustimmung zu dem gegenwärtigen Gesetzentwurf aus¬
sprechen, zugleich aber der Königlichen Staatsregierung zur Erwägung anheimgeben,
diejenigen Bestimmungen über die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen,
welche bei dem Uebergebotsverfahren zur Anwendung kommen, in das Gesetz auf¬
zunehmen,"

Ist gegen diesen Antrag des Provinzial-Verwaltungsraths, den der Ausschuß zu dem
seinigen geinacht hat, etwas zu bemerken? — Es ist nichts zu bemerken, der Antrag ist also
genehmigt. Wir kommen zu den Anträgen des Ausschusses, nach denen zunächst als Nr. 2 hinzu¬
gefügt werden soll:

„Hoher Landtag wolle es für nothwendig erklären, daß in Abänderung der §§. 12
und 14 des Entwurfes das Kostengesctz zugleich mit dem Gefetzentwurf dem Landtage
der Monarchie vorgelegt werde."

Wünfcht hierzu Jemand das Wort? — Es wird hiergegen nichts erinnert, ich erkläre
auch diesen Antrag für genehmigt. Ferner soll als dritter Antrag dasjenige ausgesprochen werden,
was Ihnen eben von dem Herrn Referenten verlefen worden ist. Ist hiergegen etwas zu
erinnern? — Es ist nicht der Fall, auch dieser Antrag ist einstimmig genehmigt.

Wir kommen zu dem dritten Entwurf, Entwurf eines Gesetzes, betreffend das
Verfahren bei Theilungen und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien im
Geltungsbereiche des rheinischen Rechtes. Ich bitte Herrn Landesrath Küster das Referat
vorzutragen.

Landesrath Küster: Meine Herren! Nach den Motiven zu dem Gesetz über das gerichtliche
Theilungsverfahren und den gerichtlichen Verkauf der Immobilien ist die Staatsregierung dadurch
zu der Vorlage des Gefetzesentwurfes gedrängt worden, daß sich sowohl in der Jurisprudenz wie



16g

in der Iudikatur eine große Verwirrung gezeigt hat, und zwar eine Verwirrung, die durch die
Neichs-Civilprozeß-Ordnungin das frühere Verfahren hineingetragenworden ist. Meine Herren!
Gegenwärtig wird eine Klage auf Theilung zunächst durch den Anwalt erhoben; selbst wenn die
Parteien im gerichtlichenVerfahren einverstanden sind, müssen sie die Feststellung der Quoten,
sowie die Verweisung vor den Notar beantragen, Alles im gerichtlichen Verfahren. Wenn das
Gericht diesem Antrag deferirt, rechnet dasselbe Gerichtskosten, jeder Anwalt rechnet seine Gebühren,
und es ist doch nichts weiter geschehen, als daß nach einem Einverständnißerkanntund die Quoten
und Kosten festgestellt wurden. Leider ist schon hier eine große Verwirrung in der Rechtsprechung
durch die Reichs-Civilprozeß-Ordnungeingetreten, indem einige Gerichte glaubten, daß das einver¬
standene Verfahren nur durch einen Beschlußseine Erledigung finden könnte, andere Landgerichte
haben durch Urtheile, theils durch contradiktorische,theils durch nicht contradiktorischeentschieden.
Das Oberlandesgerichtist der Ansicht gewesen, daß durch Urtheil zu entscheidensei. In der letzten Zeit
und zwar in den letzten Monaten ist es wieder davon abgegangen und hat sogar einverstandene
Theilungsklagen direkt abgewiesen, so daß schon von vornherein, meine Herren, in Betreff des
ersten Urtheils, das erlassen wird, Zweifel existirt. Wenn nun nach dem gegenwärtigenVerfahren
die Parteien vor den Notar verwiesen und die Masse zuerst festgestellt wird, so können sich bei
dieser Feststellungder Masse Widersprücheerheben, diese müssensämmtlich einzeln wieder bei dem
Landgerichtbeziehungsweise im ordentlichen Streitverfahren entschieden werden, und so viel Wider¬
sprüche,so viel Prozesse. Dann, meine Herren, wenn über die Kaufbedingungenbeim Notar keine
Einigung erzielt wird, muß im selbständigen Prozeß dieser Streit abgeurtheiltwerden; es entstehen
wiederum Gerichtskostcn,wiederum Anwaltsgebühren. Wenn nun der Rezeß ausgerechnet und
festgestellt ist, dann können wiederum Widersprücheerhoben werden, und wieder erfolgt die Ver¬
weisung an das Landgericht, und dann wieder so viel Prozesse, als Widersprüche. Wenn der
Nezeh von den Parteien genehmigtwird, muß, beziehungsweisekann die Bestätigung am Land¬
gericht erfolgen. Wie die Bestätigung zu erfolgen hat, ob durch Beschlußoder Entscheidung,ist
wieder eine Streitfrage. Das Reichsgericht ist der Ansicht gewesen, unter Reformation von
Urtheilen des Oberlandesgerichtsund der Landgerichte,daß dies durch Beschlußgeschehen müsse und
nicht etwa durch Entscheidung im Streitverfahren unter Zuziehung der Anwälte; kurz und gut,
wohin Sie fehen, ist keine Klarheit in der Sache, und Sie finden in dem Referat des Provinzial-
Verwaltungsrathes auf der ersten Seite hervorgehoben,wie viel Urtheile, die sich oft direkt wider¬
sprechen, in den letzten Jahren erlassen worden. Sie finden in vier Bänden des Rheinischen
Archivs Ausarbeitungen von Anwälten, von Nichtern, von Professoren darüber, wie eigentlich jetzt
das Theilungsverfahren im Prinzip aufzufassenfei, wie einzelne Prozehhandlungen und ob sie
vorgenommen werden müssen :c. Es hat sich daher das Justizministerium mit Recht gedrängt
gefühlt, endlich einmal in dieser Verwirrung Wandel zu schaffen und in einem klaren Gesetz,
welches Ihnen vorgelegt wird, alle diese Streitpunkte zu beseitigen. Meine Herren! In dem
Entwurf wird fcharf unterschieden— und das ist von allen Seiten als richtig anerkannt, nicht
allein vom Provinzinl-Verwaltungsrath, sondern auch von sämmtlichenRichtercollegien,und wenn
ich nicht irre auch von der Anwaltskammer — zwischen der streitigen und der freiwilligen
Gerichtsbarkeit. Alles, was zur freiwilligen Gerichtsbarkeitgehört, wird dem Notar, und was
zur streitigen Gerichtsbarkeitgehört, dem Gericht überwiesenund zwar dem Amtsgerichtals Ver-
theilungsgericht nur diejenigen Entscheidungen,welche zur ordentlichen streitigen Gerichtsbarkeit
nicht gehören. Gestatten Sie mir, mit kurzen Worten zu sagen, wie nach dem Entwurf nunmehr
ein Theilungsverfahren durchgemacht wird. Es wendet sich die Partei, welche theilen will (nicht
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außergerichtlich,sobald die Betheiligten außergerichtlichtheilen wollen, hat das Gericht nichts mit
der Sache zu thun), also Derjenige, der den Theilungsantrag stellt, ans Amtsgericht. Das Amts¬
gericht ernennt den Notar und erkennt nach dem Entwurf über die Zulafsigkeit des Antrags,
d. h. darüber ob ein Fall des Art. 815 vorliegt, in welchem die Theilung überhaupt nach civil¬
rechtlichen Grundsätzenstatthaft ist, Ist der Notar ernannt, so wird der Beschluß den Parteien
zugestellt. Gegen den Beschluß hat jede Partei das Recht der Beschwerde. Wird von dem Rechts¬
mittel kein Gebrauch gemacht, dann, meine Herren, wird der formulirte Antrag bei dem Notar
gestellt, und nun beginnt das eigentliche Theilungsverfahren. Dem Notar werden die Urkunden
vorgelegt, er ladet die Parteien vor sich, und im Verhandlungstermin wird darüber zertirt, ob
der Antrag gerechtfertigterscheint oder nicht. Wird Widersprucherhoben, so wird der Widerspruch
an dem Landgericht beziehungsweiseAmtsgericht im ordentlichenStreitverfahren verfolgt. Wird
kein Widersprucherhoben, dann hat derjenige, der nicht erschienen ist und der als einverstanden
prasumirt wird, dennoch das Recht, innerhalb 14 Tagen einen neuen Termin zu beantragen, um
etwaige Widersprüchegeltend zu machenund nun zu erklären, in welcher Weise er getheilt haben
will. Werden die Widersprüche erledigt oder sind keine gemacht, so wird zur Liquidation der
Masse geschritten,zum Verkauf der Immobilien :c,, und schließlich wird in einem neuen Ver¬
handlungstermin, nachdem die Parteien wieder vorgeladen sind, der Rezeh von dem Notar fest¬
gestellt. Werden dort Widersprücheerhoben, so werden sie im ordentlichenStreitverfahren erledigt;
alsdann wird der Nezeß definitiv abgeschlossen, sei es in Folge der Entscheidungen,sei es in Folge
eines Einverständnissesder Parteien. Das Amtsgericht bestätigt schließlich den Rezeß. Dasselbe
muh natürlich nicht um Bestätigung angegangen werden; denn in demselben Augenblick, in welchem
die Parteien einverstandensind, können sie erklären: wir treten aus dem gerichtlichen Verfahren
in das außergerichtlicheüber, und in diesem Augenblicksind der Amtsrichter und der Notar
desasirt, und von diesem Augenblicke an haben die Parteien das alleinige Bestimmungsrechtüber
die Form der Erledigung. Meine Herren! in dieser Weise soll gegenwärtig das Verfahren
abgewickeltwerden, und es ist in dieser Abwickelung nach der Auffassung des Provinzial-Verwaltungs-
raths und auch des Ausschusses — wenigstens in seiner bei Weitem größten Majorität — ein
großer Vorzug gegenüber dem bisherigen Verfahren enthalten, ganz abgesehendavon, daß endlich
die bestehenden Zweifel, von denen ich vorhin gesprochen habe, beseitigt werden.

Wenn ich nun zu dem Allgemeinen was ich Ihnen vorgetragen habe, noch Einzelnes
hinzufügen soll, so möchte ich Sie namentlich auf Folgendes aufmerksam machen. Der Amts¬
richter soll, wie eben erwähnt, den Notar ernennen und zugleich über die Zulassigkeit der
Theilungsklage entscheiden. Was die Ernennung des Notars anlangt, fo ist im Ausschuß von
einer Seite Widersprucherhobenworden, indem erklärt wurde, es fei doch richtiger, die Ernennung
vom Landgericht ausgehen zu lassen oder überhaupt gar keine Ernennung durch ein Gericht
vorzuschreibenund es den Partheien zu überlassen, sich bei einem Notar zu melden. Es wurde
diesseits hervorgehoben, daß das wohl nicht richtig sein dürfte, weil Zweifel entstehen könne,
falls zwei oder drei Partheien theilen wollten, und jede einen besonderenNotar wähle, welcher
die Theilung abwickeln solle; dann würden Widersprüche, Streit und Prozeß zwischen den
Partheien entstehen; ferner wurde darauf Bezug genommen, daß es immerhin höchst mißlich
sei, wenn eine Parthei einen Notar in Vorschlag bringt; denn unwillkürlich sei die andere
Parthei von dem Mißtrauen durchdrungen, daß vielleicht dieser Notar zu Gunsten der vor¬
schlagendenParthei sein Amt versehe und eine parthciifcheStellung einnehme; wenn der Amts-
richtcr den Notar ernenne, fu werde diefem Mißtrauen vorgebeugt. Diefe beiden Motive
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waren für den Ausschuß durchschlagendund mit allen gegen eine Stimme wurde anerkannt,
daß es richtig sei, daß der Notar Seitens des Gerichtes ernannt werden müsse. Auch darüber
war man bis auf eine geringe Minorität einverstanden, daß das Amtsgericht und nicht das
Landgericht dasjenige Gericht sei, welches am zweckmäßigsten den Notar ernenne und zwar aus
folgenden Motiven: Wenn man an das Landgericht gehen müsse, so tulminire wiederum das
ganze Verfahren in einem Anwaltsverfahren mit Anwaltszwang; das sei zu vermeiden; die
materiellen Rechte würden in keinerlei Weise berührt, der Amtsrichter ernenne nur den Notar.
Sodann, meine Herren, mochte ich noch hinzufügen, weiß der Amtsrichter in der Regel viel
besser Bescheid in den lokalen Verhältnissen und in den Verhältnissen der Parthei zu dein
betreffendenNotar, wie das Landgericht, und deshalb ist gewiß nicht zu präsumircn, daß der
Amtsrichter nicht mindestens ebenso das Richtige treffen soll, wenn er den einen und nicht
den anderen Notar ernennt wie das Landgericht. Das persönlicheVerhältniß, in welchem der
Amtsrichter gerade zu der Parthei steht, giebt der Parthei Veranlassung, sich auch dem Amts¬
richter gegenüber aussprecheuzu lönncu. während dieses bei dem Landgerichteabsolut unmöglich
ist. es sei denn durch deu Mund des Anwalts. Es ist im Ausschuß ferner das Bedenken
geltend gemacht worden, ob die Bestimmung, daß der Amtsrichter über die Zuläfsigkeit des Ver¬
fahrens erkennen könne, nicht im Widersprüche stehe mit der Reichscivilprozeßordnung, denn
die ordentliche streitige' Gerichtsbarkeit, zu welcher die Entscheidung über die Zuläfsigkeit der
Klage gehöre, könne doch nicht durch den vorliegenden Entwurf alterirt werden.

Meine Herren! Schon in dem Referate, welches der Provinzial-Verwaltungsrath die
Ehre hat Ihnen vorzulegen, ist diesseits hervorgehoben worden, daß, weil die ordentlich?
streitige Gerichtsbarkeit zur Sprache komme, selbstredend jeder Partei das Recht vorbehalten
bleiben müsse im Termine vor dem Notar geltend zu macheu, ob ein Antrag zuläfsig sei,
ob ein Verfahren vervollständigt werdeu müsse oder nicht, und daß diese Streitigkeiten im
Wege des ordcutlichenVerfahrens erledigt werden müssen, selbst dann, wenn der Termin zur
Einlequng einer Beschwerdegegen den Beschluß des Amtsrichters verstrichensei. Seitens des
Ausschusses wurde anerkannt, daß derselbe Nechtsgrundsatzauch dem Antragsteller gegenüber zur
Anwendung komme- wenn nämlich der Antragsteller mit seinem Antrage abgewiesenwürde, so
müsse er nicht allein das Rechtsmittel der Beschwerdehaben, sondern er müsse auch weiter
gehen und eine Klage anheben tonnen. Deshalb hat der Ausschuß den Antrag angenommen.-
„Wird der Antrag zurückgewiesen,so ist diese Verfügung im Wege einer gegen die Mit-
betheiliaten bei dem ordentlichen Gerichte anzuhebenden Klage anfechtbar.« Meine Herreu.
dieser Antrag und die zusätzliche Bemerkung wird auch diesseits auf das Wärmste befürwortet,
jedoch iu eiuer anderen Fassung, die vielleichtdie Zustimmung der beiden Herren Antragsteller
finden wird nämlich dahingehend: „Wird der Antrag zurückgewiesen, so bleibt es dem Antrag¬
steller überlassen im ordentlichenProzeßwege seine Rechte geltend zu machen." Dadurch wird
anerkannt daß 'die Verfügung, welche der Amtsrichter erläßt, kem eigentlicherBeschluß im
Sinne der Reichs-Civilprozeßordnungist und daher auch nicht nach den Regeln dieser Prozeß-
ordnuna anfechtbar sein soll, daß die Klage ein ordentlichesselbstständigesVerfahren darstellt,
welches derieniae der abgewiesenwird, einschlagenkann. Ich glaube der Zustimmung derjenigen
Herren sicher zu sein welche damals allerdings im Widersprüchemit Ihrem Referenten. - der
sich später überzeugt hat. daß das, was die beiden Herren und namentlich Herr von Eerde
hervorgehobenhaben, vollständig richtig ist, - der Meinung waren, daß der ordentliche Rechts¬
weg nicht abzuschneiden sei.
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Wenn nun das Verfahren in der von mir geschildertenWeise durchgeführt ist, so
würde es sich zuletzt darum handeln, wie es mit der Bestätigung des Amtsgerichtes zu halten
sei. Auch darüber ist im Ausschüssedes langen und breiten debattirt worden, dahin, ob die
Bestätigung des Amtsgerichts erfolgen müsse oder nicht, und ob die Bestätigung nicht eine so
wichtige gerichtliche Thätigkeit sei, daß sie dem Amtsrichter nicht vindizirt werden dürfe, sondern
dem Landgerichte überlassen bleiben müsse. Auch hier war der Ausschuß der Ansicht, daß sie
wohl bei dem Amtsgerichte verbleiben muß; schon heute hat der Amtsrichter das Recht, da, wo
Minderjährige betheiligt sind, einen solchen Theilungsrezeß zu prüfen und zu bestätigen; um
so mehr, meint der Ausschuß, sei Veranlassung vorhanden, dem Amtsrichter das Vestätigungs-
recht zu geben, wenn nur Großjährige vorhanden sind, zumal diese ihr Recht bei einem Notar
selbst geltend machen würden, und wenn bisher nichts im Wege gestanden und sich lein Hinderniß
gezeigt habe, daß der Amtsrichter für solche Personen, die nicht vollständig rechtshandlungsfähig
seien, diese thcilweise Unfähigkeit durch fein Votum ergänze, dann würde auch kein Hinderniß
obwalten, daß eine folche Bestätigung hinsichtlich derjenigen Personen, die großjährig sind,
eintrete. Der Amtsrichter soll ja auch, wie ich wiederholt betont habe, nicht über materielle
Rechte erkennen; nur dann, wenn alle Partheien einverstanden oder wenn die Widersprüche
definitiv entschieden sind, wird der Rezeß aufgenommen und dem Amtsrichter vorgelegt, lediglich
um zu prüfen, ob das Verfahren als folches den gefetzlichen Vorschriften entspricht, ob die
Zustellungen erfolgt sind, ob namentlichder Notar die Vorladungen der ausgebliebenenPartheien
gehörig besorgt hat. Meines Trachtens ist das ein sehr großer Vorzug. Sind die Partheien
einverstanden, dann brauchen sie ja überhaupt nicht an das Amtsgericht zu gehen, denn sie
tonnen erklären, daß sie in Folge des beurkundetenEinverständnisses von der Bestätigung durch
den Amtsrichter dcsistirten; das ganze Verfahren ist beendigt und sie ersparen sich die Kosten
der Bestätigung; nur dann, wenn die Partheien ausgeblieben sind oder nicht consentiren wollen,
ist es nothwendig, um überhaupt die Sache zum Schlüsse zu bringen, daß die Bestätigung des
Gerichts eintritt. Es ist in dieser letzten Beziehung Seitens des Herrn Abgeordneten Courth
im Ausschusseein Antrag gestellt worden, dahingehend, daß, wenn ausgebliebene Partheien
vorhanden seien, diesen ausgebliebenen Partheien der Rezeß vor der Bestätigung noch einmal
abschriftlichmitgetheilt werden müßte. Der Ausschuß war der Ansicht, daß dies nicht noth¬
wendig sei, weil der Beschluß des Amtsgerichts, durch welchen das Verfahren eröffnet worden,
den Partheien mitgetheilt wird, weil der Notar wiederum die einzelnen Partheien zum
Verhandlungstermin laden und event, über die Anträge debattirt wird, weil, wenn verkauft
wird, die Partheien zur Zustimmung über die Verkaufsbedingungen vorgeladen werden, weil
ferner denfelben wieder der fchließliche Verhandlungstermin persönlich mitgetheilt wird; wenn
nun die Partheien noch nicht trotz der vielen Ladungen gekommen seien, so glaubt der Ausschuß,
daß ihnen nicht das Recht zugestanden weiden müsse, nachträglich noch opponiren zu können,
und daß es mit einer prompten Justiz wenig vereinbar und nicht angezeigt sei, die Möglichkeit
zu geben, feinere Termine zu extrahiren.

Meine Herren! Das sind, foweit ich augenblicklichüberfehen kann, diejenigen Bemer¬
kungen, die im Allgemeinen von mir zu erwähnen sind. Gestatten Sie mir noch eine hinzu¬
zufügen; wir können bei den einzelnen Bestimmungen dann viel kürzer sein. Es sind zwei
wichtige Grundsätze, die eigentlich rein civilrechtlicherNatur sind, in dem Entwurf des Thei-
lungsgcfetzesim Gegensatzzu der jetzt geltendenBestimmung aufgenommen worden; diefe haben
die Billigung des Provinzial-Verwaltungsraths und des Ausschussesnicht erlangt. Es sind
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dies Bestimmungen, welche tief einschneidenin das Civilrecht und namentlich für die Grund¬
besitzer von der größten Wichtigkeit sind. Die eine behandelt die Frage, ob Alles verkauft
werden müsse, wenn eine Einigung aller Parteien nicht darüber vorhanden ist, daß nicht verkauft
werde; der §. 8 des Gesetzes sagt: es muß überhaupt immer alles verkauft weiden, nur dann
nicht, wenn alle Erben einig find. Das schien dem Ausschuß und dem Provinzial-Verwaltungs-
rath nicht allein tief einzugreifen in das bestehende Recht, sondern auch unrichtig zu feiu.
Wenn die Motive davon ausgehen, daß eigentlich ein jeder Erbe das Recht habe auf jedes
einzelne Grundstück uud jede Scholle des Grundstückes, und daß dieses Recht nur durch den
Verkauf verwirklichtwerden könne, und daß durch die Theilung in Natur das Recht desjenigeü
gekränkt werde, welcher den Verkauf beantrage, so meinte der Ausschußauf der anderen Seite, daß
ein gleiches Recht auf Nachlaßstücke, die theilbar feien, auch die anderen Erben haben, welche den
Verkauf nicht wollen; es fei leicht möglich,daß, wenn einer von den Erben, der kaum etwas zu
fordern hat. nun nicht einstimmtmit der Naturaltheilung, er die Anderen zwingt, Alles öffentlich
zu verkaufen; ja wenn ein Vater mehrere Sühne besitzt und eine gleiche Anzahl verschiedener gleich-
wcrthigerBauernhöfe acqnirirt hat, welche sich in Natur ohne Schädigung theilen lassen, so kann
nach dem Gefctzesentwurf ein einzelnersagen: ich bin mit der Theilung überhaupt nicht einverstanden,
es müssen alle Bauernhöfe verkauft werden. Dies, meine Herren, ist entschieden zu weitgehend,
und widerspricht vollständig dem Rechtsgefühl der Rheinländer; das gefammte Eigenthum der
Erben kann zwar nur durch Theilung realifirt werden, allein nach den gesetzlichen Bestimmungen
wird angesehen, als habe jeder Einzelne das überwieseneObjekt von Anfang an fchon gehabt.
Alfo, meine Herren, die Bestimmung des Entwurfes ist nach der diesseitigen Auffassung eher
als Verletzung des' Artikels 883 aufzufassen, wie als Zustimmung zu diesem Artikel 883.
Andererseits war anch im Ausschuß Einstimmigkeit vorhanden, daß es zweckmäßig wäre, eine
zu große Verthcilung zu vermeiden und, wie dieser Ansicht Rechnung zu tragen sei, ist im
Ausschussesehr lange debattirt worden. Man war zunächst einstimmig der Ansicht, daß es
nicht angänglich sei, da. wo die Interessen der Erben vielleicht verletzt würden, eine solche
Theilung eintreten 'zu lassen und auch da nicht die Naturaltheilung zu gestatten, wenn der
Werth der einzelnen Theile des Objektes zusammengenommennicht mindestens dem Werthe des
Ganzen gleichkomme. Der Ausschuß war ferner der Ansicht, daß auch da, wo Nachlaßschulden
zu zahlen seien die nicht aus paraten Mitteln der Masse, sondern nur durch Verkauf berich¬
tigt weiden könnten, der letztere stattfinden müsse, so daß nicht etwa die Nachlaßfchulden auf
den einzelnen Erben übergehen, der zusehenmüsse, wie er seinen Theil berichtige; in diesen
Fällen müsse selbst dann liquidirt werden, wenn die Objekte in natura theilbar seien. Der
Ausschuß ging sodann noch einige Schritte weiter als der Provinzial-Verwaltungsrath. Der
Proviuzial-Verwaltungsrath hatte diese beiden Ausnahmen acceptirt. von dem allgemeinen
Grundsatz daß es nicht angezeigt erscheine, unter allen Umständen einen Verkauf herbeizuführen,
wenn nur'ein einziger Erbe verkaufen.rolle. Eine dritte Ausnahme hat der Ausfchußhinzugefügt,
"nd diese möchte ich ebenso warm befürworten. Der Ausfchuß ist der Ansicht, daß. wenn die
Erben insoweit sie die Majorität der Quoten repräsentiren. der Ansicht seien, daß ein Verlaus
stattfinden solle daß dann auch der Verkauf stattfinden müsse, und die Frage der Naturaltheilbarkeit
nicht weiter zu' Ventiliren sei; der Ausschuß glaubt, daß das Interesse eines Einzelnen gerade
dadurch geschützt werde, daß die Majorität der Quoten für den Verlauf sich ausspreche.

Nehmen Sie nur den praktischenFall an, daß vier Erben vorhanden find; wenn nun
drei Erben der Ansicht sind, daß verkauft werden müsse, so soll nach der Ansicht des Ausschusses
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auch zum Verkauf geschritten, und taun eine Theilung in natura nicht vorgenommenwerden.
Nehmen Sie an, daß der überlebende der Ehegatten zur Theilung schreitet, so würde der
Theil, der von den gütergemcinschaftlichenGrundstücken auf diesen fällt, also die Hälfte,
nicht genügen, um den Verkauf herbeizuführen, sondern es müßte der Antheil eines Kindes
hinzutreten, um zu bestimmen, ob der Verkauf unter allen Umständen herbeigeführt werden soll
und nicht die Theilung in natnra; hieraus folgt, daß, weil die Mehrheit der Erben das
objektiv gewiß Günstigstein ihrem Interesse anstreben, hierdurch auch das Interesse der Minderheit
gewahrt und nicht unbedeutendeKosten und Streitigkeiten vermieden werden. Es wurde auch
die Frage im Ausschußaufgeworfen,ob die zu große Zerstückelung der Grundstücke nicht vermieden
werden könne. Ein Theil des Ausschusses ging dabei von der Ansicht aus, daß man in dieser
Beziehung vielleichteine Normalparzelle festsetzenkönnte, allein die Majorität erachtete es nicht
in den Rahmen des gegenwärtigen Gesetzes hinein gehörig, solche Bestimmungen zu treffen; sie
erachtetees deshalb auch nicht für richtig, den Antrag eines anderen Herrn anzunehmen, der
dahin ging, daß nur auf eine Katasteiparzelle hin getheilt werden dürfe. Der Ausschuß
meinte, es sei dies so tief eingreifend in die civilrechtlichenVerhältnisse, in die Bestimmungen
des bürgerlichen Gesetzbuches, daß eine Alterirung vieler Rechtsmatericn nothwendig sei, um die
Vorschrift zu ermöglichen,daß überhaupt ein Verkauf und eine Theilung nur in Normalparzcllen
gestattet sei. Deshalb glaube ich wohl, bei Ihnen befürworten zu dürfen, hiervon abzusehen,
und, indem ich dem fast einstimmigen Votum des AusfchussesAusdruck gebe, um die Annahme
des Antrages zu bitten, daß selbst dann, wenn eine Theilung vielleichtmöglich erscheint, der
Verkauf stattfinden muß, erstens wenn er im Interesse der Erben ist, zweitens wenn Schulden
vorhanden sind, und drittens wenn die Majorität der Erben es verlangt. In allen anderen
Fällen soll, falls eine Natnraltheilbarteit möglich ist, durch Gutachter und durch die Parteien
selbst die Loosebilduug vorgenommen werden.

Eine fernere, auch wiederum wichtige Bestimmung ist aus dem Civilrccht in den
Entwurf hineingetragen: es heißt dort, daß das Rückbringen der Immobilien nie mehr in
nawr» geschehensoll, und ist diese Bestimmung in dem Schlußpassus des betreffenden
Paragraphen 8 enthalten. Ich möchte bei der Schwierigkeit diefer Materie auf das Referat
verweisen und mich auf die Erklärung eines einzelnen Falles beschränken. Wenn der
Erblasser Immobilien verschenkt hat und dadurch der Pflichtthcil eines Vorbehaltscrben
verletzt worden ist, fo hat nach dem bestehenden Gesetze der Vorbehaltserbe, wenn er
den Geschentnehmer.der das Grundstückweiter verkauft, ausgeklagt hat, und diefer nicht den
Ausfall an dem Pflichttheil ersetzen kann, das Recht, dieses Grundstückvon dem Dritten zurück¬
zufordern; ich bemerke nur in dem Falle, wenn ein Pflichttheil verletzt ist; in allen anderen
Fällen wird der Dritte durch das Gesetz geschützt und in diesen können nur, wenn die Mit¬
erben die Geschenlnehmer sind und sich noch im Besitze des Immobilars befinden, diese zum Rapport
dieser Immobilien unter bestimmten Verhältnissen und Voraussetzungen angehalten werden.
Meine Herren, der Entwurf ging von der Ansicht aus, daß auch der Dritte felbst dann, wenn
ein Pflichttheil verletzt würde, geschützt werden müsse, und daß der Pflichttheilseibe nicht das
Recht habe, das Rückbringenzu verlangen, daß überhaupt das Nückbringen iu keinem Falle mehr
gefordert werden könne. Der Provinzial-Verwaltungsrath, wie der Ausschuß, waren einstimmig
der Ansicht, daß auch dies gegen den Geist des rheinischenGesetzbuchesangehe, und daß der
Pflichttheilserbe ein gesetzliches Recht darauf habe, daß ihm der Pflichttheil nicht verkürzt werde;
wenn vielleicht die Eltern oder einer derselben das eine oder andere Grundstück, vielleicht in leicht¬
sinniger Weise verschleudertund an dritte Personen oder Miterben verschenke,so könne das
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Pflichttheilsrecht vollständig illusorisch weiden, wenn die dritte Person ihr eigenes Vermögen und
auch dasjenige verbracht habe, was sie liberalitätsweise vom Erblasser erhalten; es würde
möglich sein, daß ein Kind Nichts bekomme,während die anderen bei Lebzeit Alles erhalten
hätten; es wäre möglich, daß die Kinder vollständig verarmen würden, wenn die dritten
Personen die geschenktenGrundstücke weiter belasteten oder verschenkten. Es waren daher, sowohl
der Provinzial-Verwaltungsrath wie der Ausschuß einstimmig der Ansicht, auch diesen Para¬
graphen zu streichen und es bei dem bestehenden Gesetze zu belassen. Das sind im Allgemeinen
die Grundsätze des Gesetzentwurfesund die Ansichtendes Ausschusses, die ich Ihnen vorzutragen
die Ehre hatte.

Landtags-Marschall: Ich eröffne die General-Diskussion. Der Herr Abgeordnete
Adams hat das Wort.

AbgeordneterAdams: Meine Herren! Ich bitte, mir auf einige Minuten Ihre Auf¬
merksamkeit zu schenken; die Sache ist von großer Wichtigkeit. Es wird Ihnen hier ein Gesetz
entgegengebracht,zu welchem nach meiner Ansicht durchaus kein Bedürfniß vorliegt, welches Ihnen
als ein Geschenk,eine große Kostenverminderungangeboten wird, welches Geschenk ich aber mit
dem trojanischenPferde vergleichen möchte, welches in seinem Innern eine Fülle gefährlicherEin¬
griffe in die rheinische Civilgcsetzgebung enthält, die doch bisher immer vom rheinischen Provinzial-
Landtage vertheidigt worden ist.

Meine Herren! Die beiden wichtigsten Aenderungenunserer Civilgesetzgebung, die eintreten
sollen, sind Ihnen von dem Herrn Landesrath Küster bereits angedeutet worden. In dem einen
Punkte, daß das Rückbringen stets auch in nawi-a, gefordertwerden kann, sind wir einverstanden,
nicht aber in dem anderen Punkte, der Frage der Naturaltheilung. Unser jetzigesGesetz soll
dahin verändert werden, daß an die Stelle des Fundamentalsatzes,daß jeder Erbe seinen Antheil
in natui-Ä fordern kann, wenn eine Naturaltheilung nicht unzweckmäßig ist, und nicht dein Interesse
°er sämmtlichen Erben widerspricht, das Interesse der Majorität der Erben treten soll. An
Stelle des Rechtes des Einzelnen, die Naturaltheilung zu verlangen, sollte nach dem Entwurf
das Recht des Einzelnen treten, stets die Versteigerungzu verlangen, und soll nach dem Antrag
des Ausschusses das Recht der Majorität treten zu beschließen, ob Naturaltheilung, ob Versteigerung
eintreten soll. Ich habe mir erlaubt, in einem vromsiuoi-i«,, das an die Herren Abgeordneten
vertheilt worden ist, meine Gründe dafür auseinander zu setzen, daß die bestehende rheinischeGesetz¬
gebung vollständig aufrecht erhalten werde. Durch den Beschluß,der Ihnen heute vom Ausschuß
vorgelegt wird, ist die Sache insofern gebessert, als nicht ein Einziger der Erben herbeiführen
kann, daß sämmtlichesHab und Gut der Familie unter den Hammer gebrachtwird. Das wird
dadurch beseitigt, daß die Zustimmung der Majorität erforderlichist, aber, meine Herren, durch
d«se Zustimmung der Majorität sind wir doch nicht sicher davor, daß nicht große Benachtheiligungen
entstehen, die einerseits mit den Familieninteresfenim Widerspruchstehen und die anderseits leicht
dazu mißbraucht werden können, daß die Gläubiger eines Erben durch den Majoritätsbeschlußder
anderen Erben vollständig um ihre Rechte, die sie durch Hypothekar-Inscriptionenund Urtheile
erworben haben, gebrachtwerden.

Meine Herren! Diese beiden Gesichtspunktesind sehr wohl zu beachten. Der Ausschuß
^lägt Ihnen also jetzt vor, daß, wenn die Majorität der Erben dafür ist, zu versteigern, dann
nicht mehr in naturs, getheilt wird, sondern daß dann versteigert werden muß. Man glaubt, daß
dadurch alle Rechte gewahrt werden. Ich erlaube mir, dem Folgendes entgegenzusetzen.Nehmen
Sie den Fall, daß die zweite Frau des Erblassers, die von ihm auch im Testament als Miterbin
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eingesetztist und die mit sehr vielem Vermögen beglückt ist, es vermocht hat, durch Darlehen
oder sonstwie den einen oder anderen von den Miterben auf ihre Seite zu ziehen, so kann
dieselbe bei der Art, wie es jetzt vorgeschlagenist, bewirken, daß die Kinder erster Ehe, die
vielleichtdas größte Anrecht auf das väterliche Erbgut haben, ganz aus dem Erbgut gesetzt werden.
Es wird versteigert,weil die Wittwe und ihr Anhang es will, die Wittwe kann mehr bieten, sie
wird Eigenthümern: des ganzen Besitzes, die Kinder werden mit Geldbeträgen abgefundenund
können in die weite Welt ziehen mit dem, was sie an Geld bekommen haben. Derartige Dinge
würden die Folgen sein, wenn Sie dem Antrage des Ausschussesbeitreten und denselben zu
Ihrem Beschluß erheben. Es widerspricht das, meine Herren, den bisherigen Gesetzen und
Gewohnheiten, die wir hier im Lande haben, in die wir uns beinahe seit einem Jahrhundert
hineingelebthaben. Es entsprichtdas auch nicht dem, was in den verschiedenen Statutarrechten
galt, es ist ein Mobilisiren des Grundbesitzes,wie Sie es, glaube ich, gewiß nicht wollen. Meine
Herren! Wollen wir uns davor schützen,so müssen wir den Antrag, daß die Majorität
entscheiden kann, zurückweisen. Ich glaube, wir haben in den neunzig Jahren, in denen wir die
rheinischeGesetzgebung haben, uns gut dabei befunden; weshalb denn nun jetzt fo einschneidende
Eingriffe in dieselbe machen?

Nun kommt noch ein anderer Gesichtspunkthinzu, das ist, was ich eben angedeutethabe,
das Verhältniß der Gläubiger eines Miterben zu dem Erbtheil, welches dieser zu erwarten hat.
Nehmen wir folgenden praktischen Fall. Sie wissen — namentlichwer im gewerblichen Verkehr
steht — daß es sehr häufig vorkommt, daß man als Fabrikant, als Kaufmann einem Schuldner
Credit schenken muß, und daß dieser Credit oft fo heranwächst, daß man dem Manne auf seine
Person hin den Credit nicht mehr geben kann. Der Betreffendehat zwar eigenes Grundvermögen,
das aber nicht hinreicht, um eine vollständigeSicherheit zu geben, er hat aber von seinen noch
lebenden Eltern ein beträchtlichesGrundvermögen zu erwarten. In solchem Falle erwarb sich
bisher häusig der Gläubiger gegen seinen Schuldner ein Urtheil, er ließ dasselbe eintragen und
gab ferneren Ausstand, indem er nach der jetzigen Gesetzgebungwußte, daß nachher, wenn
Naturaltheilung eintreten konnte und, wenn sie eintreten könne, eintreten müsse, ein Theil der
Güter in das Vermögen seines Schuldners fiel, und daß mit diesem Augenblick seine Hypothek
wirksam wurde. In dieser Weise sind sehr viele Urtheile eingetragen worden, ich möchte sagen,
es sind Tausende, die noch bestehen; ich würde hiermit nicht zu hoch greifen. Diefe Urtheile
sind in nationalökonomifcherBeziehung von einem sehr großen Werth, mit solchen Urtheilen, die
genommenwerden, wird den Gläubigem Ausstand gegeben, und es ist bei Subhastationen häusig
«orgekommen,daß zwischenzeitlich, indem dem Manne Ausstand gegeben war, sehr viele solcher
Posten gezahlt worden waren und die Urtheile nicht mehr existirten. In Zukunft können — in
Folge des Gesetzes vom vorigen Jahre — in dieser Weise Urtheile nicht mehr so leicht entstehen,
aber es bestehennoch °/»o von Urtheilen, die in solcher Weise genommenworden sind. Wollen
Sie die Gläubiger, die wohl erwarten können, daß Sie sie schützen, mit einem Federstrichum
das bringen, was sie zu bekommen haben? Meine Herren! Ich glaube, daß das nicht gerecht¬
fertigt wäre. Wenn diefe Gläubiger auch kein erworbenes Recht darauf haben, fo haben sie
doch auf Grund der bestehenden Civilgesetzgebungnach Treue und Glauben Ausstand für das
Geld gegeben,was ihnen verschuldet wurde; sie haben dadurch dem Manne geholfen, die Familie
im Nllhrungszustanderhalten und wenn sie jetzt um das Geld gebrachtwerden sollen, ohne daß
ein Bedürfniß dazu vorliegt, fo sage ich: Das ist Unrecht.
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Das sind also zwei Gründe, einer aus dem Familienleben, einer aus dem commer-
ciellen Leben, welche einer Aufhebung des bestehenden Rechtes, daß Jeder seinen Antheil in
nawi-ll fordern kann, direkt entgegenstehen.Nun frage ich, meine Herren, was für überwältigende
Gründe sind denn da, um trotz solcher wichtigenBedenkenin der bestehenden Gesetzgebung Aen¬
derungen Vorzunehmen? Ist denn unser Gesetz so schlecht, daß es in dieser Beziehung geändert
werden muß, hat es nicht befriedigt? Ich glaube, der rheinische Provinzial - Landtag hat bisher
im entgegengesetzten Sinne sein Votum gegeben. Ein viel stärkerer auf demselbenPrinzip wie
die Consolidationberuhender Eingriff in die bestehende Gesetzgebung wird hier vorgeschlagen,und
Sie wollten ja nicht einmal die Consolidation. Ich bin für die Confolidation gewesen, weil sie
in einer viel leichterenWeise in die Privatrechte eingreift als hier, wo die Theilung in Natur
nicht mehr soll gefordert werden können, Das, meine Herren, ist die Sachlage, und ich bitte
Sie, recht wohl zu prüfen, in welche ConstellationSie die Familienglieder gegeneinanderbringen,
in welche ConstellationSie die Gläubiger, die auf Grund der bestehenden Gesetzgebung Ausstand
gegeben und sich mit einem Urtheil begnügt haben, bringen.

Nun frage ich Sie, meine Herren, wo liegen denn die Gründe, die uns zwingen, diese
eingreifendenAenderungender Civilgesetzgebung zu machen? Wenn es zu irgend einer Zeit keine
Gründe gab, eine solche Aenderung zu machen, so ist es die jetzige Zeit. Meine Herren! Im
Volke muß das Bewußtseinder Stetigkeit der Gesetzgebung begründet sein. Unsere Gesetzgebung
ist eine stetige gewesen feit dem Jahre 1804; wir erwarten in ganz kurzer Zeit eine neue Civil¬
gesetzgebung,sie ist seit zehn Jahren in Arbeit, und wir lesen in allen Zeitungen, daß sie im
nächsten Jahre vollendetsein wird, und wenn auch noch ein paar Jahre hingehen, ehe sie durch
den Reichstag und den Bundesrath geht, so werden wir doch in kurzer Zeit eine neue Civil¬
gesetzgebunghaben. Daß diese neue Civilgesetzgebung,meine Herren, dieselben Grundsätze für
ganz Deutschlandaufstellen wird, die wir heut im Begriffe stehen aufzustellen,darauf können wir
ganz gewiß nicht rechnen. Nun frage ich Sie: ist nicht das Rechtsbewußtseindes Volkes in ein
fortwährendes Schwanken gefetzt, wenn man heute solche Neuerungen in seiner Civilgesetzgebung
macht, und nach wenigen Jahren vor Ausgang des Jahrhunderts kommt wieder eine andere
Neuerung hinein, eine Neuerung, die wieder tief in das Familienleben und in die gewerblichen
Verhältnisse, in die Sicherheit der Gläubiger, eingreift? Daß man es heute fo und in einigen
Jahren wieder anders macht, verträgt sich nicht mit dem wichtigen Grundsatze,das Nechtsbewußtsein
im Volke und die Stetigkeit dieses Rechtsbewußtseinzu pflegen, um den Rechtssinn des Volkes
zu heben und zu stärken.

Nun wird seitens des Herrn Referenten gesagt: durch den Beschluß,den wir hier fassen,
ist der Eingriff in das Civilrechtbeseitigt, es ist nur die Majorität der Erben an die Stelle des
Einzelnen getreten, aber die Entscheidungder Majorität ist besser. Da möchte ich doch eins zu
bedenken geben. Meine Herren! Wenn Sie hier Ihr Gutachten dahin abgeben, Sie wollen nur
der Majorität das Recht der Entscheidung geben, sind Sie dann sicher, daß die beiden Häuser
des Landtages, wo die meistenMitglieder unsere Verhältnissenicht kennen und im Allgemeinen
einen gewissen Horror vor unseren rheinischen Verhältnissenhaben, das Gesetz nicht wieder gerade
so annehmen werden, wie es Ihnen die Königliche Negierung zuerst vorgelegt hat?

Meine Herren! Selbst wenn die Negierung auf unsere Wünscheeingehenund ihre Vorlage
danach ändern sollte, sowie der Ausschuß das Gesetz geändert hat, ist es nicht dennoch möglich,
daß in dem einen oder den, anderen Hause des preußischen Landtags der Gedanke, den die
Königliche Regierung ursprünglich auch hatte, wieder austauchtund gesagt wird: wenn auch nur
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einer der Betheiligten verlangt, daß versteigert werde, dann muß versteigert werden, und daß
man dies damit motivirt, in der Rheinprovinz sei der Grundbesitz zu zersplittert, das müsse
geändert werden? Ist das nicht sehr möglich? Das ist ganz gewiß zu erwarten. Dann, meine
Herren, sind Sie aber nicht mehr Zerr über die Lage, dann haben Sie durch Ihr Votum für
das Gesetz im Ganzen das Kind mit zeugen helfen, welches Ihre beliebtesten Institutionen zerstört.
Und deshalb, meine Herren, sage ich: man soll sich auf ein solches Gesetz nicht einlassen, wenn
es nicht absolut nothig ist.

Was fehlt, frage ich, denn nun an der jetzigen Gesetzgebung? Haben Sie, meine Herren,
darüber viele Klagen gehört, daß das Theilungsverfahren, welches wir seit dem Jahre 1855
haben, so außerordentlichschlecht sei, daß es verändert werden müsse? Meine Herren! ich muß
Ihnen gestehen, daß ich darüber nur eine einzige Klage gehört habe, welcherleicht abzuhelfenist.
Es ist dies, daß durch die spätere Gesetzgebung eingeführt worden ist, in jedem Theilungsverfahren
müsse zunächst ein Urtheil ergehen, welches die Quoten bestimmt. Das galt in unserer alten
französischen Gesetzgebung nicht. Dieses Urtheil ist auch meines Erachtens eigentlich überflüssig
und macht viel Kosten. Mit der Abänderung dieser Neuerung bin ich einverstanden, uud habe
wiederholt im Ausschusse erklärt, daß ich dafür sei, daß dieses Urtheil beseitigt werden soll, daß
aber sonst im Allgemeinendas Verfahren fo bleibe, wie es früher gewesen ist. Wenn man aber
blos das eine Bedenkennachweisenkann, braucht man nicht darum ein neues Gesetz zu schaffen,
welches eine Reihe wichtiger civilrechtlicherBestimmungen in sich trägt, die mit dem ganzen
System unserer rheinischenCivilgesetzgebung in direktem Widersprüchestehen.

Vermindern Sie auch die Kosten, es steht Nichts im Wege, es kann dies hier sogar
durch königliche Verordnung geschehen, aber dazu ist es auch nicht nöthig ein ganz neues Verfahren
zu schaffen, welches doch wieder einen großen Theil der alten Bestimmungenaufnimmt und im
Ganzen nur die Wirkung hat, daß unter dieser Hülle civilrechtliche Bestimmungenin das rheinische
Recht dringen, welche die Rheinvrovinz für sich allein gewiß zurückweisen würde, dazu, meine
Herren, glaube ich, sollten wir nicht helfen.

Nun, meine Herren, kommt die andere Seite der Sache, die Frage der reichsgesetzlichen
Zulässigkeit der Vorlage. Ich hätte an und für sich nichts dagegen, sowohl die Vorfrage der
Zulässigkeitder Theilung als die nachherige Bestätigungderselben,wenn keine Partei widersprochen
hat, an das Amtsgerichtzu verweisen. Aber, meine Herren, das geht nicht, es ist reichsgesetzlich
nicht zulässig. Wir beide, Herr Courth und ich, haben uns mit dem Herrn Landesrath Küster
drei Stunden lang über die Frage gestritten, ob hier nicht ein Eingriff in die Reichsgesetzgebung
vorliege, der nicht erlaubt sei, und es ist dieses von dem Herrn Landesrath Küster auf das
lebhafteste bekämpftworden. Nun erklärt der Herr Landesrath sich in einem Punkte der Frage,
der Zulässigkeitbei der Theilung, für besiegt, er erkennt an, daß, wenn das Gesetz in dem einen
Punkte nicht abgeändert wird, die Neichsgesetzgebung im Wege steht, aber die anderen Punkte,
meine Herren, sind ganz dieselben. Unsere Ausführung ging dahin, es fei nicht möglich, dem
Amtsrichter zu überlassen, eine Theilungsklage zurückzuweisen, ihr einen Niegel vorzuschieben, denn
die Reichsgesetzgebung sagt: Die Landgerichtesind die ordentliche Gerichte und an den Amtsgerichten
kommt nur das vor, was ihnen entweder durch die Neichsgesetzgebung selbst überwiesenist, oder
worüber der Landesgesetzgebung die Bestimmung der Competenzüberlassenist.

Meine Herren! Hinsichtlichdes Rangordnungsverfahrens, worüber wir vorhin sprachen,
ist es der Landesgesetzgebung überlassen, die Competenz, das Verfahren u. f. w. zu bestimmen,
und deshalb haben Sie bei dem Rangordnungsverfahren von mir den Einwand nicht gehört, daß
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die Landesgesetzgebungzum Erlaß des uns vorgelegtenGesetzes nicht befugt sei. Hier mache ich
aber auf den Einwand aufmerksam. Ich habe ihn in meinem, in Ihren Händen befindlichen
Promemoria niedergelegt, und er ist jetzt nach langen Kämpfen in Bezug auf einen Punkt als
richtig anerkannt worden, damit ist er es aber auch bezüglich der beiden anderen Punkte.

Meine Herren! Der §. 13 des Reichsgerichts-Verfassungsgesetzes weist alle Streitigkeiten,
welche mehr als 300 M. betreffen, an die Landgerichte. Nun sind die Theilungen fast alle über
300 M., es ist eine seltene Ausnahme, wenn der ganze Theilungsbetrag blos 300 M. beträgt.
Also fast alle Theilungen gehören nicht zu der Eomvetenzder Amtsgerichte. Nun bestimmt das
vorliegendeGesetz: Der Amtsrichter ist in allen Fällen derjenige, welcher darüber zu entscheiden
hat, ob eine Theilungsklage angestrengtwerden darf, bei ihm ist der erste Antrag zu stellen und
er kann diesen Antrag zurückweifen, und diese Entscheidung wird rechtskräftig,wenn sie nicht durch
eine Beschwerde rechtzeitigangegriffenwird. Es liegt also klar auf der Hand, daß durch diefes
Gefetz der Amtsrichter als diejenigePerson bezeichnetwird, die darüber zu entscheiden hat, ob
ein gerichtliches Theilungsverfahren angefangen werden kann oder nicht. Wenn er den Riegel
vorschiebt, und die Rechtsmittel werden nicht zur rechten Zeit eingelegt, so hat er durch seine
rechtskräftiggewordene Entscheidung verhindert, daß die gerichtlicheTheilungsklageeingeleitet wird.
Man giebt dieses heute zu und conzedirtdeshalb, datz dann, wenn der Amtsrichter einen solchen
Scruvel vorschiebe eine Klage vor dem ordentlichenGerichte erhoben werden könnte. Damit,
meine Herren wäre dieses Bedenken vielleicht erledigt, aber das ist nur die eine Seite der Münze;
betrachtenwir nuu auch die andere Seite der Münze. Auch die entgegengesetzte Entscheidungdes
Amtsrichters wird rechtskräftig, daß nämlich eine Theilung noch zuläffig sei. Auch das kann
der Amtsrichter nicht entscheiden. Meine Herren! Bei Theilungen, die vor dem Notar auf Grund
solcher Entscheidungenvorkommen werden, werden die Miterben, die gar nichts davon gewußt
haben die den Einwand hätten entgegensetzen können: es ist längst vertheilt, wir haben es schriftlich,
nach dem Wortlaute des Gefetzes mit ihren Einreden vräkludirt sein. Der Herr Landesrath saht
dies in seine,» Referate nicht so auf, aber nach dem Wortlaute des Gesetzes ist es so. Sollen
wir durch Annahme der Vorlage die Möglichkeit fchaffen, daß über solche Fragen neue Prozesse
entstehen, daß das durchgeführteTheilungsverfahren durch das Reichsgerichtfür nichtig erklärt
werden kann, da ja das Reichsgefetz dem Landesgesetze vorgeht? Das ist der zweite Punkt der
reichsgesetzlichenUnzulässigkeit, und es wird schließlich wahrscheinlich anerkannt werden, daß ich in
diesemPunkte ebenso Recht habe, wie in dem ersten jetzt anerkannt wird. Nun kommt noch ein
dritter Punkt, wo der Amtsrichter ebenfalls nicht entscheiden kann, wenn das Objekt 300 M.
übersteigt das ist die Bestätigung. Die Bestätigung des Rezesses soll von dem Amtsrichter
vorgenommenwerden. Das hat, meine Herren, gar keine Bedenken in Bezug auf die vertretenen
Parteien Sind alle Parteien vertreten, haben sie alle ihre Rechte geltend machenkönnen, so kann
die Bestätigung des Einverständnissesaller Parteien unzweifelhaftvom Amtsrichter vorgenommen
werden Das ist eben keine streitige Gerichtsbarkeitmehr, sondern nur ein Uebereinkommen, was
"°m Richter gewissermaßendie Weihe erhält. Meine Herren! Nehmen Sie nun aber den Fall,
daß Parteien ausgebliebensind, die vielleicht entfernt wohnen und nicht in der Lage waren, ihre
Rechte geltend zu machen, die vielleicht der Sache nicht die Wichtigkeit beigelegthaben, oder die
nicht richtiq vertreten worden sind. Nehmen Sie an, daß die anderen Erben gemüthlichsagen:
das machenwir unter uns hübsch ab, der hat schon feinen Theil, der hat fo viel voraus, die
Masse theilen wir allein. Es wird nicht widersprochen, und der Amtsrichterbestätigt nachher durch
seine Entscheidungeine Theilung, welchedem Ausgebliebenennichts mehr zuweist; die Theilung
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wird durch die Bestätigung des Amtsrichters rechtskräftig, und durch die Entscheidungdes Amts¬
richters werden also diesen ausgebliebenenLeuten ihre Rechte abgesprochen. Meine Herren! Das
geht nicht, das kann der Amtsrichter nicht; für solche Fragen, ob der eine das zu fordern habe
und der andere jenes, ist der Amtsrichter nicht competent,wenn es über 300 M. geht.

Dieses sind die Bedenken, welche dem Gesetzein gewichtigerWeise entgegenstehen,und
ich zweifle auch gar nicht daran, daß man bei näherer Betrachtung dieser Punkte auch im
Ministerium zu der Ueberzeugung kommen wird, daß es zum Mindesten höchst gefährlichist,
dem Amtsrichter in Bezug auf Zuerkennung und Absprechen von Rechten Befugnisse zu
geben, die ihm durch das Reichsgerichts - Verfassungsgefetznicht zugewiesen sind. So, meine
Herren, liegt die Sache. Materiell habe ich gar nichts dagegen, daß der Amtsrichter diese
Bestätigung vornimmt, aber nur in dem Falle, daß alle Parteien gehört worden sind. Ich habe
auch gar nichts dagegen, ich wiederholees, daß man das erste Urtheil beseitigt und dadurch die
Kosten Verringert. Aber, meine Herren, ich kann mich nicht dazu entschließen,die Zustimmung
zu einem Gesetz zu geben, welches, abgesehen von seiner reichsgesetzlichen Unzulässigkeit,kein
Bedürfniß ist, und welches die wichtigste Frage unserer rheinischenCivilgesetzgebungneu ordnet,
anders, als das alte, rheinische Recht, welches wir seit 80 bis 90 Jahren gehabt haben, und daß
es dies thut in einem Zeitpunkte, wo wir nicht die mindeste Gewähr haben, daß nicht in 10 bis 12
Jahren neue derartige Bestimmungen erlassen werden. Ich beantrage daher:

„Der hohe Provinzial-Landtag wolle erklären:
1. daß er die in dem vorliegenden Entwürfe enthaltenen Eingriffe in das Civilrecht

als nachtheiligeAenderungendesselbenerachte;
2. daß er es auch mit der Pflege eines festen Rechtsbewußtseinsim Volke nicht

vereinbar erachte, zu einer Zeit, wo ein neues allgemeinesReichs-Civilgesetzin
Bearbeitung sei und seiner Vollendung entgehengehe,einschneidendeNeuerungen im
Civilrecht zu machen, deren Fortexistenzzweifelhaftsei;

3. daß es wünschenswerthsei, die Kosten des ersten die Quotenbildung bestimmenden
Urtheils zu ersparen, daß dies aber auch ohne Verweisung des gerichtlichen Thei¬
lungsverfahrens an die Amtsgerichteerfolgen könne, welche mit dem §. 13 des
Reichsgerichts-Verfafsungsgesetzes nicht vereinbar sei.

Landtags-Marschllll: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Meine Herren! Die Eingriffe in das Civilrecht, die

angeblichstattfinden follen, gehören, glaube ich, in die Debatte über die einzelnen Paragraphen,
in denen solche Eingriffe gefunden werden. Wenn der Herr Vorredner fagt: dieses ganze Gesetz
ist eigentlich nur gemacht, um Eingriffe in das Civilgesetz zu machen, da an dem Verfahren nichts
geändert wird, so möchte ich zunächst hervorheben, daß durch das Gesetz der Anwaltszwang auf¬
gehoben wird, und daß das eine sehr wesentliche Aenderung des ganzen Verfahrens ist, welche
das Publikum erleichtertund allerdings nicht Allen angenehmist, aber im Interesse des Publikums,
glaube ich, durchgesetzt weiden muß. Es sind über dieses Gesetz von allen BeHürden,die irgendwie
dazu berufen sein konnten, Gutachten eingeholt worden, und diefe sind übereinstimmendalle dahin
ausgefallen, daß das Gesetz dringend nothwendig ist, und Alle haben übereinstimmenddie Ueber¬
weisung an die Amtsgerichte vorgeschlagenmit der einzigen Abweichung, daß einzelne Notare
geglaubt haben, das Verfahren könnte von vornherein den Notaren überwiefen werden. Wenn
nun behauptet wird, daß das Verfahren unzulässig sei und gegen das Reichsgesetzverstoße, so
kann ich mich zunächst darauf berufen, daß bisher alle Stellen, welche Gutachten abgegeben haben,
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feiner alle Juristen, welche über das Theilungsuerfahren geschriebenhaben, und ebenso sämmtliche
Gerichte darin einig sind, daß das Theilungsverfahren in das Gebiet der freiwilligen Gerichts¬
barkeit gehört, mit der die Civilprozeßordnuugsich überhaupt nicht befaßt. Sollte in einem
einzelnenParagraphen eine Bestimmung enthalten sein, die nicht in das Gebiet der freiwilligen
Gerichtsbarkeitgehört, so würden wir das, glaube ich, bei den einzelnen Paragraphen näher
besprechen können. Vorweg möchte ich nur auf Einzelnes eingehen. Die Verfügung des Amts¬
richters, durch welche das Verfahren eröffnet oder die Eröffnung abgelehnt wird, ist angefochten
worden. Der Gesetzentwurfhat die gegenwärtigeFassung bekommen,weil es als ausgeschlossen
betrachtetwurde, daß derartigeMißverständnisse entstehen könnten, wie sie Ihnen vorgetragenworden
sind. Wenn der Amtsrichter einen bei ihm eingehenden Antrag auf Theilung zurückweist,so
erläßt er damit eine Verfügung, die irgend einem Rechte der Parteien niemals präjudiziren kann.
Es ist absolut nicht nöthig, in das Gesetz hereinzuschreiben,daß dem Betreffendender ordentliche
Prozeßweg offen bleibt. Den ordentlichen Prozeßweg hat die Civil - Prozehordnung, also die
Reichsgesetzgebung eröffnet, und daran kann und will die Landesgefetzgedung nichts ändern. Die
Aufnahme des Zusatzes mag zweckmäßig sein, weil die Erfahrung gezeigthat, daß der Paragraph
mißverstandenwerden kann, und um die Bedeutung desselben klarer zu machen. Der Zusatz ist
jedeusalls unschädlich,und deshalb würde ich auch dafür sein, ihn aufzunehmen. Wenn das
Amtsgerichtden Antrag zurückweist, so kann sowohl alsbald ein neuer Antrag gestellt, als auch
sofort die Entscheidungdes Prozehgerichtsangerufen werden. Nehmen Sie einen praktischen Fall.
Es ist z. B. bezüglich der Theilung eines Waldes zweifelhaft,ob eine Waldgenossenschaft vorliegt
oder nicht. Der Amtsrichter lehnt den Antrag ab, so ist das Schlimmste, was passiren kann,
daß Derjenige, der theilen will, bei dem Prozeßgericht den Antrag stellt, seine Gegner zu ver-
urtheilen, anzuerkennen,daß der Wald ein Objekt ist, welches nach dem Privatrecht getheilt werden
kann und muß. Dann ist die Sache erledigt, denn sobald ein solches Urtheil vorliegt, muß das
Theilungsverfahren eingeleitet werden, sonst würde eine offenbareRechtsuerweigerungvorliegen,
welche wohl von keiner Seite befürchtetwird. Ebenfo ist es, wenn der Amtsrichter den Antrag
für zulässig erklärt und die Parteien vor den Notar verweist. Es wird dann weiter nichts, um
den Ausdruckzu gebrauchen,dadurch rechtskräftig, als die Verweisung vor den Notar. Vor dem
Notar kann jeder materielle Widerspruch erhoben werden, wenn z. V. behauptet wird, daß überhaupt
keine Verpflichtungzum Theilen besteht, oder daß die Pflicht zu theilen in zulässigerWeise zur
Zeit ausgeschlossen ist. Die Entscheidung dieser Fragen kann jeder Betheiligte dem zuständigen
Prozeßgerichtunterbreiten. Auch die Bestätigungdurchdas Amtsgerichtist als unzulässig angefochten
worden. Das kann ich als zutreffendnicht anerkennen. Das Gesetz sagt: Wer so und so oft
vorgeladen ist, wem so und so oft Gelegenheit zur Erklärung gegeben ist, in Ansehung dessen
wird angenommen, daß er eine andere Erklärung, als er bis zu diesem Schlußtermin abgegeben
hat, nicht abgeben kann oder will. Das kann das Gesetz vorschreiben,und der Amtsrichter hat
nachhernäher zu prüfen, ob der Notar die Formvorfchriftenbeobachtet hat, und ob der Rcceß,
der ihm eingereicht wird, ersehen läßt, daß nach den Bestimmungen dieses Gesetzes «erfahren ist,
und wenn das geschehenund alles in Ordnung ist, bestätigt er, er trifft aber keinerlei Entscheidung.
Sobald ein Widerspruchunerledigt sein sollte, so ist es Pflicht des Amtsrichters, die Bestätigung
zu versagen.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort,
Abgeordneter Courth: Meine Herren! Ich befinde mich in Widerstreit mit meinem

verehrten Collegen und Nachbarn. Herrn Adams: ich erwarte im Großen und Ganzen von dem
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Gesetz eine wohlthätige Wirkung, besonders, nachdem es so amendirt worden ist, wie es von
dem Provinzial-Verwaltungsrath und von dem Ausschuß geschehen ist. Diese Amendirungen
gingen im Wesentlichendahin, streng daran festzuhalten, daß da, wo ein streitiges Recht ist,
die ordentlichen Gerichte eintreten müssen. In dieser Beziehung ist allerdings ein schweres
Bedenken durch ß. 42 gegeben,indem dort ganz allgemein gesagt ist: gegen die Entscheidungen
der Amtsgerichte findet nur Beschwerdestatt. Namentlich haben wir sehr lange im Ausschuß
über den ersten Punkt, die Verweisung an den Notar resp, die Erklärung, daß die Theilung
zulässig oder nicht zulässig sei, verhandelt. Ich hatte, um herauszukommen, vorgeschlagen,der
Amtsrichtersolle nur den Notar ernennen. Wenn jetzt concedirtwird, daß gegen die Verfügungen
im Allgemeinen die Klage zulässig sei, so ist dieser Punkt erledigt. Nach anderer Richtung
war es absolut nöthig, die Bestimmungen aus dem Gesetz wegzubringen, welche so einschneidend
unser Civilrecht bei Gelegenheiteines Prozeßgcsctzesummodeln wollten. Das ist auch geschehen.
Meine Herren! Es ist nur ein Punkt in dem Gesetz geblieben, der mir nicht sympathischist.
Derselbe ist auch schou vom Herrn Landesrath Küster erwähnt und von dem Herrn Abgeordneten
Adams auch behandelt worden; vielleichtgestatten Sie auch mir jetzt eine Bemerkung hierüber,
dieselbe braucht dann nicht nachher zu geschehn. Meine Bedenken betreffen den Vorschlag,
welcher von dem Ausschuß zu l.den auf Seite 11 des Referats enthaltenen Vorschlägendes
Provinzial-Verwaltungsraths gemacht wird. Es heißt dort: „die Theilung in Natur ist im
Falle des Widerspruchs ausgeschlossen,wenn", und da soll zu den Vorschlägendes Provinzial-
Verwaltungsraths unter Nr. 3 hinzugefügt werden:

„3. Bei nicht vertretbaren Sachen und Immobilien, wenn die Erben, welche die
Mehrheit der Quoten repräfentiren, den Verkauf beantragen."

Ich spreche mich gegen diese Bestimmung aus. Man hat sie aus vulkswirthschaftlicheu
Gründen hinein haben wollen; man hat immer gesagt, man müsse die Zerstückelung der Grund¬
stücke verhindern. Ich sage aber: man muß für den Erben sorgen. Eine solche Bestimmung
kann gefährlich werden; durch eine Coalition kann ein einzelner Erbe geschädigtwerden. Ich
meine auch, daß, wenn man den Verkauf anordnet, dies das Gegentheil von Confolidatiou ist.
Die Verhinderung der Zerstückelungmuß auf einem anderen Gebiet gesucht werden. Ich habe
dies im Ausschuß auch vorgetragen. Für diejenigen Gläubiger, wofür der Herr Abgeordnete
Adams ein so warmes Herz hat, habe ich nicht die geringste Sympathie, denn gewöhnlich
suchen diejenigen, welche Leuten Credit geben, die den Credit nicht verdienen, außerordentliche
Vortheile. Aber ich meine, wie gesagt, der Erbe müsse geschütztwerden. Im Uebrigen behalte
ich mir vor, bei einem einzigen Paragraphen noch ein Amendement zu beantragen; dies betrifft
die Bestätigung der Theilung, deren Verweisung an das Amtsgericht ich sonst als ganz zweck¬
mäßig ansehe; ich halte diese Bestimmung auch nicht für einen Eingriff in das Reichsgesetz.
Aber ich habe fchwere Bedenken, ob, wenn Partheien ausgeblieben sind, dieselben nicht noch
einmal zur Erklärung vorzuladen wären, vielleichtunter abschriftlich«Mittheilung des Rezesses.
Dieselben müssen jedenfalls in die Lage gebracht werden, sich durch Einficht des Rezesses. von
dem wirklichen Resultat der Theilung zu überzeugen, ehe der Rezeß bestätigt wird. Sie können
verhindert gewesensein, in dem Termine vor dem Notar zu erscheinen,

Landtags-Marfchall: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Ich möchte auf die Bemerkung des Herrn

Abgeordneten Courth, daß die Vorschriften wegen der Ausschließung der Naturaltheilung
hauptsächlich den Zweck verfolgen, eine weitere Zerstückelungder Grundstücke zu verhindern,
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entgegnen, daß dies nicht der Fall ist. Auch diese Bestimmnng ist lediglich aus Gründen des
Verfahrens aufgenommen. Der Entwurf mag vielleicht zu weit gehen, darüber werden wir im
Einzelnen sprechen können, es ist nur versuchtwurden, nach Möglichkeitdem vorzubeugen,daß
über die Frage, ob theilbar oder nicht theilbar, Prozesse entstehen. Also nur um Prozessen
vorzubeugen, ist die Bestimmung aufgenommen worden. Man wird von der Ansicht ausgeheu
können, daß, wenn die Erben, welche die Mehrzahl der Quoten repräsentiren, eine Theilung in
Natur für schädlich erklären, die Annahme gerechtfertigtsei, sie sei in der That schädlich,nnd
daß es nicht nothwendig sei, den Widersprechendennoch die Möglichkeitzu geben, einen Prozeß
zu provociren. In der überwiegendenMehrzahl der Fälle dürfte wohl das gerichtliche Urtheil
in Uebereinstimmung mit der Anschauung der Majorität der Betheiligten dahin ausfallen,
es könne nicht in Natur getheilt werden, weil eine folche Theilung schädlich fein würde. Nur
aus dem formellen Grunde, um Prozesse zu verhindern und Kosten zu ersparen, soll die
Bestimmung aufgenommen werden. Der Paragraph hat nicht im Sinne, ein anderes Wirth-
schaftssystcm bei Gelegenheit des Theilungsverfahrens einzuführen.

Landtags-Marfchall: Der Herr Abgeordnete Adams hat das Wort.
Abgeordneter Adams: Meine Herren! Ich habe bei meinem vorherigen Vortrage

mich über all die Punkte, die in Betracht kommen, vollständig ausgesprochen,ich habe nur das
Wort genommen, um auf die Aeußerung des Herrn AbgeordnetenCourth zurückzukommen, daß
er für diejenigen Hypotheken-Gläubiger, die in dem Vertrauen, welches sie zu dem Schuldner
haben, Credit gegeben haben, keine Sympathie habe. Es ist im Ausschuß von dem Herrn
Landesrath ein ähnliches Wort gefallen, daß dies meist Cravattenfabrikanten wären. Meine
Herren, das ist eine falscheAuffassung. Meine Herren, ich selbst erkläre Ihnen hierzu, daß
ich manchemGläubiger, für den ich ein Urtheil erwirkt hatte und der dieses Urtheil ezequiren
und der seinen Schuldner von Haus und Hof bringen wollte, davon abgcrathen habe, und
wenn er fagte, er habe keine genügende Sicherheit, die Schuldner aber nachwiesen, daß sie
beträchtlichesanderes Grundvermögen zu erwarte» hätten, was in Natur getheilt werden konnte,
so habe ich gerathen: verderbt die Leute nicht, es kommt der Augenblick, in dem sie werden
bezahlen können, begnügt euch mit der Sicherheit, die ihr für eure Forderung haben könnt,
laßt euch ein Urtheil geben, tragt es ein, uud wartet! Das Urtheil wurde gegebeu, und der
Gläubiger war beruhigt, und ich sage Ihnen, daß in unzähligen Fällen dieses Urtheil gar nicht
zur Exekution kam, sondern daß die Leute, denen der Gläubiger auf Grund des Urtheils
Zahlungstermine bewilligt hatte, nach und nach abgezahlt haben, nnd daß sowohl die Forderung
des Gläubigers als die Schuldner gerettet waren. Diese Gläubiger waren ordentliche Leute, mit
berechtigtenbestehenden Forderungen, keine Cravattenfabrikanten. sie haben es gethan theils zur
Stellung der eignen Forderung, theils auch aus milder Rücksicht auf den Schuldner, dem sie
Vertrauen schenkten. Soll dies Vertrauen dadurch seinen Dauk erhalten, daß man sagt: ich
habe für die Leute keine Sympathie?

Meine Herren! Das geht nicht. Ich habe Sympathie dafür, daß alle Rechte, die
einmal erworben sind, wenn sie auch noch nicht im Sinne der Jurisprudenz ^n» yuaesiwm
sind, möglichst gewahrt werden, und daß jedes Vertrauen, das geschenkt worden ist, belohnt und
von den Anderen gerechtfertigtwerden folle, und daß man nicht mit einem Federstrich darüber
hinweggehe, daß solche Urtheile, welche nach der früheren Gesetzgebung zulässig waren,
noch »/,« bestehen. Ich kann es nicht für Recht halten, daß man ohne dringende Noth, wo
^ große Interessen auf dem Spiele stehen, eine solche Rechte zerstörendeAenderung macht.
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Meine Herren, ich darf hierzu anführen, daß ich dasselbe, was ich Ihnen eben gesagt habe,
vor einigen Jahren, im Jahre 1883, in der Justiz-Commission des Herrenhauses ausgeführt
habe, als es sich um die Preußische Subhastatiousordnung handelte und zur Frage stand, ob
den Gläubigern gestattet werden solle, auf Grund eines Urtheils eine Hypotheken-Iuskriptiou
zu nehmen. Damals wurde von vielen Seiten gegen diese Urtheile gesprochen, es wurde gesagt,
sie wären nicht nöthig. Ich habe damals diese Fälle, die mir aus einer langen Praxis
bekannt sind, angeführt, und den Werth einer solchen Kreditbeschaffunghervorgehoben. Es hat
schließlich fast die ganze Justiz-Commission des Herrenhauses zugestimmt, und es wurde in
beiden Häusern des Landtags der Beschluß gefaßt, durch die HypothekenwirkungfolcherUrtheile
dem Kredit zur Hülfe zu kommen. Es handelt sich daher hier ebenfalls von so entstandenen!
Kredit, und der nachträglichenZerstörung seiner Voraussetzungen. Ich glanbe, meine Herren,
daß es ein sehr wichtiger Gesichtspunktist: das, was in Treu und Glauben gewährt worden
ist, nicht zu erschüttern und nicht zu beseitigen, wenn nicht die allerdringendsten Gründe vor¬
handen sind. Ich hoffe, meine Herren, es weiden diese Betrachtungen Ihnen das tief Ein-
schneidende dieser hier fraglichenAenderungen in Bezug auf die Rechte der Gläubiger zeigen. Es
wird dem Thür und Thor geöffnet, daß die Erben unter sich, wie man zu sagen pflegt, Kippe
machen, durch Majorität beschließen,daß nicht in Natur getheilt werde, damit nichts in das
Loos des Verschuldetenfalle, damit dessen Gläubiger mit ihren Rechten sitzen bleiben, da ihnen
der Miterbe näher steht als dessen Gläubiger. Daß solche Fälle eintreten, ist meines Erachtens
das, was wir unbedingt verhüten müssen.

Landtags-Marschall: Meine Herren! Es ist mir ein Antrag von Herrn Abge¬
ordneten Adams eingereichtworden, welcherlautet:

„Der hohe Provinzial-Landtag wolle erklären
1. daß er die in dem vorliegendenEntwürfe enthaltenen Eingriffe in das Civilrecht

als nachth eilige Aenderungen desseben erachte,
2. daß er es auch mit der Pflege eiues festen Rechtsbewnßtseinsim Volke nicht ver¬

einbar erachte, zu einer Zeit, wo ein neues allgemeines Reichscivilgesetzin Bear-
tung fei, und feiner Vollendung entgegengehe,einschneidende Neuerungen im Civil-
recht zu machen, deren Fortexistenz zweifelhaft fei,

3. daß es wünfchenswerth sei die Kosten des ersten die Quotenbildung bestimmenden
Urtheils zu ersparen, daß dies aber auch ohne Verweisung des gerichtlichen Thei-
lungsverfahrens an die Amtsgerichte erfolgen könne, welche mit dem ß. 13 des
Reichsgerichts-Verfllssungsgesetzesnicht vereinbar sei.

Es enthält auch dieser Antrag, wie der Antrag zu dem ersten Gesetz, in Nr. 1 eine
Negirung der Nothwendigkeitdieses Gesetzes, es wird daher dieser Antrag des Herrn Adams
in derselben Weise behandelt werden, wie dies mit jenem Antrage geschehen ist. Es hat sich
sonst niemand mehr zur General-Debatte gemeldet, ich schließe dieselbe, der Herr Referent hat
das Schlußwort.

Landesrath Küster: Meine Herren! Es ist ein altes bekanntes Sprüchwort in der
Nheinproviuz, welches dahin geht: Einmal getheilt, einmal verkaust, einmal purgirt und einmal
collocirt, dann ist das ganze Vermögen weg. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Das ist ein wahres Sprüchwort, und ebenso, wie Sie hinsichtlich des Purga-
tions-und des Collokationsverfahrenszur Ueberzeugung gekommensind, welche immense Gerichtskosten,
sowie Anwaltskostenbisher aufgegangensind, werden Sie dies auch hierbei dem Theiluugsverfahrcn
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annehmen; wir tonnen es daher auch nnr dankbar anerkennen, daß Seitens des Herrn Iustiz-
miuisters die Initiative ergriffen worden ist um auch hier Wandel zu schaffen, und wenn in
dem Promemoria des Herrn Abgeordneten Adams und in feinem heutigen Vortrage wiederum
durchleuchtet, daß die Abänderungen ganz überflüssig seien, deun wir hatten ja ganz klare
Zustände, so glaube ich, Gründe für die Annahme ausgeführt zu haben, daß dies nicht der
Fall ist; es ist überflüssig darauf zurückzukommen,da das von mir anfänglich Vorgebrachte
nicht widerlegt ist; es weiß heutzutage keiner, was in dem Theilungsuerfahren eigentlich Rechtens
ist, und ich wiederhole, daß noch in den letzten Wochenund Monaten das Reichsgericht mit dem
Obcrlandesgcrichtuud dem Landgerichtein den Entscheidungenin Widerspruchgetreten ist. Wenn
da endlich einmal Recht uud Ordnung geschafft wird, fo sollte man nicht sagen: ein solches
Recht sei überflüssig,wir Hütten geordneteZustände. — Meine Herren! Wenn bei Z. 8 des Gesetzes
über die Theilung von Seiten des Herrn Abgeordneten Adams auf die Consolidatiun Bezug
genommen worden ist, so weiß ich wirklich nicht, was die Consolidatiun mit der ganzen Sache
hier zu thun hat; Consolidatiou ist keine Theilung, Theilung ist keine Consolidation. — Sie
haben aus dem Muude des Herru Rcgicruugs-Commissars gehört, daß es bei §. 8 gar nicht
darauf ankommt, in das Gesetz ein neues Güterrccht im Handumdrehen hinein zu eskamotiren.
Uebrigens verstößt der vom Ausschußbeschlossene Zusatz zu 8- 8 uicht gcgeu die bisherige Praxis,
steht vielmehr mit derselben in Einklang, denn die Praxis war und ist, daß, wenn eine
Societät besteht, der Majorität die Entscheidung zusteht. Wenn daher iu dem vorliegenden
Falle von Seiten des Ausschussesgesagt wurden ist: ebenso wie in allen anderen Fällen, sull
auch bei der Anordnung des Verkaufes die Majorität entscheiden, denn dann haben wir die
Gewähr dafür, daß das richtige getroffen ist, dann haben wir frivole Ginreden, die möglicher¬
weise von der einen oder anderen Seite vorgebracht werden, abgeschnitten, so scheint dies voll¬
ständig richtig zu sein. Denken Sie sich, wohin es führen würde, wenn bei offenbarer Unteilbarkeit
oder unter entgegengesetztenVerhältnissen bei offenbarer Thcilbarkeit, Alle zusammen bis
auf einen der Ansicht sind, es solle nicht getheilt oder getheilt werden, gesagt wird: Jeder habe
das Recht, den Verkauf zu beantragen oder Jeder das Recht, die Expertise über die Thcilbarkeit
zu beantragen; die Majorität muß iu dieser Beziehung entscheide»; nach dem Antrag des
Ausschussessoll sie entscheiden,ob der Verkauf nicht stattfinden soll; also im Prinzip hat sich
der Ausschuß für die Naturaltheilung entschieden,nicht umgekehrt; ich bitte, das wohl zu
berücksichtigen.

Dann gestatten Sie mir noch wenige Bemerkungen. Es mag richtig sein, daß der
Herr AbgeordneteAdams bei der preußischenSubhastatiunsorduuug auf die Urtheile hingewiesen
hat, welche ein Gläubiger erwirkt uud eveut. eintragen lassen kann, aber das hat nach meiner
Auffassung mit der gegenwärtigen Sache nichts zn thun. Bei dem Preußischen Zwaugs-
oollstreckuugsgesctz vom Jahre 1883 kann ebenso, wie auch heut zu Tage hier, ein Urtheil nur
auf ein bestimmtes Grundstück inskribirt werden, das dem Schuldner gehört; es ist daher
Meines Trachtens nicht richtig, wenn man aus der Analogie mit dem preußischenGesetz etwas
gegen die Beschlüsse des Ausschusses herleiten will. Wenn der Herr AbgeordneteAdams gesagt
hat, die Gläubiger sollten hinsichtlich ihrer Generalinstriptionen besonders geschützt werden,'man
habe aber im Ausschuß von Crauattenfabrikcmten gesprochen,su habe ich diesen Ausdruck zwar
nicht gebraucht, aber im inneren Herzen habe ich ihm zugestimmt, denn für denjenigen, der in
°cr Voraussicht, daß sein Schuldner von seineil Eltern ein Grundstückerben küuute, Credit
giebt und dazu noch einem Grundbesitzer, habe ich cocusoweuig Shmpathie, wie der Herr
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Abgeordnete Courth. Das ist ja gerade das Verderblichefür den Grundbesitzer,daß er in der
Voraussicht, daß er einmal etwas erben könnte, im Voraus sich verurtheilen läßt, um Credit
zu bekommen, und daß eine solche Hypothek eingetragen wird. Meine Herren! Es will mir
scheinen,daß es ein schlechter Rath sein dürfte, deu man dem Manne giebt: laß dich verurtheilen,
laß die Hypothek eintragen, vielleicht sällt einmal ein deu Eltern zugehöriges Grundstückin
dein Loos und die Generalinskription wird gültig. Es ist ferner nicht mit Unrecht im Ausschuß
gesagt worden, daß, wenn man denjenigen Gläubiger, der auf die Eventualität hin, ein Grund¬
stück anfassen zu können, das der Schuldner heute gar nicht einmal hat, Credit giebt, fchützen
müsse, man die Gcneralinskriptionen überhaupt nicht hätte aufheben follen. Seitens des
Herrn Abgeordneten Adams ist noch der Fall, daß eine zweite Ehefran mit einem Kinde
zweiter Ehe, das Kind erster Ehe durch Majoritätsbeschluß bei Theilung der Erbschaft des
Mannes benachtheilige, hervorgehoben worden. Die zweite Ehefrau erbt jedoch von ihrem
Manue höchstensnur soviel wie das mindestbedachte Kind erster Ehe; wie soll da eine Majorität
herauskommen, da sie nicht die Hälfte, fondern nur foviel aus dem Nachlassewie das mindest¬
bedachte Kind erster Ehe erhält? Also in dieser Beziehung scheintmir, daß das Beispiel wohl
nicht ganz zutreffend fein dürfte.

Schließlich, meine Herren, noch eine Bemerkunghinsichtlich der Vorladung der Ausgeblie¬
benen bei Bestätigung des Rezesses. Ich würde ganz der Ansicht des Herrn AbgeordnetenCourth
sein und der Ausschuß wäre es auch sicher gewesen, daß der Nezeß den Ausgebliebenenschließlich
noch zugestellt werden müsse, wenn nicht überall in der ganzen Civil-Prozeßorduung der Satz
gälte, der bereits von dem Herrn Regierungs-Commissarvorgetragen worden ist; hinzu kommt,
daß die Ausgebliebenen 4 bis 5 mal geladen worden, die Beteiligten wissen, daß sie kommen
müssen; soll man nun eine Prämie darauf setzen, daß jemand nicht kommt, indem man ihm
das Recht giebt, stets von Neuem die Beschlüsse angreifen zu können? Die Termine sind ihm
angezeigt, er weiß, daß das Theilungsverfahren schwebt, daß er zu den Terminen kommen soll;
wenn Alles geprüft ist, alle Parteien einig sind, dann soll jeder Ausgebliebene, der kaum
etwas zu surderu hat, nachträglich sagen können: er erkenne den Rezeß nicht an, obwohl
sonst alle Parteien einig sind, und die Sache könne dem Amtsgericht vorgelegt werden. Ich
glaube, es wäre nicht richtig, die Beschwerde zuzulassen; Sie würden der gütlichen und raschen
Abwickelungder Sache einen schlechten Dienst erweisen, wenn Sie sagen wollten, es müsse dem
Ausgebliebenen das Recht gegeben werden, von Neuem den Theilungsrezeß anzugreifen. Im
Uebrigen glaube ich bei deu einzelnenParagraphen auf das Eiue oder Andere R ücksichtuehmen
zu sollen.

Landtags-Marschall: Meine Herren, ich schließe hiermit die General-Diskussion.
Wir kommennunmehr zur Behandlung des Gesetzes im einzelnen. Die Aenderungen, die Ihnen
vorgefchlagen werden, liegen Ihnen gedruckt vor. Zu Z. 1 werden zwei Aenderungen vorge¬
schlagen, welche ich den Herrn Referenten vorzutragen bitte.

Landesrath Küster: Zu §. 1 werden zwei Abänderungsvorschläge gemacht, zunächst
dahin, daß an Stelle der Worte „vor Gericht" gesetzt wird „gerichtlich". Die Worte „vor
Gericht" könnten zu Zweifeln Veranlassung geben, denn vor Gericht wird die Theilung durch
einen Akt geschlossen, der von dem Gerichte aufgenommen wird, hier aber ist „gerichtlich" der
Gegensatzzu dem freiwilligen Verfahren durch Notar oder Privatschrift. Das ist die eine Abän¬
derung, welche diesseits beantragt wird. Die zweite Abänderung, welche von dem Ausschuß
beantragt wird, geht dahin, hinter die Worte „vor einem Notar oder" zu setzen: „soweit es
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sich nicht um Immobilien handelt auch". Es ist dies auf Grund des Gesetzes vom Jahre 1885
zwar selbstverständlich,es dürfte sich aber empfehlen, dicfen Zusatz zu machen, damit Jeder
weiß, daß mittelst Privatschrift Immobilien nicht getheilt werden können,

Landtags- Marschall: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Meine Herren! Ich mochte nur anheimstellen,ob

nicht statt dicfes Zusatzes lieber ein eigener Satz gemachtwerden soll: „Die Bestimmungen des
Gesetzes vom 20. Mai 1885 bleiben unberührt." Sodann muß in dem zwciteu Absatz aus
„gerichtlich" gemacht werden „vor Gericht".

Landtllgs-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Es wird also von dem Herrn Regiernngs-Commissarvorgeschlagen

und hoffentlichvon Ihnen accevtirt, daß es in dem zweiten Absätze statt „gerichtlich"umgekehrt
heiße „vor Gericht", und daß es in Absatz 1 heißt: „Die Bestimmungen des Gesetzes vom
20. Mai 1885 bleiben unberührt".

Landtags-M arschall: Ist zu §. 1 uoch etwas zu bemerken?— Es ist nicht der
Fall, ich nehme an, daß Sie mit der Fassung des Ausschussesund mit den Veränderungen,
die eben vorgeschlagenworden sind, einverstanden sind, also „gerichtlich" statt „vor Gericht"
und umgekehrt „vor Gericht" statt „gerichtlich", und: „Die Bestimmungen des Gesetzes vom
20. Mai 1885 bleiben unberührt." Zu §. 2 hat der Herr Referent das Wort.

Landesrath Küster: Bei ß. 2 ist eine kleine Veränderung nothwendig. Es heißt im
letzten alinsa,: „Ist ein Antrag gestellt, so ist derselbe für die Zustäudigkeit des Gerichts
entscheidend". Es könnten Zweifel existircn, wie das gemeint ist: „Ist ein Antrag gestellt, so
ist derselbe". Der Ausschuß beantragt, in dem fünften Satze hinter „Wahl" einen Strichpunkt
zu fetzen und dann zu sagen: „Der zuerst gestellte Antrag ist". Es dürfte dies redaktionell
Wohl richtig fein.

Landtllgs-Marschall: Sind die Herren hiermit einverstanden? — Es erfolgt kein
Widerspruch, es ist genehmigt. Zu §. 3 ist uichts zu bemerken. Wenn kein Widersprucherfolgt,
erkläre ich denselben für genehmigt. — Es erfolgt kein Widerspruch, §. 3 ist genehmigt. Zu
§. 4 hat der Herr Referent das Wort.

Landesrath Küster: §. 4 lautet im ersten Absatz:
„Erscheint der Antrag auf gerichtliche Theilung unzuläffig oder unvollständig, so
hat das angegangene Gericht durch Vernehmung des Antragstellers oder durch Ver¬
fügung an denselben auf geeigneteAufklärung hinzuwirken".

Es erfchien dem Provinzial-Verwaltungsrath und dem Ansfchuß richtiger, zu fügen:
„Das angegangene Gericht hat durch Vernehmung des Antragstellers oder durch Verfügung an
denfclben auf geeigneteAufklärung hiuzuwirkcu", um fo dem Irrthum vorzubeugen, als ob
blos in den Fällen der Unzulässigkeitoder UnVollständigkeitder Amtsrichter auf geeigneteAuf¬
klärung hinzuwirken habe.

Landtllgs-Marschall: Ich nehme an, daß die Herren mit dem alii^a 1 in der
vorgeschlagenenFassung einverstanden sind. Ich bitte den Herrn Referenten, fortzufahren,

Landesrath Küster: Das letzte nline», soll ganz ausfallen und durch die Bestimmung
ersetzt werden:

„Wird der Antrag zurückgewiesen, so ist diese Verfügung im Wege einer gegen die
Mitbetheiligten bei dem ordentlichenGerichte anzuhebendenKlage anfechtbar".

24»
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Heute wird diesseits der Antrag gestellt, daß man lieber die andere Fassung, welche
korrekter erscheint,wählen möge:

„Wird der Antrag zurückgewiesen,so bleibt es dem Antragsteller überlassen, im
ordentlichenProzeßwege seine Rechte geltend zu macheu".

Damit ist aller Austuß beseitigt,
Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Conrth hat das Wort.
Abgeordneter Conrth: Es dürfte zweckmäßig sein, nach den Ausführungen des Herrn

Negierungs-Commissars zu sagen: „ist der ordentlicheRechtsweg zulässig".
Lau dtllg 3-Marsch all: Der Herr Referent hat das Wort,
Landcsrath Küster: Gcgeu die Verfügung dürfte der Rechtsweg nicht zulässig sei».

Das dürfte juristisch uicht richtig sein, da er neben der Verfügung hergeht,
Landtags-Marschall: Herr Gchcimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Es soll zum Ausdruck gebracht werden die Ver¬

fügung präjuducirc dem Rechtswegin keiner Weife, und weun das uicht deutlich zum Ausdruck
gelangt, tcmu eine andere Fassung gewählt werden. Man kann nicht sagen: gegen die Ver¬
fügung ist der ordentlicheRechtsweg zulässig, denu dauu würdeu verschiedene Dinge, freiwillige
nnd streitige Gerichtsbarkeit vcrmifcht werden,

Landtags-Marschllll: Der Herr Abgeordnete Conrth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich würde dann vorschlagen, daß es heißt: „Die Verfüguug

präjudicirt dem ordentlichen Rechtsweg nicht".
Landtags-Marfchall: Ich frage, ob Jemand gegen diese Aenderung vorbehaltlich

der Redaktion etwas zu erinnern hat. — Es geschieht nicht, ich erkläre §. 4 auch für genehmigt.
Zu den §8. 5 uud 6 ist wohl nichts zu bemerken. Ist gegen diese Paragraphen etwas zu
erinnern? — Es geschieht nicht, sie sind genehmigt. Zu ß. 7 hat der Herr Referent das Wort.

Landesrath Küster: In §. 7 ist in nlins», 2 hinter „Im Termine oder" zu fetzen
„die Nichterschicnencn",nm auszuschließen, daß die Betheiligtcn, auch wenn sie erschienen siud,
iu 14 Tagen den Antrag stellen tonnen. Außerdem ist im vorletzten Satze an Stelle der
Worte „einer Woche" zu setzen „14 Tagen",

Landtags-Marschall: Ich darf dies wohl auch als genehmigt anfchen. Meine
Herren! Wir kommeu nunmehr zu Z. 8. Ueber diescu Paragraphen haben wir eigentlich eine
volle Diskussion in der Generaldebatte gehabt, §. 8 ist anch zum Hauptgegenstand des
Angriffes gegen das ganze Gesetz Seitens des Herrn Adams gemacht worden. Zu diesem 8- 8
ist soeben noch ein Antrag von Seiten des Herrn Abgeordneten von Ecrde eingereichtworden,
welcherfolgendermaßen lautet:

„Es wird beantragt am Schlüsse der zu ß. 8 vom Provinzial-Verwaltungsrath
bczw. Ausschusse vorgeschlagenenAbänderungen hinzuzusetzen:

4. Wenn dieselbeGrundstückeznm Gegenstaude hat, welche nach dem Kataster
uur eine Größe von 25 Aren oder eine geringere Größe haben; ausgenommen sind
jedoch Weinberge, Gärten, Haus- und Bauplätze."

Zur Begründung dieses Antrages gebe ich Herrn Frciherrn von Eerde das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Ecrde: Der Antrag ist nicht viel zu begründen, die

Negründnug liegt in dem Antrage selbst, indem damit bezwecktwird, eine noch größere
Zersplitterung des Grundbesitzes zu verhindern, als dieselbe heut zu Tage im Gange ist.
Diese Verhinderung hat anch das Interesse für uns, daß alsdann viel leichter und rascher mit
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der Arbeit behufs der Einführung des Grundbuches, auf das wir ja alle mit Sehnsucht warteu,
vorgegangen werden kaun. Es ist ja bekannt, daß viele in der Rheinpruvinz daran gewöhnt
sind, ihre Grundstückemöglichstzu verwerthen, den halben und den viertel Morgen noch einmal
zu theilen und dann zu verkaufen. Ich glaube aber, daß diefem entgegengetretenwerden muß,
sobald sich eine Gelegenheit dazn findet; eine Gelegenheit hierzu haben wir aber, indem wir die
beantragte Bestimmung in dieses Gesetz aufnehmen. Ich möchte Sie daher bitten, dieselbeals
im volkswirthschaftlicheuInteresse praktisch,anzunehmen.

Landtags-Marschall: Ich habe mich selbst zum Worte uotirt, um ein Bedenken
gegen den Antrag des Herrn Freiherr« von Eerde vorzubringen. Ich glaube, daß in seiner
Gegend die Grüße von 25 Are für einen solchen Vorschlag, wie er ihn gemacht hat, sehr wohl
angebracht ist; ich sage nicht, daß ich dafür bin. Ich bin natürlich mit der Intention, die
Theilung zu verhindern, einverstanden, aber ich frage mich, ob hier gerade die geeignete Stelle
ist, diefe prinzipielle Frage durchzukämpfen.— Der Herr Abgeordnete Seul hat das Wort.

Abgeordneter Seul: Ich wollte dem Hcrru Freiherr« von Eerde bemerken,daß er mit
diesem Antrage doch eigentlicheinen großen praktischenErfolg nicht wird erzielen können, denn
es handelt sich hier um solche Grundstücke,die im gerichtlichen Theilnugsverfahren zur Theilung
kummeu, also um einen ganz minimalen Theil der Grundstücke, die getheilt werden. Deshalb
glaube ich, daß es wenig praktisch ist, auf diefe Seite der Sache hier in diefem Gesetze näher
einzugehen.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteFreiherr Felix von Los hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr Felix von Lo8: Ich stimme dem Herrn Vorredner darin voll¬

ständig bei, daß das ein Antrag ist, der, wenn er angenommenwird, praktisch eine sehr große
Tragweite nicht haben wird, daß die Tragweite in der Ausführung wohl ziemlich gering sein
wird, aber insofern ist die Tragweite vielleicht eine nicht zu unterschätzende,als hier einmal
ausgesprochenwird, daß wir nicht wollen, daß die Parzcllirungcn, wie sie heutzutage am Rhein
leider an der Tagesordnung sind, noch weiter fortschreiten,daß wir dem ein Halt gebietenwollen.
Es ist, glaube ich, wohl nicht zutreffend, was der Herr Marschall sagte, daß in den südlichen
Theilen der Provinz, wo die Parzellen schon so klein sind, zusammengelegtwerden mühte; das
trifft nicht zu, denn der Antrag will nur, daß nicht eine weitere Theilung unter einem Morgen
— eine Größe, die vielleicht auch noch anders zu fassen wäre — stattfinden soll. Wenn wir hier
einmal diesen Gedanken aussprechen, so glaube ich, daß das nicht zu unterschätzen ist. Ob es
nun ein oder zwei Morgen sind, ist einerlei, ich sehe jedenfalls keinen Schaden in der Aufnahme
diefes Satzes und ich glaube auch nicht, daß das hier in dem Nahmen diefcs Gesetzes schaden könnte.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Meine Herren! Auch im Ausschusseist, wie bereits erwähnt, darüber

debattirt worden, ob es opportuu wäre, eine Normaluarzelleeinzuführeu. Man war der Ansicht,
daß es materiell sehr wünschenswerthwäre, aber man war auch wieder ciustimmig— mit
Ausnahme des Herrn Freiherrn von Eerde — der Ansicht,daß das nicht hier in das Gesetz hinein
gehöre. Meine Herren! Wir sind im gerichtlichenTheilnngsverfahren, und wenn man dem
Prinzip irgend einen Erfolg versprechenwill, so muß man die ganze Lehre vom Verkauf im
Civilgesetzbuch umändern, dann muß bestimmt werden, daß überhaupt nicht unter 25 Ar verkauft
werden dürfe, auch ein Theil von 25 Ar nicht verkauft werden dürfe. Eine solche Beschränkung
im Eigenthumsrecht,gewissermaßenin Paranthese, im gerichtliche,: Thcilungsverfahren zu geben,
dürfte doch erheblichenBedenken unterliegen. Ich meine, daß Sie dem Ausschüsse beitreten
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können. Ich will mir nur noch eins zu bemerken gestatten. Würde ein Grundstücknicht in
lilltura theilbar erscheinen, ohne den Werth zu vermindern, dann soll die Theilung eben verboten
sein, denn es heißt in dem Antrage des Provinzial-Verwaltungsraths zu §, 8, daß die Interessen
der Betheiligten nicht geschädigt werden dürfen. Die Schädigung der Interessen der Betheiligten
besteht aber darin, daß die Grundstücke zusammengenommennicht soviel werth sind, als der Werth
des Ganzen beträgt. Sobald dies eintritt, muß verkauft werden. Ich glaube daher, daß es im
Interesse des Gesetzes wäre, wenn Sie das alinea 4 des Herrn Abgeordnetenvon Eerde nicht
acceptirten, sondern nur alinen, 1, i^ und 3 des Ausschusses. Ueber 1 und 2 war ja Ein¬
stimmigkeit; hinsichtlichdes 3.: „die nicht vertretbaren Sachen und Immobilien müssen stets
verkauft werden, wenn die Erben, welche die Mehrheit der Quoten revräfeutiren, dies beantragen",
kann ich auf dasjenige Bezug nehmen, was von mir bereits früher ausgeführt worden ist. Ich
will nur noch bemerken, daß der ganze tz. 8 im Regierungsentwurf fortfallen muß, wenn Sie
der Ansicht des Prouinzial-Verwaltungsrathes uud des AusschussesIhre Billigung zu Theil
werden lassen.

Landtags-Marschall: Meine Herren! Wir haben den Antrag des Ausschusses hier
vorliegen — die Gründe und Gegengründe sind in der Generaldebattereichlich erörtert worden ^
außerdem liegt noch der Antrag des Herrn Freiherrn von Eerde vor. Ich glaube, daß wir
wohl am richtigstengehen, wenn wir zuerst über den Antrag des Herrn Freiherrn von Eerde
abstimmen, dann über 1 und 2 und dann über 3. Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.)

Ich bitte also diejenigen Herren, welche für den Antrag des Herrn Freiherrn von Eerde
sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die Minorität, der Antrag ist gefallen. Gegen den Vordersatzim §. 8 hat sich
keine Stimme erhoben. Ich nehme, wenn kein Widerspruch erfolgt, an, daß Sie mit demselben
einverstandensind. — Es erfolgt kein Widerspruch,der Vordersatz ist genehmigt. Nun kommen
wir zu 1 und 2:

„Die Theilung in Natur ist im Falle des Widerspruchsausgeschlossen, wenn
1. dieselbe die Interessen der Betheiligten schädigt;
2. wenn Nachlahschulden vorhanden sind, welche ohne Verkauf der Nachlaßgegenstände

nicht getilgt oder unter gleichzeitiger Entlassung der Widersprechendenaus dein
Schuldverhältniß nicht von den übrigen übernommen werden."

Ich bitte diejenigenHerren, die gegen dieselbensind, sich zu erheben. (Es erhebt sich
Niemand.)

Die Punkte 1 und 2 sind genehmigt. Nun kommen wir zum 3. Punkt, gegen welchen
der Herr AbgeordneteAdams vorhin in der Generaldebattegesprochen hat: „bei nicht vertretbaren
Sachen und Immobilien, wenn die Erben, welche die Mehrheit der Quoten repräsentiren, den
Verkauf beantragen". Ich bitte diejenigenHerren, die gegen diesen Punkt sind, sich zu erheben.
(Geschieht.)

Er ist mit großer Majorität angenommen. Wir kommen nunmehr zu den ß. 9 bis
inkl. 15, zu denen der Ausschuß nichts zu erinnern hat. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Courth.

AbgeordneterCourth: Ich beantrage, dem §. 13 folgende Fassung zu geben:
„Erheben sich bei der Verhandlung keine Streitigkeiten oder werden die erhobenen
erledigt, so nimmt der Notar eine Urkunde über die Theilung auf. Wenn alle
Parteien dabei vertreten und verfügungsfähig sind, ist eine Bestätigung durch das
Theilungsgericht unnöthig. Falls die Bestätigung nöthig ist, also wenn nicht alle
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Parteien vertreten oder wenn Bevormundetebetheiligt sind, so übersendetder Notar
die Theilungsurkundedem Theilungsgericht. Dasselbe hat über die Bestätigung oder
Nichtbestatigungzu entscheiden und zwar im Falle einzelne Parteien nicht vertreten
waren, nachdem dieselben zu einer Erklärung vorgeladen worden sind. Erheben
dieselbenalsdann Widerspruch, so ist die Entscheidungüber die Bestätigung vor den
ordentlichenRichter zu verweisen.

In entsprechender Weise ist zu verfahren, wenn im Falle unerledigter Sreit-
punkte, unter Vorbehalt der Entscheidungderselben, die Aufnahme einer Theilungs¬
urkunde über die unstreitigen Punkte ausführbar ist."

Mir scheint der §. 13 unglücklich gefaßt, wie überhaupt die Fassung dieses Entwurfes
manches zu wünschenübrig läßt. Der ß. 13 sagt im 1. alins»,:

„Erheben sich bei der Verhandlung keine Streitigkeiten oder werden die erhobenen
erledigt, so nimmt der Notar eine Urkunde über die Theilung auf und übersendet
dieselbe dem Theilungsgericht. Dasselbe entscheidet über die Bestätigung oder
Nichtbestatigung;"

und in Alinea 3 ist gesagt:
„Ist von dem Notar ein Vertrag über die Theilung aufgenommen, so findet eine
Bestätigung durch das Theilungsgerichtnicht statt."

Ich bin nun der Meinung, daß überhaupt, wenn die erhobenenStreitigkeiten erledigt
und alle Parteien einverstandensind, ein Vertrag über die Theilung vorliegt, und alsdann die
Bestätigung nicht eingesendet zu werden braucht, außer in dem Falle, wenn Bevormundetevorhanden
sind. Dahin geht die vorgeschlagene Aenderung, daß nicht zweimal gesagt wird: er nimmt die
Theilungsurkunde auf, und zum Schluß: er nimmt den Vertrag auf. Die Parteien brauchen
nicht ausdrücklichzu fügen: wir verlassen das gerichtlicheTheilungsverfahren; denn sind alle
Parteien da, sind sie einverstanden,so ist ein Vertrag vorhanden, und die Bestätigung durch das
Theilungsgerichtist unnüthig; nur in dem Falle, wenn nicht Alle vertreten oder Bevormundete
betheiligt sind, mochte ich die Bestätigung haben. Ferner ist dem früher ausgesprochenen Wunsche
Ausdruckgegeben, daß den Ausgebliebenenvor der Bestätigung noch einmal Gelegenheitgegeben
wird, sich zu erklären. Es macht dies wenig Kosten. Der Herr Landesrath hat gesagt: die
Parteien sind 4—5 Mal vorgeladen. Das trifft nicht immer zu; wenn es sich um Immobilien
handelt, so erfolgen wiederholteVorladungen, aber wenn es sich um Kaufgelder, Wertpapiere :c.
handelt, da kann es vorkommen, daß die ganze Geschichte in einem Termine erledigt wird, und
aus irgend einem Zufall Leute verhindert worden sind, zu erscheinen, so daß sie ihre Ansprüche
nicht haben geltend machenkönnen. Ich meine, die Sachen sind meist so wichtig, daß ein weiterer
Verzug nicht in Betracht kommen kann.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Meine Herren! Es ist gewiß richtig, daß seitens des Herrn

AbgeordnetenCourth nicht beabsichtigtwird, einen Verzug in das Gesetz hineinzutragen, aber
indirekt geschieht es doch, wenn Derjenige, der ausbleibt, nachträglichnoch einmal vor das Amts¬
gericht geladen werden muß, sei es mit, sei es ohne Zustellung des Theilungsrecesses,wenn er
das Recht des Widerspruchshat und an das ordentlicheGericht gehen kann, trotzdem sämmtliche
Parteien einig sind und alle Streitigkeiten vor dem Notar erledigtworden sind. Die Richtigkeit der
Prasumtion ist nicht zu bezweifeln, daß, wenn Jemand in dem Termin nicht erscheint trotz wieder¬
holter Vorladung, angenommenwerden muh, daß er damit einverstandenist, was in dem Termin
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geschieht,und es wird Jeder, der aus der Theilungsmassean Werthpapieren und einen! Immobilar¬
taufpreiseviel zu fordern hat, selbst kommen, oder, wenn er verhindert ist, einen Vertreter, der event,
von ihm honorirt wird, fchicken. Ich fche wirklich keinen Grund ein, und der Ausschußwar mit
Ausnahme der beiden Herren dieser Ansicht, warum der §. 13, so wie er gefaßt ist, nicht soll
bleiben können. Ich mache wiederholt darauf aufmerksam, daß ja der Amtsrichter zuerst an die
Parteien den Beschluß zustellt, ich mache darauf aufmerksam, daß der Notar ja die Parteien
ladet, um über den Theilungsantrag zu verhandeln, daß sie wieder 14 Tage Zeit haben, einen
neuen Termin zu extrahireu, daß sie zu dem Verhandlungstermin wieder geladen werden — ich
will von dem Immobilarkaufe und den desfallsigenLadungen ganz absehen — zuletzt wird der
Theilungsreceß aufgenommen; wieder die Sache hinauszuschieben,dürfte wirklich keine Ver¬
anlassung sein.

Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung hinsichtlich des Schlußuassus:
„Ist vou dem Notar ein Vertrag über die Theilung aufgenommen, fo findet eine
Bestätigung durch das Theilungsgericht nicht statt."

Dieser Satz ist meines Trachtens vollständig correkt, denn hier wird wiederum pointirt:
in dem Augenblick,in dem die Parteien einig sind und einen Vertrag abschließen, hört das
gerichtliche Verfahren auf und der Receß wird nicht an das Amtsgericht gewiesen. Wenn die
Parteien einig sind, können sie einen Vertrag schließen — etwas anderes ist es, wenn sie die
Form des gerichtlichen Theilungsrecesses vor dem Notar wählen wollen — der Vertrag wird
durch eine dahin zielende gegenseitigeErklärung perfekt. Also, meine Herren, wenn ein solcher
Vertrag zwischen den Parteien besteht, dann ist auch die Bestätigung nicht nothwendig.

Landtags-Marfchall: Der Herr AbgeordneteCourth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich kann den Unterschiedzwischen Theilung und Vertrag nicht

verstehen. Was die Vorladung der Abwesendenanlangt, so will ich bemerken,daß blos eine
einmalige Vorladung vor dem Notar erfolgt; denn der Beschluß, der den Parteien zugestellt wird,
daß der Amtsrichter die Theilung für zulässig halte, ist keine Vorladung; von einer Vertagung
bekommen sie auch keine Kenntniß, denn das ist in dem Gesetze ausgeschlossen. Die Parteien sind
also blos einmal vorgeladen, dann geht es über ihre Köpfe hinweg; sie bekommen einen rechts¬
kräftigen Theilungsreceß. Das scheint mir der Wichtigkeitder Sache nicht zu entsprechen. Man
wird ihnen nicht verschränken dürfen, daß sie, ehe der Receß bestätigt wird, sich darüber klar
sind. Ich will annehmen, die Abwesenden wären nicht damit einverstanden, sahen nachträglich
den Neceß ein und legten sofort Widerspruchsklageein. Dies wird ihnen doch nicht verwehrt
sein? Deshalb ist es praktisch,es so zu machen, wie ich vorgeschlagen habe.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Der Herr AbgeordneteCourth hat übersehen, daß in 8- 1^ auch

gesagt ist:
»Zum Zweck der Aufstellungder Masse, sowie der Berechnungen und Ansprücheder
Vetheiligteu ladet der Notar die letzteren zu einem Termine vor."

Der erste Termin ist eine bloße Diskussion über den Antrag, dann kommt ein neuer
Termin und dann wieder die Vorladung zur Berathung und Aufstellung der Masse. Zu diesen
beiden Termine muh geladen werden, außerdem daß Jeder den Beschluß zugestellterhält, durch
welchen ihm notificirt wird: der zu benennende Notar habe die Masse zu liquidiren und abzuwickeln.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
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AbgeordneterAdams: Meine Zerren! Ich möchte auch den Antrag des Herrn Abgeord¬
neten Courth unterstützen. Das, was der Herr Landesrath ausführt, trifft nicht die Sache, Es
steht in §.1? ausdrüÄlich, daß bei allen Ladungen zu Terminen, insoweit im Gesetzenicht
ein anderes bestimmt, den Geladenen eiue Erfcheümngsfristvon 2 Wochenzu belassensei. Diese
Vorschriften findet auf Vertagungen, wie der Herr Abgeordnete Courth gefagt hat, keine Anwendung,
bei Vertagungen des Termins gilt die Verkündigung des neuen Termins als Ladung für alle
Betheiligten. Nun ist richtig, was Herr Landesrath Küster gesagt hat, daß nach §. 12 zum
Zweckeder Aufstellung der Masse ein besondererTermin angesetzt wird, aber ich frage: kann
dieser Termin nicht auch vertagt werden, weil man in dem ersten Termine nicht einig wurde?
Er kann sehr wohl vertagt werden und von dieser Vertagung hat wohl derjenige, der das erste
Mal anwesendwar, Kenntniß, aber wie ist es mit den Ausgebliebenen? Es kann wohl sein,
daß einer den ersten Termin versäumt hat und den nächsten nun nicht angezeigt bekommt. Wenn
er in den einen Termin nicht kommt, bekommt er über den zweiten und dritten gar keine
Nachricht. Nun soll durch den Amtsrichter die Theilung definitiv bestätigt werden. Da ist es
doch vollständig in der Ordnung, daß man die Leute zu diesem wichtigsten Termine ladet, damit
sie Einwände, die sie in Folge ihres Wegbleibensunterlassenhaben, geltend machenkönnen. Es
ist ja richtig, diejenigen, die den Termin versäumt haben, sind selbst schuld, aber es liegt doch
nur eine Nachlässigkeit vor, und es giebt die Civilprozeßordnungüberall Gelegenheit,einen solchen
Fehler gut zu machen. Warum soll das hier nicht der Fall sein? Es wird dies dadurch
rmöglicht, daß die Leute noch einmal zu dem Schluß, wo die richterlicheThätigkeit eintritt,
geladen werden. Es kommtnicht allein darauf an, daß die Sache rafch abgewickeltwird, fondern
vor Allem, daß den Leuten möglichst Gelegenheit gegebenist, ihre Rechte geltend zu machen um,
wenn sie etwas übersehenhaben, es noch gut machenzu können.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Es kommt sicher nicht darauf an, daß den Leuten möglichst viel

Gelegenheit gegeben wird, die Sache in die Länge zu schieben,und das wird eintreten, wenn
folche fchlicßlicheThcilungsrecessewieder angegriffen werden können. Es giebt der Herr Abgeordnete
Adams zu, daß nach dem Gefetzesentwurfdie Ladung der Betheiligten in dem Verfahren nicht
einmal erfolgt, sondern auch noch zum zweiten Male. Wenn also der Betreffende den einen
Termin nicht notirt hat, wird er sich hoffentlich den zweiten Termin notiren, und für diejenigen,
die sich die Termine nicht notirt haben, ist das Gefetz überhaupt nicht geschrieben;man soll auf¬
passen. Wenn einer vor Gericht geladen wird, und er kommt nicht, so hat er zu riskiren, daß
er verurtheilt wird. Ebensogut wie er, wenn er vor das Amtsgericht oder Landgericht geladen
wird und den Termin versäumt, Nachtheilehat, hat auch hier die Versäumnis; Nechtsnachtheile
zur Folge. Hier wird er wiederholt geladen, und soll die Sache noch hingezogenwerden.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Ich muß wirklich glauben, daß der Herr Landesrath Küster hier

etwas verwechselt. Der Betreffende wird allerdings einige Male geladen, aber zu verschiedenen
Zwecken; einmal wird er zu Anfang vor den Notar geladen, und er wird nachher geladen, wenn
die Masseberechnungvorgelegt und festgestelltwerden soll. Wenn er nun diesen letzten Termin
versäumt, so soll er rechtlos sein! Das kann nicht beabsichtigt sein.

Landtags-Marschall: Nach dem Antragedes Herrn Abgeordneten Courth soll F. 13 lauten:
„Erheben sich bei der Verhandlung keine Streitigkeiten oder werden die erhobenen
erledigt, so nimmt der Notar eine Urkunde über die Theilung auf. Wenn alle
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Parteien dabei vertreten und verfügungsfähig sind, ist eine Bestätigung durch das
Theilungsgerichtunnöthig. Falls die Bestätigung nöthig ist, also wenn nicht alle
Parteien vertreten oder wenn Bevormundete betheiligt sind, so übersendet der Notar
die Theilungsurkunde dem Theilungsgericht. Dasselbe hat über die Bestätigung oder
Nichtbestätigungzu entscheidenund zwar im Falle einzelneParteien nicht vertreten
waren, nachdem dieselben zu einer Erklärung eingeladenworden sind. Erheben die¬
selben alsdann Widerspruch, so ist die Entscheidung über die Bestätigung an den
ordentlichenNichter zu verweisen.

In entsprechender Weise ist zu verfahren, wenn im Falle unerledigter Streit¬
punkte, unter Vorbehalt der Entscheidungderselben, die Aufnahme einer Theilungs¬
urkunde über die unstreitigen Punkte ausführbar ist."

Meine Herren! Sie haben diese Fassung, die an Stelle derjenigen des §. 13 treten
soll, gehört. Ich schreite zur Abstimmungund bitte Diejenigen, welche für den Antrag des Herrn
AbgeordnetenCourth sind, sich zu erheben. (Geschieht.)

Der Antrag ist abgelehnt und damit ß. 13 so, wie er hier vorgelegt ist, angenommen.
Zu 8> 14 ist nichts zu bemerken. Zu §. 15 ertheile ich dem Herrn Referenten das Wort.

Landesrath Küster: Bei §. 15 habe ich ein Verfehen begangen, ich habe vergessen, in
den Beschlüssen des Ausschusses aufzuführen, daß im Ausschußgerade so wie im Verwaltungsrath
die Abänderung beschlossen ist, daß die Frist des Art. 2109 von dem Tage der Rechtskraft des
Beschlusses nur in dem Falle beginnt, in welchem nach dem bestehenden Gesetze eine gerichtliche
Bestätigung vorgeschrieben ist. Es würde zu weit gehen, den Herren auseinander zu setzen, welche
Newandtnih es mit Art. 2109 hat, allein sämmtlicheHerren des Ausschusses,welchen wir die
Sache vorgetragen haben, sind der einstimmigenAnsichtgewesen, und ich glaube, daß der Herr
Regierungs-Eommissarauch der Ansicht ist, daß der vorgeschlagene Zusatz gemacht werden müsse.
(Zustimmung.)

Landtags-Marschall: Da kein Widerspruch erfolgt, so nehme ich §.15 mit dem
vorgeschlagenen Zusatz als genehmigt an Zu §.16 hat der Herr Referent das Wort.

Landesrath Küster: Bei §.16 wird eine andere Redaktion vorgeschlagen:
„Die öffentliche Zustellung an einen Vetheiligten kann nur durch das Theilungsgericht
angeordnet werden."

Landtags-Marsch all: Sie sind wohl auch damit einverstanden. Zu den §ß, 17—21
ist nichts zu bemerken, sie sind genehmigt. Wir kommen zu dem zweiten Abschnitte:Gerichtlicher
Verkauf von Immobilien. Zu den §§. 22—26 ist nichts zu bemerken, sie sind genehmigt. Zu
§.2? hat der Herr Referent das Wort.

Landesrath Küster: Zu ß. 2? ist nur ein Zufatz gemacht worden, es soll hinter die
Worte „zu deren Vermögen" eingeschaltet weiden: „oder Nachlassenschaft",um es überflüssig
erscheinen zu lassen, die sämmtlichen Erben in der Bekanntmachung aufzuführen. Man meinte
es genüge, wenn der Erblasser aufgeführt fei, weil dann diejenigen, welche kaufen wollen, sich
viel besser orientircn können, indem aus der Bekanntmachung erhellt, welche Personen bisher
die Grundstückebesessen haben.

Landtags-Mllischall: Ich nehme an, daß §. 2? in dieser Fassung genehmigt ist.
Zu 8. 28 ist auch wieder eine Aenderung vorgeschlagen. Der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Zu H. 28 ist nach dem einstimmigen Gutachten des Ausschusses
der Antrag gestellt, die Worte zu streichen: „1. durch Anheftung an die Gerichtstafel 2.", in



Folge dessen das ganze «linoa 2 und in lllinoa 3 die Anfangsworte „Anheftung und" eben¬
falls zu streichen." Das Motiv war, daß die Anhcftung an die Gerichtstafel an und für sich
Kosten verursacheund auch auf der andern Seite gar keine Wirkung habe, deun die Leute, die
kaufen wollten, gingen fast nie an die Gerichtstasel. um sich zu überzeuge,,, soudern sie sähen
die Bekanntmachungenein. welche vublizirt würden; dazn komme,daß den Partheien das stecht
gegebenwürde, wenn sie einstimmig seien, Bekanntmachungen zn erlassen wie sie wollten, und
daß die Bekauntmachungennicht mehr in dem Anzeiger zu dem Regierungs-Amtsblatt, sondern
in den Blättern publizirt werde» sollte», welche für die Bekanntmachung des Theilungs-
Gerichtes bestimmt seien.

Landtags-Marfchall: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Meine Herren! Diese Frage hat meiner Ansicht

nach sehr wenig Bedeutung, aber in dem größten Theil der Monarchie ist die Anhcftung an
die Gerichtstafeln in solchen Fällen vorgeschrieben. Ich glaube, das Abgeordneten- und das
Herrenhaus stelle,, die Worte doch wieder her. Wie gesagt, ich lege kein Gewicht darauf; es
ist ciue sehr geringfügige Frage, aber ich würde an Ihrer Stelle nicht ändern.

Landtags-Marschall: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
Abgeordneter Courth: Ich wollte blos dem Herrn Regierungs-Commissar versichern,

daß die Anheftung an die Gerichtstafel hier wirklich ganz zwecklos ist.
Landtags-Marfchall: Ich nehme an. daß Sie tz. 28 in der vorgefchlagenen

Fassung genehmigen. Zu §. 29 und 30 ist nichts zu bemerken. Zu §. 31 ertheile ich dem
Herrn Referenten das Wort.

Landcsrath Küster: Zu ß. 31 ist der Ausschuß der Ansicht, daß der Satz ausfalle»
soll: „Nachdem mindestens eine Stunde nach dem Aufruf verflossen ist". Der Zuschlag soll,
so meint die Staatsregierung, erst dann erfolge», wem, ei»e Stuude feit dem Aufruf der
Sache »icht etwa des Gebotes, verflossenfei. nm zn verhindern, daß diejenigen Personen auf
dem Lande, welche einen weiten Weg zu gehen haben und deshalb vielleicht„icht zur richtigen
Zeit in den Termin gekommen sind, dadurch, daß sie vielleicht10 Minuten später nach dein
Termin anlangten, nicht mehr Gelegenheit hätten zn bieten. Ei» solcher Vcrkanfstermin tan»
sehr rasch stattfinden, er kann ja auch gewiß übermäßig verzögert werden. Findet er sehr rasch
statt, sei es aus der eine» oder anderen Ursache, so ist es immerhin denkbar, daß die Interessen
bestimmter Personen geschädigtwerden, und es meinte daher die Staatsregicruug der Ansicht
sein zu müssen, daß die Worte: „Nachdem mindestens eine Stuude „ach dem Aufruf verflossen
ist", stehe» bleiben sollten, umsomchr als vielleicht i„ dieser Frist dem einen oder anderen An-
steigcrcr oder Kauflustigen die Gelegenheit gegebenwerde, sich zu erkundige,,, oder dem Erwerber
die Möglichkeit gelassen werde, die Kaution, die er nothwendig hat. in der einen oder anderen
Weise herbei zu schaffen. Dagegen wurde Seitens des Ausschusses gesagt, es habe keinen Zweck,
eine ganze Stunde zu warten, derjenige, der kommenwolle, könne auch zur richtigen Zeit da
sein. Das sind die Ansichten,die gegeneinanderstanden. Es wurde vom Ausschußaugenommen,
daß der Passus gestrichen werden solle.

Landtags-Marschall: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Ich wollte nur bitten, es bei der Regierungs¬

vorlage zu lassen. Etwas Neues als Grund für diefe Bestimmung, als dasjenige was Herr
Landesrath Küster Ihnen referirt hat. kann ich Ihnen nicht anführen.
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La ndtags-M arschall: Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte
diejenigen, welche für Beibehaltung der Stunde nach dem Aufruf find, sich zu erheben.
(Geschieht.)

Das ist die Majorität, die Regierungsvorlage ist darnach wieder hergestellt. Zu den
§§. 32 bis 36 ist nichts zu erwähnen. Zu ß. 3? hat der Herr Referent das Wort.

Landesrath Küster: Bei §. 3? ist nur der Vorschlag gemacht worden, daß der Inhalt
der Verkaufsbedingnngen der Kosten wegen nicht in dem Protokoll aufzunehmen sei, sondern
daß, weil die Verkaufsbedingungen bei dem Notar beruhen, die Erwähnung, daß die Verkaufs-
bedingnngen bei dem Notar hinterlegt und bei dem Anfang der Versteigerung vorgelesen
worden feien, vollständig genüge. Es ist dies auch in Uebereinstimmung mit dem bestehen¬
den Gesetze.

Landtags-Marfchall: Ich nehme an, daß Sie §. 37 in der vorgeschriebenen Fassung
genehmigen. Zu 8> 38 ist uichts zu erwähuen, er ist genehmigt. Zu §. 39 ertheile ich dem
Herrn Referenten das Wort.

Landesrath Küster: In §. 39 fallen wieder die Worte „Anheftung und" aus und
am Schluß ist anstatt des Wortes „müssen" zu setzen „muß".

Landtags-Marfchall: §. 39 ist in dieser Fassung genehmigt. Wir kommen zu
§. 40. Der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Bei §. 40 würde eventuell der Absatz 2 in Wegfall kommen, da
Sie, meine Herren, bei dem Neinigungsgefetz den Antrag angenommen haben, daß nach dem
gerichtlichenöffentlichenVerkauf das Uebergebotsverfahrenwegfallen solle.

Landtags-Marschall: Ich nehme an, daß Sie auch hiermit einverstanden sind.
Wir gehen weiter. Zu ß. 41 ist nichts zu bemerken. Zn §. 42 hat der Herr Referent
das Wort.

Landesrath Küster: Bei F. 42 ist der Ausschußder Ansicht, dem Schlußsatze: „Gegen
dieselben findet nur die sofortige Beschwerde statt" hinzuzusetzen: „infoweit keine sonstigen
Rechtsmittel nach diesem Gesctzesentwurf eingelegt werdeu können." Ich weiß nicht, ob dies
nach der Fassung, die jetzt der §. 4 erhalten hat, noch nothwendig erscheint. Ich meine, es
konnte jetzt der Zusatz wegfallen. Ich bitte um Erklärung, ob die Herren Courth und Adams
damit einverstanden sind. (Abgeordneter Courth: Ich bin einverstanden.)

Der Zusatz kann also in Folge des Zusatzes, der oben von den Herren beschlossen
worden ist, in Wegfall kommen, denn es foll kein Rechtsmittel eingelegt werden, fondern die
selbstständigeKlage.

Landtags-Marschall: Ist Jemand dagegen, daß §. 42 nach der Regierungsvorlage
wieder hergestellt wird? — Es erfolgt kein Widerspruch, §. 42 ist in dieser Fassung vollständig
angenommen. Zu dem §. 43 ist nichts zu erinnern. Zu ß. 44 ertheile ich dem Herrn Referenten
das Wort.

Landesrath Küster: In der gedrucktenZusammenstellungist ein Fehler untergelaufen.
Bei §. 44 ist sowohl der Provinzial-Verwaltungsrath, wie der Ausschuß der Ansicht gewesen,
daß der Art. 865 nicht gelöscht werden solle, und Art. 882 nur in dem zweiten Theil. Art. 882
besagt nämlich, daß der Gläubiger das Recht habe, auf seine Kosten in dem Theilungsverfahren
zu interveniren, um zu verhindern, daß etwas zu seinem Nachtheil geschehe. Der Regierungs¬
entwurf hat geglaubt, mit Rücksichtauf die sonstigen Rechtsmittel, melche dem Gläubiger zu
Gebote ständen, diesen Artikel aufheben zu können. Ausschuß wie Provinzial-Verwaltungsrath
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waren aus Utilitätsgründen der Ansicht, daß Art. 882 nicht aufgehoben werden solle, denn es
wäre zuweilen sehr zweckmäßig,daß der Gläubiger intervenire, um uachher nicht genöthigt zu
sein, den ganzen Theilungsreceß, der schon genehmigt und in der Exekution begriffen sei, anzugreifen.
Dasselbe hat Bezug in Betreff des Art. 865, nach welchem der Gläubiger bei den Fällen des
Rückbringensauch interveniren kann.

Landtags-Marfchall: Sind Sie mit diesem Vorschlage einverstanden?— Es erfolgt
kein Widerspruch, ich erkläre den Vorschlag für genehmigt. Der Herr Referent hat das Wort.

Landesrath Küster: Zu den 8ß. 43, 44 und 45 werden Sie denselben Antrag genehmigen,
der Ihnen vom Ausschuhauf Seite 6 über das Kostengesetzunterbreitet worden ist und den Sie
auch hinsichtlich der beiden anderen Gesetze acceptirt haben, nämlich, daß das Kostengesetz zugleich
mit dem Entwürfe vorgelegt werden soll.

Schließlich haben Provinzial-Verwaltungsrath und Ansschuß einen Zusatzantrag gestellt,
und zwar dahin gehend, daß die Erklärung über den Verzicht auf eine Erbschaft nicht mehr bei
dem Landgerichtunter Anwaltsbestellung,sondern bei dem Amtsgerichterfolgen folle, daß ebenso
die Erklärung über die Annahme einer Erbschaft unter der Rechtswohlthatdes Inventars, über
den Verzichtder Ehefrau auf die Gütergemeinfchaftim Falle des Ablebens des Ehemannes, ebenso
im Falle der Gütertrennungsklage, und die Erklärung über die Annahme der Gütergemeinschaft
seitens der geschiedenen Ehefrau bei dem Amtsgericht zu Protokoll zu geben seien; dadurch
würden Auslagen erspart, Anwälte seien dazu an und für sich nicht nothwendig, Reisekostenwürden
in Wegfall kommen, kurz es würde eine Vereinfachungund Kostenersparnis;in ganz erheblicher
Weise eintreten. Der Ausschuß ist noch weiteren Abänderungsvorschlägennäher getreten, indem
er der Ansicht war, daß auch die Stellung der in den Art. 807 B. G,-B. u. 992 u. ff. Nh.
C.-Pr.-O. vorgeschriebenen Bürgschaft auf der Gerichtsschreibereides Amtsgerichts zu Protokoll
des Gerichtsschreiberszu geschehen habe; wenn nämlich der Erbe, der »ud beneKoio angetreten
habe, verkauft, so müsse er Bürgschaft stellen, daß das Geld nicht verbracht werde, und diefe
Nürgschllftstellungkönne ebenso gut und in leichtererWeise bei dem Amtsgericht erfolgen, als
wenn der Betreffendewieder an das Landgerichtreifen, dort einen Anwalt nehmen und die noth¬
wendigen Protokolle aufnehmen lassen müsse. Die in Nr. 7 des Antrags aufgeführten Ent¬
scheidungen,welche den Landgerichtenbezw. den Präsidenten des Landgerichts übertragen waren,
sollen auch den Amtsgerichtenüberwiesen werden, und zwar die Entscheidungenüber die Ver¬
längerung der Deliberationsfrist der Erben, ebenso über die Verlängerung der im Art. 1463
B. G.-B. vorgesehenenFrist, sodann, was wichtiger ist, über die Gestattung des Verkaufes der
Nachlaßmobiliendurch denjenigen,der noch nicht die Erbschaftangetreten hat, falls diese Mobilien
dem Verderben unterworfen sind oder deren Aufbewahrung zu kostspieligist; es kommt dies
häufiger vor, und wurde es für zweckmäßiggehalten, daß auch diefe Entscheidungenden Amts¬
gerichtenüberwiesenwerden.

Landtllgs-Marschall: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort,
AbgeordneterAdams: Es werden in diesen Sätzen hier eine ganze Reihe von Aen¬

derungen unserer rheinischen Prozeßordnung vorgeschlagen,die nicht von der KöniglichenStaats¬
regierung ausgehen, die nicht den Gerichten zur Begutachtung vorgelegen haben, und die Sie,
glaube ich, nicht so ohne Weiteres beschließen können, da Sie unmöglichdie vollständige Tragweite
derselbenübersehen können. Alle diese Erklärungen sind in dem französischen Recht nicht ohne
Absicht an die Landgerichteverwiesenworden und zwar zu einer Zeit, in der die Communikation
viel erschwerter war als heute. Warum will man auf einmal alle diefe Bestimmungenaufheben,
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ohne daß das Ministerium es beantragt hat, ohne daß man bei dem Ober-Landesgerichtoder den
LandgerichtenAnfrage gehalten hat? Ich glaube nicht, daß wir in der Lage sind. Ja zu sagen,
ohne daß ei» anderer Grund angegebenwird, als daß die Leute dadurch nicht mehr so weit zu
reisen haben. Früher war das Reisen viel schwieriger, und doch hielt die Gesetzgebung es für
nothwendig, diese Sachen an die Landgerichte zu verweisen, damit man dort, wo der Hauptsitz
der Rechtsprechung ist, für den ganzen Bezirk des Landgerichts sich aus einem Buche über den
Stand der Dinge überzeugenkann. Der Gläubiger wird künftig an verschiedene entlegene Amts¬
gerichte reisen uud nachsehen oder dahin schreiben müssen. Ich erachte die Bestimmungen, die hier
vorgeschlagen werden, für den Geschäftsverkehrin höchstein Grade nachtheilig, und ich glaube, daß
der Provinzial-Landtag sich nicht ohne Weiteres, ohne daß irgend welches Gutachten einer Behörde
ergangen ist, für alle diefe Aenderungen aussprechenkann.

Landtags-Marschall: Herr Geheimrath Stolterfoth hat das Wort.
Geheimer Iustizrath Stolterfoth: Meine Herren! Die Entstehungsgeschichte ist sehr

einfach. Es kam eine Vorstellung an das Ministerium, in welcher die Eingesesseneneines der
größerenAmtsgerichte unter Andcrmnamentlich darüber sich beschwerten, daß unter den An gelegen
heiten, derentwegen sie an das Landgericht gehen mühten, auch die Mehrzahl der hier auf¬
genommenensich befinde. In Folge dessen wurde in Köln gutachtlichangefragt. Der Oberstaats¬
anwalt sprach sich ganz entschieden für die Uebertragungdieser Angelegenheitenauf die Amtsgerichte
aus. Das Ministerium ersuchte die provinzialständischeVerwaltung zu prüfen, welche Angelegen¬
heiten an die Amtsgerichteverwiesenwerden könnten. Es ist also auf direkte Anregung aus dem
rheinischenRechtsgebiet heraus die Sache in Angriff genommen. Es werden Reise- und Vcr-
säumnihkosten und Anwaltsgebühren gespart.

Landtags-Marschall: Der Herr Referent hat das Wort.
Landesrath Küster: Ich darf mir vielleichtdie Bemerknug noch gestatten, daß dieselben

Bestimmungen in Elsaß-Lothringen zum Gesetz erhoben worden sind. Die Herren dort, welche
doch auch eifersüchtigauf ihr bürgerliches Gesetzbuch sind, haben selbst darum gebetenund sind
noch viel weiter gegangen, als der Prouinzial-Verwaltungsrath, indem sie noch in sechs anderen
Fällen die Jurisdiktion dem Amtsgericht zu überweisen gebeten haben.

Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteAdams hat das Wort.
AbgeordneterAdams: Ich wollte nur auf den Gesichtspunkthinweisen, daß Verzichte

vorkommen. Ich meine, daß die Parteien, welche einen Verzicht abgeben wollen, wohl in die Lage
gesetzt werden müssen, bei einem Rechtskundigensich zu informiren, ob sie verzichten oder die
Erbschaft annehmen sollen, ob sie nicht mit dem Verzichte ihren Rechten vergeben. Das Alles
wird ihnen hier genommen.

Landtags-Marschall: Ich schließe die Diskussion, wir kommen zur Abstimmung.
Wir werden zunächst über den Zusatz wegen des Kostengesetzes abstimmen, wie wir es bei den
beiden anderen Gesetzenauch gethan haben. Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, sich zu
erheben. (Geschieht.)

Der Antrag ist angenommen. Wir stimmen nunmehr über die sämmtlichenAnträge,
welche am Schluß in sieben Punkten enthalten sind, ab. Ich bitte diejenigen, die dagegen sind,
sich zu erheben. (Geschieht.)

Die Anträge sind gegen eine Stimme angenommen.
Meine Herren! Wir kommen nunmehr noch zu dem Antrage Adams, den ich vorhin

verlesen habe. Derselbe geht dahin:
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„Der hohe Provinzial-Landtag wolle erklären:
1. daß er die in dem vorliegendenEntwürfe enthaltenen Eingriffe in das Civilrechtals

nachtheiligeAenderungendesselbenerachtet,
2. daß er es auch mit der Pflege eines festen Nechtsbewuhtseinsim Volke nicht vereinbar

erachte zu einer Zeit, wo ein neues allgemeinesNeichscivilgesetz in Bearbeitung sei
und seiner Vollendung entgegengehe, einschneidendeNeuerungen im Eivilrecht zu
machen, deren Fortexistenzzweifelhaftsei,

3. daß es wünschenswerth sei, die Kosten des ersten die Quotenbildungbestimmenden Urtheils
zu ersparen, daß dies aber auch ohne Verweisungdes gerichtlichen Theilungsverfahrens
an die Amtsgerichte erfolgen könne, welche mit dem §. 13 des Reichsgerichts-
Verfassungsgesetzes nicht vereinbar sei."

Diejenigen, welche für diesen Antrag des Herrn AbgeordnetenAdams und gegen das
Gesetz sind, bitte ich, sich zu erheben. (Geschieht.)

Das Gesetz ist gegen eine Stimme angenommen. Damit sind die drei Gesetze in dieser
Commissionerledigt; sie gehen, ehe sie in das Plenum gelangen, nochmals an die Iustizcommission
zur definitiven Feststellung der Fassung der einzelnenParagraphen, die geändert worden sind.
Meine Herren! Wir kommenzum zweiten Theil unserer Tagesordnung, das ist die Petition
wegen des Peters berges. Herr Landesbaurath Dreling wird den Vortrag übernehmen.
(Stimmen: Schluß!)

Meine Herren! ich kann die Verhandlung nicht vertagen, ich möchte vorschlagen, daß
wir diesen Gegenstand heute Abend noch berathen, denn wir haben morgen noch recht viel Arbeit
zu erledigen. Der Gegenstandmuh in einen Ausschuß, ich müßte, wenn wir die Berathung nicht
jetzt vornehmen, morgen um 12 Uhr eine besondere Sitzung ansetzen, denn morgen muß der
Ausschußdarüber berathen. — Herr Landesbaurath Dreling hat das Wort.

(Der Vice-Landtags-Marschall übernimmt den Vorsitz.)

Landes-Baurath Dreling: Meine Herren! Es ist ein Schreiben des Vereins zur Rettung
des Siebengebirgcs an den Herrn Landes-Direktor hier eingegangen. Ich werde es verlesen
müssen, weil es einen Punkt enthält, auf den ich nachher zurückkommen möchte. Das Schreiben
lautet folgendermaßen:

Beifolgendbeehren wir uns Ihnen, hochverehrter Herr Landes-Direktor, Namens
des Vereins zur Rettung des Siebengebirgcs eine Petition an den Provinzial-Landtag
zur hochgefälligen Uebermittelungan denfelben ganz ergebenst zu überreichen. Ein Paar
Exemplare der darin bezogenen Broschüre, die wir auch an die uns bekanntenMit¬
glieder des Landtags versandt haben, fügen wir bei. Zugleich legen wir bei eine im
Juli er. aufgenommenePhotographie des Petersberger Bruches sowie eine gemalte
Skizze des Siebengebirges mit dem Provinzialbrucheund Andeutungen des Stenzel-
berges, des nördlichenPetersberger Bruches und der westlichen Brüche am Oelberge.
Mangels eines geeignetenStandpunkts ist es nicht wohl möglicheine naturgetreue
photographische Aufnahme des großen Bruches am Petersberge herzustellen;die grause
Wirklichkeit ist bildlichüberhaupt nicht wiederzugeben.

Hoffentlich werden Sie, hochverehrter Herr Landes-Direktor,unfere dem allgemeinen
Wunfche der Provinz entsprechende Bitte mit Wohlwollen beurtheilen und ihr erster
Fürsprecherwerden. —
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Bei dieser Gelegenheit erlauben wir uns noch eine besondere Bitte im Interesse
des Siebengebirges: daß es Ihnen gefallen wolle bei der Ausschreibungvon Vafalt-
lieferungen die Vasalte aus den Privatbrüchen am Petersberge und Oelberge von der
Concurrenzgrundsätzlich auszuschließen.

In Ehrerbietung
Der Vorstand:

a. A.:
Der Vorsitzende,gez. Humbroich.

Die Petition lautet wie folgt:
Durch Beschlußvom 22. Dezember 1884 hat der hohe Provinzial-Landtag dein

Antrage des Provinzial-Verwaltungsrathes auf Ankauf des Vasaltbruchesvon H. Spindler
auf dem Petersberge für die Summe von 75 000 M. seine Zustimmung ertheilt und
den Provinzilll-Verwaltungsrath zugleich ermächtigt, vorkommenden Falles zum Ankaufe
fernerer geeigneter Brüche einen weiteren Betrag bis zu 100 000 M. zu verwenden.

Der breite, mächtige und prächtigePetersberg ist zwischenDollendorfund Königs¬
winter nahe dem Rheine gelegenund bildet einen wesentlichen Bestandtheildes Sieben¬
gebirges, derart, daß seine Schädigung das wundervolleund einzig schöne Panorama
des ganzen Gebirges von Bonn und Godesberg aus verderben und vernichtenwürde.
Der Bruchbetrieb hat dem Berge bereits tiefe Wunden gefchlagen und die Fortsetzung
dieses Betriebes wird in wenigen Jahren die Verunstaltung des ganzen Berges nach
der Rheinseite hin zur nothwendigenFolge haben. Nur die sofortigeund vollständige
Einstellung dieses Vruchbetriebes kann die drohende Gefahr abwenden. Alle Natur¬
freunde, die zahllofenVerehrer des Siebengebirges, die ganze Provinz, das ganze Land,
die ganze gebildeteWelt erhoffen in erster Linie von Ihnen, hochverehrte Herren, die
Rettung des Berges und werden nimmer ruhen, bis sie erreicht ist.

Ein anderer Bruch befindet sich an der Nordseite des Petersberges nächst Heisterbach.
In der Subhastationssache wider Friedrich Ziele zu Oberdollendorf hat dessen

Schwager und HvpothekengläubigerJulius Vraemer in Berlin diefen Bruch am
13. März er. zum Preise von ca. 30 000 M. angekauft und denselbeninzwischen an
Dr. Lange in Oberdollendorfverpachtet. Auch diefer Bruch gefährdet den fchonen Peters¬
berg, wenn auch allerdings bei weitem nicht in dem erfchrecklichenMaße, wie jener
Bruch an der West- und Nheinseitedes Berges.

Die vielen übrigen heute schon durch die Steinbrüchemehr oder weniger gefährdeten
Höhen des Siebengebirges, insbesondere auch die ehemals fo großartige Wolkenburg,
werden wohl taun, zu retten fein, aber zur ewigen Schande würde es den Rheinlands
gereichen, wenn die Rettung der im höchsten Grade gefährdetenKuppe des weltberümten
prächtigenOelberges nicht angestrebt und gelingen würde. Hier ist die äußersteGefahr
im Verzüge — in wenigen Monaten kann schon die charakteristische schöne Spitze dem
Dynamit zum Opfer fallen. Auf drei Seiten ist die Zerstörung im Gange. Der
Eigenthümer dieser Brüche ist aus mancherlei Gründen dem Verschönerungsuereinfür
das Siebengebirge gram und wegen des einen feiner Brüche steht er mit der König¬
lichen Negierung zu Köln in Prozeß; alle Versuche, ihn zur Schonung des Berges
zu vermögen, sind fruchtlos geblieben.
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Zur Rettung des Siebengebirges,insbesondere des Petersberges und des Oelberges,
hat sich im Laufe dieses Sommers ein Verein gebildet, dessen Mitglieder aus der ganzen
Provinz bereits nach Tausenden zählen. Die Zustimmungvon allen, allen Seiten berechtigt
uns zu der Behauptung, daß die ganze Provinz, daß alle Welt in dem Punkte einig
ist: Oelberg und Petersberg müssengerettet werden um jeden Preis.

Demgemäß erlauben wir uns die dringende und inständigsteBitte:
Der hohe Landtag wolle:
1. beschließen,daß der. der Provinz zugehörige Steinbruch an der Nheinseite

des Petersberges sofort und vollständig eingestellt werde;
2. den Verwllltungsrathermächtigenund veranlassen, wegen Ankaufs der Privatbrüche

am Petersberge und Oelberge mit deren Eigenthümernsofort in Unterhandlungen
zu treten, die Brüche anzukaufenoder deren Enteignung in Antrag zu bringen.

Im Uebrigen überlassen wir vertrauensvolldem hohen Landtage,sowie dem Verwal-
tungsrathe die Prüfung und Ergreifungderjenigen Maßregeln, welche zur Rettung und zum
Schutze des Siebengebirges dienlich fein mögen. Unsere Wünsche und Hoffnungensind
niedergelegt in einer Denkschrift,welche wir uns erlaubt haben, mit einigen anderen
Beiträgen „zur Rettung des Siebengebirges" den einzelnen Mitgliedern des Provinzial-
Landtages zu übermitteln.

Zwei besondere Ansichten des Siebengebirges resp. Petersberges liegen hier bei.
In Ehrerbietung

Der Vorstand des Vereins zur Rettung des Siebengebirges,
a. A.:

Der Vorsitzende, gez. Humbroich.
Meine Herren! Die Bilder habe ich hier zur Hand. Es sind dies erstens dieses

Oelgemälde und zweitens eine andere große Photographie, wovon den Herren wohl kleine Abdrücke
zugegangensein werden. Außer dieser einen Petition liegt noch eine andere Petition seitens der
Stadtverordneten-Versammlungin Bonn vor, in welcher die Herren erklären, daß sie vollständigmit
der Petition übereinstimmen,welche der Verein zur Rettung des Siebengebirges hier vorgelegthat.

Zur Sache übergehend,meine Herren, bemerke ich zunächst, daß, wenn es wahr ist, daß
in der ganzen Provinz, im ganzen Lande, ja, in der ganzen gebildeten Welt ein Sturm der
Entrüstung sich erhoben hat, und daß daran ganz allein der Petersberg, refp. der Uebergang des
Steinbruchs von Herrn Spindler in Königswinter auf die Provinz die Schuld trägt, daß es
dann doch geboten erscheinenmuß auf die Gründe zurückzukommen,welche den Provinzial-
Verwaltungsmth veranlaßt haben, dem hohen Landtage den Ankauf eines Bafaltbruchs im Sieben¬
gebirge zu empfehlen,und auch die Umstände zu erwähnen, welche dazu geführt haben, gerade
den Petersberg zu wählen. Meine Herren! Als an die Verwaltung der Provinz die Aufgabe
herantrat, den Straßenbau auf den Standpunkt zu bringen, den diefer Bau in unseren Nachbar¬
provinzen und in anderen Ländern bereits erreicht hat, da war dabei nicht vorzugsweise die
Neuorganisation der Verwaltung die Hauptsache,sondern vor allen Dingen galt es, die Straßenbau¬
technik, welche leider dreißig und noch mehr Jahre lang stagnirt hatte, den Anforderungen der
Neuzeit entsprechend zu gestalten. Bei Löfung diefer Aufgabe spielt die Materialfrage eine Haupt¬
rolle, d. h. die Frage der Beschaffungund Zurichtung des zur Unterhaltung und zum Bau der
EteindeckenerforderlichenMaterials. Es ist nun eine nicht zu bestreitendeThatsache, daß das
für den Bau der Steindecken zu verwendendeMaterial hauptsächlichzwei Eigenschaften haben
muß, und diefe sind: Gleichmäßigkeitder Korngröße und absolute Reinheit, d. h. das Material
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muß rein sein von kleinen Splittern und größeren Steinstücken,namentlich aber rein von erdigen
Nestandtheilen. Was nun die Korngröße des Materials betrifft, so ist dieselbe verschiedenund
zwar verschiedenje nach der Harte der Gesteinsart. Bei unseren harten Gesteinen, zumal beim
Basalt, betragt die Größe des Korns 3—4 Centimeter, bei weicheren Steinen 4—5 Centimeter.
Als ich vor etwa zwei Jahren bei der Straßenbau-Verwaltung eintrat, siel mir zunächst auf, daß
in den südlicheren Inspektionen den Vorschriftenüber die Herstellungdes Materials, welche bereits
ein halbes Jahrhundert alt sind, genau nachgekommen wurde, wahrend in den nördlicheren Theilen
der Provinz die Bearbeitung des Materials eine durchaus mangelhafte war. Das Resultat dieser
mangelhaften Bearbeitung, namentlich des mangelhaft bearbeiteten Bafalts, war nun das, daß
die aus diesem Material hergestelltenStraßen, zumal am Niederrhein, wo meistens Kiesstrahen
vorhanden sind, einige Zeit nach ihrer Herstellungungefähr den Charakter einer Gebirgslandschaft
hatten, in welchersich hin und wieder Hügel erheben, welche von muldenförmigenEinfenkungen
getrennt werden. Tritt dann Negenwetterein, so bilden die Mulden auch die nöthigen Seen zu dieser
Landschaft. Die hervorstehenden Hügel werden durch zu groß geschlageneSteinstücke gebildet, während
die zu klein geschlagenen Stücke, welche durch die Räder zermalmt werden, zur Bildung von Mulden
Veranlassung gegeben haben. Daß in Folge dessen die Bewohner am Niederrhein sich gegen die
Einführung des Bafalts wehrten und erklärten, sie wollten keine Verschlechterungihrer schönen
Kiesstrahen durch den Vasalt, finde ich hiernach erklärlich. Wie man aber auch gute Basalt-
straßen bauen kann, Straßen, deren Steindeckenabsolut glatt und eben sind, glaube ich beweisen
zu können, wenn ich Sie auf die Straßen in der Nähe von Köln, in der Inspektion Siegburg,
und auch auf die neuerdings hier in der Umgegend ausgeführten Unterhaltungsarbeiten aufmerkfam
mache. Sie weiden da finden, daß die Bafaltstrahen alle Vorzüge der Kiesstrahen und nebenbei
den weiteren Vorzug haben können, daß sie im Winter wenig Schlamm und im Sommer wenig
Staub erzeugen. Ich habe mit dem Hinweis auf diese Thatsachen nur andeuten wollen, welche
Bedeutung die gleichmäßigeBearbeitung des Besteinungsmaterials für den Bau der Straßen hat.
Nachdemnun aber Jahrzehnte lang bei den Steinschlagern, zumal den Basaltschlägernund Basalt¬
lieferanten eine durchaus unsachgemäßeHerstellungdes Materials, zumal des für den Niederrhein
gelieferten, Usus geworden, waren wohl nicht mit Unrecht Schwierigkeitenzu erwarten für den
Fall, daß auf eine fachgemäßeBearbeitung und Lieferung mit Strenge gehalten werden würde.
Im Interesse aber der Straßenunterhaltung mußte eine solche Forderung strenge durchgeführt und
das Material fein und gleichmäßigbearbeitet werden. Eine folche Bearbeitung erfordert aber sehr
viel mehr Zeit, als bisher darauf verwandt wurde. Jede Aenderung aber an seinem gewohnten
Thun veranlaßt den Arbeiter zu einem Aufschlag seinem Brodherrn gegenüber. Der Letztereaber, der
Lieferant hat daher ein Interesse daran, an dem Hergebrachtennicht rütteln zu lassen oder aber
er benutzt die Gelegenheit zu ganz unmotivirten Preissteigerungen. Eine gemeinsameOpposition
der Steinbruchbesitzergegen die beabsichtigte Neuerung oder auch eine über das Maß des
Zulässigen hinausgehende Preissteigerung hätte nun aber für die Straßenverwaltung die noth¬
wendigeFolge gehabt, daß sie entweder auf die Durchführung eines wichtigen Theiles des Reform-
Werkes Verzicht leisten, oder aber ganz enorme Preise hätte zahlen müssen. Es rührt das daher,
daß der Quellen, aus denen der Basalt für den Niederrhein, und um diesen handelt es sich in
vorliegendemFalle ganz allein, bezogen wird, nicht sehr viele sind. Die Brüche nämlich, welche
für den Niederrhein liefern können, müssen nahe am Rhein gelegen fein, weil der Transportkosten
wegen die Versendung vorzugsweiseper Schiff bewerkstelligtwerden muß, andererseits auch die
Bahnen zu beiden Ufern des Rheins das Material zu ansnnhmsweise billigen Tarifen trans-
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portiren Wie nothwendig es war, unter allen Umständen Fürsorge zu treffen, ging auch daraus
hervor daß in den wenigen Bauinspektioncn, in welchen schon vorher strenge darauf gehalten
wurde' das Material so zu beschaffen, wie es in der That bearbeitet sein muh, mitunter bei
Ausschreibungen von Basaltlieferungen keine annehmbaren Offerten einliefen; ja, meine Herren,
als verlautbarte, daß demnächst an den Bedingungen, wie sie seit Jahren bestanden, seitens der
Verwaltung unbedingt festgehalten werden würde, sind verschiedene, und zwar namhafte Unternehmer
zu mir gekommen und haben mir erklärt, sie seien absolut nicht in der Lage, diesen Anforderungen
nachzukommen, es fei denn, daß die Provinz einen ganz erheblichen Aufschlag auf den bisherigen
Preis genehmige Ich habe vorhin bemerkt, daß die Brüche, welche überhaupt für den Niederrhein
concurriren wollen, am Rhein gelegen sein müssen. Ich möchte hierauf etwas näher eingehe., indem ich
anführe, daß die Achsfracht auf der Chaussee etwa 35-40 Pf. pro Kubikmeter Matenal und
pro Kilometer Weg kostet (5s folgt daraus, daß das Material emes Bruches, welches eme Meile oder
7,5 Kilometer von. Rhein abliegt, und welches per Schiff oder per Bahn zum Niederrhein trans-

portirt werden foll, unbedingt 2>/«-3 M. per Kubikmeter theurer werden muß, °s dasjenige,
welches dicht am Rhein gewonnen wird. Bedenken Sie ferner dabei daß die Masse Vasal,
welche wir jetzt fchon in jedem Jahre am Niederrhein verbrauchen, 50000 Kubikmeter betragt,
so würde der Bezug dieses Materials aus Brüchen, deren Matenal eme Meile zu Land zu
transvortiren wäre, bevor dasselbe den Rhein oder die Bahn erreicht, der Provinz 150 000 M.
vro ^abr mehr kosten Ich komme hier auf eine Behauptung, welche die Herren von: Rettungs¬
verein von vornherein und immer wieder aufgestellt haben, auf die Behauptung nämlich, die
Provim könne ja ihren Bafalt aus den armen Gegenden der Eifel oder vom Hunsrücken beziehen.
Was das zu bedeuten hat, meine Herren, will ich Ihnen auch eben vorrechnen. In der Eifel
lieat derieniae Bruch, der für die Lieferungen nach dem Niederrhein der günstigste wäre, bei
Hillesbeim Nehme ich nun an, daß der Schwerpunkt sämmtlicher Vasaltlieferungen nach dem
Niederrhein Oberhaufen oder Homberg sei - das wird fo ziemlich stimmen - so wäre der
Vasalt von Mesheim bis Homburg per Bahn zu transportrren und em derartiger ^ransport
kostet, weil Ausnahmetarife für diefe Route nicht existiren, nach dem gewohnten Tarif, den ich
n chgefehech)abe, ,r. pr. 8 M.33Pf.pro Kubikmeter. Dagegen betragt die
winter nack Lombera oder Nuhrort nach den Verträgen, die ,mr abgeschlossen haben, 2 M. 96 Pf.
ler run 3 M und die Vahnfracht für die gleiche Strecke 5 M. 66 Pf. Es würde sich alfo
bei einen, Transport von Hillesheim gegenüber einem Transport von Königswinter eine Differenz

d ^ chtkchen^ einem Falle von circa 5 M. im anderen von 2 M. 66 Pf. pro Kubikmeter
eraeben und das ergiebt unter den heutigen Verhältnissen, bei emem lahrkchen Confum von
50 000 Kubiüneter eine Mehrausgabe von circa 133 000 bis 250 000 M. pro Jahr. Kapitalisiren
Sie diese Mehrausgabe, indem Sie einen Zinsfuß von 4°/° annehmen, fo würde sich aus einen:
solchen Wechsel der Bezugsquellen für die Provinz ein Kapitalzufchuß ergeben von 3 325 000 bis
6 250 000 M Meine Herren! Das fcheint mir ein genügender Grund zu fein dafür, daß w«
dem mMaemeinten Rath, das Material aus der Eifel zu beziehen oder aber vom Hunsrücken,
unm^ Dann habe ich noch auf eine andere Eigenschaft des Bafaltgefchäfts

aufmerksam M machen, welche der Verwaltung Veranlassung bot, Ihnen den Ankauf eines Bruches

am Rhein zu empfthwi. ^^^^ ^^ ^ ^.^ geringsten Theile die Lieferung von

Straßenbaumaterial. Der weit überwiegend größere Theil des Rheinischen Vasaltes wird zu
Wass«^ vorzugsweife nach Holland verkauft. Diefen letzteren Massen gegenüber ist das zu
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Straßenbanten verwendeteMaterial ein durchaus verschwindendesEtwas. Die meistenBasalt-
industriellen fertigen Straßenmaterial nur dann an, wenn der Bedarf für Wasserbauten auf ein
Minimum sinkt, lediglich nur, um ihre Leute zu beschäftigen. Es kann deshalb der Fall
vorkommen, und ist auch schon vorgekommen, daß, wenn das Basaltgeschäft nach Holland flott
geht, einzelne Lieferanten durch die Lieferungen, welche dieselben der Provinz gegenüber über¬
nommen haben, sehr genirt werden, und da dieselben in der Lage sind, die Verträge mit der
Provinz alljährlich zu kündigen, sich auf diesem Wege von ihren weiterenVerpflichtungenlossagen,
oder aber übertriebene Nachforderungen stellen. Kann die Verwaltung in einem solchen Falle
mit ihrem eigenen Bruche nicht in die Breschespringen, bis auf andere Weise und zu angemessenen
Preisen der Basaltbezug wieder geregelt ist, so würde eine Schädigung der Provinz schwerlich zu
verhüten sein. Schließlichmuh ich noch eine, dem großen Publikum weniger bekannteEigenschaft
einiger Basalte erwähnen, welche in vorliegendem Falle für die Maßnahmen der Verwaltung
mitbestimmendwar. Man hat die Erfahrung gemacht, daß einzelne,durch nichts von den besten
Sorten zu unterscheidendeBasalte, wenn sie im Freien lagern, über kürzere oder längere Zeit
vollständig zerfallen. Derartige Vasalte nennt man Sonnenbrenner, Solche leicht verwitterbaren
Basalte kommen in sehr vielen Brüchen vor, in manchennur in einzelnen Lagen, in anderen gar
nicht. Der berüchtigsteder Sonnenbrennerbrüche ist die Erpeler Lei), deren Basalte bereits vor
Jahren von der KöniglichenRegierung zu Köln bei sämmtlichenLieferungen für Straßenzwecke
ausgeschlossen worden sind. Die Brüche, in welchen derartige Steine vorkommen, sind bekannt,
es sind deren grade nicht wenige, wodurch die Zahl derjenigen Brüche, bei welchen man unter
allen Umständen sicher ist, ein durchaus wetterbeständigesMaterial zu erhalten, erheblichreduzirt
wird. Dazu kommt ferner, daß die an der linken Nheinseite gelegenen Brüche vielfach minder-
werthigenVasalt, d. h. solchen Basalt enthalten, dessen Widerstandsfähigkeitgegen Druck bedeutend
hinter der Widerstandsfähigkeit der meisten rechtsrheinischenBasalte zurückbleibt. Es wechselt
diese Druckfestigkeitzwischen1450 bis 2400 Kilogramm per HüCentimeter. Die Brüche mit
minderwerthigen Basalten sind in der Mehrzahl, während die Zahl der Brüche mit wirklich guten
Vasalten eine nicht große ist. Faßt man die Verhältnisse, wie ich sie vorhin geschilderthabe,
zusammen, indem man einerseits die Transportverhältnissc, andererseits die Eigenschaften des
Basaltmllterials in Rücksicht zieht, so wird man nichts Auffälliges darin finden, wenn ich behaupte,
daß es eine recht kleine Zahl von Bafaltindustrielleu ist, welche bei den Lieferungen eines durchaus
guten Basaltmaterillls zu Straßenzwecken nach dem Niederrhein untereinander concurriren. Es
lag somit die Gefahr nahe, daß leicht eine Preisconvention unter diesen Herren zu Stande
gebrachtwerden konnte, wie solche Conventionen in anderen Industriezweigen ja verschiedentlich
cxistiren. Unter solchen Umständen wäre es jedenfalls eine große Unterlassungssündeseitens der
Verwaltung gewesen, wenn dieselbe Ihnen den Vorschlag, einen Bruch zu kaufen und selbst zu
betreiben, um allen derartigen Eventualitäten aus dem Wege zu gehen, nicht unterbreitet hätte.
Der Ankauf eines solche» Bruches sollte durchaus auch nicht den Zweck haben, den größerenTheil
des für die Straßen am Niederrhein erforderlichenBasaltes aus demselben zu gewinnen; der
Bruch und der Nruchbetrieb sollten vielmehr lediglich als Preisregulator und dazu dienen, in
vorkommendenFällen der Verwaltung Verlegenheitenzu ersparen. Wir waren also in der Lage,
Ihnen den Ankauf irgend eines Bruches am Rheine vorschlagen zu müssen. Bevor wir dazu
übergingen, sind sämmtlicheBrüche in unmittelbarer Nähe des Rheins bereist worden. Die
Forderungen, welche für einzelne gut gelegene Brüche, welche hierbei hätten in Frage kommen
tonnen, gestelltwurden, waren geradezu exorbitant. Derjenige Bruch, der am günstigsten lag, war



205

der Petersberg und zwar deshalb, weil er in nächster Nähe eines Bahnhofs und nahe am Rhein¬
ufer gelegen war. Die Transportkosten von diesem Bruche bis in das Schiff resp, in den Waggon
sind fo gering, wie fast bei keinem anderen Bruche. Das Material des Bruches ist ein ganz
vorzügliches. Das Areal beträgt circa 53 preußische Morgen und der geforderte Preis war den
anderen uns gestelltenForderungen gegenüber ein mähiger. Es wurde Ihnen deshalb der Ankauf
des Bruches am Petersberge einpfählen. Ich komme nun zu der Frage, meine Herren, ob es in
der That richtig ist, daß die fernere Ausbeutung diefes Bruches eine Devastation des Berges
unbedingt zur Folge haben muß, wie dies die Artikel des Ncttungsucreins behaupten. Daß der
Berg nnter allen Umständen eine Veränderung erleiden wird, das ist selbstverständlich, aber das
bedingt noch lange keine Verwüstung desselben. Was Sie jetzt dort sehen, das ist für die entgegen¬
stehenden Behauptungen kein Beweis, es ist lediglich der Anfang von einein Etwas, was noch
werden foll. Wenn Sie eine Baustelle betrachten, dann werden Sie auch in dem Momente, wo
die Keller ausgehoben werden, ein Etwas sehen, was in der That nicht schön ist. Aber wenn
Sie nachher diese Baustelle betrachten, wenn dort ein schönes Gebäude sich erhebt, von Park¬
anlagen umgeben, dann werden Sie von dem ursprünglichen Ehaos nichts mehr sehen, Aehnlich
geht es auch hier. Ich möchte Sie bitten, meine Herren, die kleine Phothographie, welche der
Nettungsverein Ihnen Allen übersandt hat (Rufe: Nein), nun das bedauere ich, sie war dem kleinen,
blauen Buche beigegebcn, es ist diese kleine Photographie hier. (Redner zeigt die Photographie.)
Diejenigen Herren, welche im Besitz dieser Photographie sind, werden in dem großen, weißen
Flecke, welcher auf derfelben sichtbar ist und den Bruch darstellt, eine horizontale Trennung fast
in der Mitte des weißen Flecken finden. Dieser Strich stellt das Arbeitsplateau des Petersberger
Bruches dar. Wenn Sie mm bedenken, daß alles das, was unterhalb dieses Striches liegt,
Halden sind welche zum größeren Theile aus gutem Boden und nicht etwa lediglich aus Stein¬
gerölle bestehen, so werden Sie zugeben müssen, daß dieser gute Boden aufgeforstet und mit
Strauchwerk oder Bäumen bedeckt werden kann. Decken Sie nun den unteren Theil des weißen
Fleckens bis zu diefem Strich mit einen, Stück Papier zu, fo ist dasjenige, was dann noch
sichtbar bleibt, die Ansicht des eigentlichen Bruches, und das ist ungefähr '/» des Ganzen. Wie
leicht die unterhalb liegenden Halden sich bewalden lassen, geht aus dem Umstände hervor, daß
ich versucht habe, in diesem Sommer dort Gras zu säen, und wenn in diesen: trockenen Sommer
dort Gras gewachsen ist, was wirklich an dem war, so werden Sie zugestehen müssen, daß die
Halden sich auch aufforsten lassen. Wenn die Aufforstung stattfindet, so verschwinden mindestens
2/-, der Spuren des Vruchbetriebcs und ^ von dem, woran die Herren vor allen Dingen sich
stoßen. Es bliebe dann aber noch immer der Bruch selbst sichtbar. Ich habe zwei Photographien
aufnehmen lassen, die hier vertheilt worden sind. Von diesen Photographien ist die eine in der
Nähe von Godesberg, und die andere vi^-vis von Königswinter aufgenommen worden, während
die Photographie, welche der Nettungsverein versandt hat, von einer Bergkuppe in der Nähe des
Petersberges aufgenommen wurde. Sie werden auf der einen der von mir vertheilten Photo¬
graphie, nicht diejenige, auf welcher die Häufer zu sehen sind, im Bruch einen weihen Strich
finden der vertikal in die Höhe geht. Dieser weiße Strich ist eine Tanne, die auf unferem
Vruchterrain gewachsen ist und die eine Höhe von 13 Metern hat. Ich habe auf dem oberen
Nruchterrain diefe Stange aufstellen, und damit sie in der Photographie leicht sichtbar werden
soll, mit Kalk anstreichen lassen. Es ist das geschehen um zu zeigen, daß, wenn auf dem oberen
Plateau Bäume wachsen, die eine Höhe von etwa 10 bis 12 Meter erreichen, auch von dem
ganzen Bruch nicht die Spur mehr zu sehen fein wird, und darin, meine Herren, möchte ich den
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Beweis dafür finden, daß bei einer regelrechtenAufforstungdes Terrains nicht allein die Halden
verschwinden, sondern daß der ganze Bruch dem Auge entzogen sein wird. Es ist also die
Befürchtung gar nicht gerechtfertigt, daß hier ein Etwas vorbereitet wird, was dem heutigen
Zustande an der Woltenburg gleicht, wo weiter nichts als unabfehbare Trümmerhaufen zu sehen
sind, welche wegen der Unfruchtbarkeit des Gesteins niemals begrünt oder aufgeforstetwerden
tonnen. Als wir den Petersberger Bruch kauften, meine Herren, konnte kein Mensch das ahnen,
was später erfolgte. Der Bruch wurde früher von einem Herrn Spindler betrieben und wir
glaubten ebenso ruhig den weiteren Betrieb fordern zu können, als es der Vorbesitzer gethan hat.
Allein die Sache gestaltete sich wesentlich anders. Es wurden bald von Konigswinter, bald von
Bonn, bald von Godesberg aus Zeitungsartikel gegen den Bruchbetrieb losgelassen. Die eine
Zeitung schrieb,man habe erfahren, daß die Provinz das Siebengebirge dadurch unsichermachen
wolle, daß man den genialen Gedanken gefaßt habe, auf dem Petersberge eine Colonie Brauweiler
Eorrigenden zum Steinschlagen zu verwenden. Eine andere Zeitung machte bekannt, sie habe
vernommen, daß daselbst eine große Maschinenanlage zur Ausführung gebracht werden würde,
welche bestimmt sei, mit ungeheueremGetöse den Nasalt zu zerkleinern. Bald war es das eine,
bald das andere, wodurch die öffentliche Meinung in Unruhe verseht wurde. Da erschien am
20. Juni 1885 ein Schreiben des Rechtsanwaltes Hnmbroichaus Bonn an den Landes-Direktor,
welches die Mittheilung enthielt, daß Herr Humbroich sich im September 1884 an das
Hofmarschallamt Seiner Kaiserlichen und Königlichen Hoheit des Kronprinzen mit der Bitte
gerichtet habe, dahin wirken zu wollen, daß zum Schutz des Siebengebirges gegen die fortschreitende
Verwüstung durch den Steinbruchbetrieb durch die Initiative Seiner KaiserlichenHoheit des
Kronprinzen das sämmtlichePrivaten gehörige Areal auf Kosten des Staates, sei es freihändig
oder auf dein Wege der Expropriation erworben werde. Herr Humbroichtheilte ferner mit, daß
er auf dies fein Schreiben feitens des Herrn Oberpräsidenten der Nheinvrovinz dahin beschieden
worden fei, es könne seinem Wunsche nicht Rechnung getragen werde, weil die zu einem solchen
Ankauf erforderlichenMittel bei Weitem den Zweck, der erstrebt werde, überragen. Dann aber
auch seien es die Rücksichten auf die zahlreichenim Vruchbetriebe beschäftigten Arbeiter,welche der
Ausführung eines folchen Planes im Wege ständen. Herr Humbroich wendet sich nun an den
Herrn Landes-Direktor mit der Aufforderung, in dem von ihm angedeutetenSinne eine Abhülfe
herbeizuführen,indem er dabei bemerkt,daß der Bruch der Provinz am Petersberge doch über kurz
oder lang einem allgemein ausbrechendenSturm der Entrüstung werde weichenmüssen. Auch sei
ihm seitens einer ersten Autorität mitgetheilt worden, daß die Provinz diesen Bruch viel zu
theuer bezahlt habe. Der Landes-Direktor beantwortete dieses Schreiben, indem er den Herrn
Humbroichzu beruhigen sucht und ihn bittet, ihm die Autorität zu nennen, welche erklärt habe,
der Bruch sei zu theuer gekauft. Am 12. September 1885 beantwortet Herr Humbroichdiese
Anfrage dahin, daß es auf den Namen der Autorität gar nicht ankomme, und daß er gar nicht
beabsichtige, die Beamten, welche den Ankauf des Bruches vorgeschlagen hätten, verdächtigenzu
wollen. Unterdeß war der Sturm der Entrüstung, den Herr Humbroich prophezeit hatte, geschickt
in Scene gesetzt worden und tobte in manchen Zeitungen weiter. Am 22. April wandte sich nun
Herr Humbroich noch einmal an den Landes-Direktor, indem er demselben davon Mittheilung
machte, daß er in einigen rheinischenBlättern alle Diejenigen um Mittheilung ihrer Adressen
gebeten habe, welche sich an einer energischen Agitation gegen die Verwüstung der schönen Berge,
namentlichdes Petersberges zu betheiligenbereit waren. Er habe bereits Hunderte von Zuschriften
erhalten und ersuche auch den Landes-Direktor, sich seinen Bestrebungen anzuschließen. Dieses
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Schreiben wurde am 27. April beantwortet, und in dieser Antwort ist wohl auf den einzig
richtigen Standpunkt hingewiesen, den man der nun einmal aufgeworfenenFrage gegenüber
einnehmen kann. Ich möchte mir gestatten, wenigstens den Schluß dieser Antwort Ihnen
vorzulesen, weil wir Ihnen empfehlen möchten, den darin eingenommenenStandpunkt auch zu
dem Ihrigen zu machen. Die Antwort lautet folgendermaßen:

„Eine Agitation gegen diesen Betrieb (den Steinbruchsbetrieb im Siebengebirge)
ist __ so viel mir bekannt — erst hervorgetreten, nachdemim verflossenen Jahre die
diesseitige Verwaltung einen bis dahin von Herrn H. Spindler betriebenen Bruch
angekauft hat. Diefe Agitation richtete sich zuerst auch nicht gegen die Fortsetzungdes
Steinbruchsbetriebes, sondern gegen die vermeintlicheAbsicht der proninzialständischen
Verwaltung, eine Abtheilung Brauweiler Corrigenden nach dem Petersbeige zu ver¬
legen und dadurch das Siebengebirge angeblich unsicher zu machen. Nachdemdiese
Befürchtung als thatsächlich unbegründet diesseits widerlegt und somit gegenstandslos
geworden war, wendet man sich nunmehr gegen den Betrieb selbst. Ich würde diese

' Agitation verstehenund in einem anderen Sinne auffassen, wenn der besagte Stein¬
bruch der einzige im Siebengebirge und dessen Umgebung wäre, oder in hervorragen¬
der Weise zur Verunstaltung der Gegend beitrüge. Allein weder das eine noch das
andere ist der Fall. Unter diesen Umständen frage ich wohl nicht mit Unrecht:
Weshalb hat die Agitation sich lediglich den diesseitigen Betrieb zur Zielscheibe
gewählt, und weshalb ist dieselbe erst hervorgetreten, nachdem einzig und allein ein
Wechsel in der Person des Besitzers stattgefunden hat, während im Uebrigen die
Verhältnissedieselben gebliebensind? Die gegen den Steinbruchsbctrieb von Seiten
der Provinz allein gerichtete Agitation erscheint aber um so weniger gerechtfertigt,
als einestheils der Bruch selbst nur eine verschwindend kleine Fläche des Petersberges
einnimmt und mit den Verwüstungen der übrigen Steinbruchsbesitzergar nicht in
Parallele gestellt werden kann, und anderntheils der Bruch diesseits mit viel mehr
Schonung für die Schönheit der Gegend betrieben werden kann und betrieben wird,
wie dies von Seiten eines Privatunternehmers der Fall fein würde. Nachdemdie
ganze Agitation sich bis jetzt lediglich in unbegründeten Angriffen gegen den Betrieb
eines Bruches von Seiten der Provinz zugespitzthat, werden Sie, geehrter Herr,
gewiß nur begreiflichfinden, wenn ich Ihrer Aufforderung, den dortseitigen Bestre¬
bungen mich anzufchließen,zur Zeit nicht Folge zu leisten vermag. Anders würde
die Sache liegen, wenn die Agitation nicht ausschließlich gegen jene, im Interesse der
Steuerzahler der Provinz vorgenommenewirthschaftlicheMaßnahme gerichtet wäre,
fondern von einer breiteren, mehr Aussicht auf wirklichen Erfolg bietenden Basis
ausgehen würde. Wenn durch den Steinbruchbetrieb im Siebengebirge nämlich die
Schönheit der Gegend allzusehr leidet, und wenn zur Vermeidung dieses gewiß nicht
wünschenswerthenZustandes Beschränkungenzu treffen sind, so müssen dieselben für
alle Steinbruchbesitzerin gleichemMaße gelten. Denn was dem Einen Recht, ist
dem Andern billig, und es hat offenbar keinen Sinn, wenn die Provinz ihren
Steinbruch ruhen lassen foll und statt dessen der Nachbarbesitzerin weit schonungs¬
loserer Weise den Betrieb eines Bruches in derselben Lage aufnimmt beziehentlich
fortfetzt. Eine völlige Einstellung des Betriebes dürfte aber, wie bereits angedeutet,
mit Rücksicht auf die zahlreichenArbeiter, welche in demselben für sich und ihre
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Familie ihr Brod finden, lediglich im Interesse der Schönheit der Gegend aus¬
geschlossen sein; dieselbe ist aber auch nicht einmal nothwendig, da der Betrieb so
eingerichtet bezw. beschränkt werden kann, daß die Schönheit der Gegend nicht leidet.
Letzteres würde meines Erachtens im Wege einer Uebereinkunftder betheiligtenStein¬
bruchbesitzer oder aber, was jedenfalls schnellerzum Ziele führen würde, durch eine
landcspolizeilicheVerordnung über den Steinbruchbetrieb im Siebengebirge erreicht
werden können. Diese Verordnung würde die erforderlichen von fachverständigerSeite
aufzustellendenBeschränkungenenthalten und für alle Steinbruchbesitzermaßgebend
fein muffen. Die diesfeitige Verwaltung wird sich nicht nur allen bezüglichen Be¬
schränkungen,wie dieses bis jetzt schon ihrerseits angebahnt worden ist, gern fügen,
fondern auch, foweit sie dieses vermag, die dahin zielendenBestrebungenunterstützen.
Es würde dieses für die von Ihnen verfolgten Zwecke weit wirksamer sein, als die
Einstellung des an und für sich unschuldigenBetriebes des diesseitigen Steinbruches
am Petersberge."

Die Veröffentlichungdieses Schreibens erfolgte in einer Bonner Zeitung. Die Kölnische
Volkszeitung,welche dieses Schreiben ebenfalls abdruckte, bemerktdazu:

„Man wird diesen Ausführungen des Herrn Landes-Direktorsdurchauszustimmen
muffen. Es kann der Agitation zum Schutze des Siebengebirges nur schaden, wenn
diefelbein fo einfeitiger und ungerechterWeife gegen die Provinzial-Verwaltung sich
richtet, wie dies bisher mehrfach geschehen ist,"

Meine Herren! Das vorhin verlesene Schreibendes Landes-Direktorsan Herrn Humbroich
bezeichnet den Standpunkt, auf welchen die Verwaltung sich gestellthat und auf dem sie heute noch
steht. Wenn Beschränkungendes Bruchbetriebes im Siebengebirge zur Schonung der Schönheit
der Gegend eintreten müssen und sollen, dann dürfen diefe Beschränkungennicht lediglich der
Provinz auferlegt werden, fondern sie müsfeu allen Steinbruchbesitzerngleichmäßig auferlegtwerden.
Was würde es nützen, wenn wir unserenNetrieb jetzt einstellen? Der Nachbarbesitzer Herr Ziele,
von dem früher die Rede war, würde vor wie nach den Betrieb fördern, die Wolkenburgwürde
vor wie nach devastirt, der Stenzelberg und der Oelberg würden bleiben was sie sind. Mit der
Einstellung dieses einen Bruches würde also nichts gewonnen. Ich möchte Sie deshalb bitten,
behalten Sie den Standpunkt des Landesdirektors, wie er hier vräzisirt worden ist, bei. Die
Prefse, meine Herren, von der Herr Humbroichfagt, sie sei der Auffassung der provinzialständifchen
Verwaltung nie beigetreten, ist ihr doch beigetreten. Sie werden das finden in der Nonner
Zeitung, der Kölnischen Volkszeitunguud der Kölnischen Zeitung. Es würde bei der vorgerückten
Zeit zu lange dauern und zu sehr ermüden, wollte ich die betreffenden Artikelvorlesen. Ich muß
jedoch noch etwas bemerken. Keine von allen Zeitungen hat sich mehr bemüht einen rein objektiven,
unparteiischenStandpunkt in dieser Angelegenheit einzunehmen, als die Kölnische Volkszeitung,
was ich dankbar an dieser Stelle anerkennen will. Im April dieses Jahres nun machte der
Vorstand des Verschünerungsvereinsdes Siebengebirges, welcher nicht mit dem Verein zur Rettung
des Siebengebirges zu vcrwechfeln ist, bekannt, daß er am 10. Mai eine Generalversammlung
ahhalten werde, zu dem Zwecke, damit der Verein zu der ins Leben gerufenen Agitation gegen
die Steinbrüche im SiebengebirgeStellung nehme. Gleicherzeit wurden alle Naturfreunde eingeladen,
an dieser Versammlung Theil zu nehmen. Herr Landes-Direktor beauftragte mich, dieser
Versammlung beizuwohnen und ich kam diesem Auftrage nach. Es wird Sie interefsiren, zu
erfahren, wie es dort herging und was ich bei diefer Gelegenheiterfahren habe. Gleich zu Anfang
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und zwar bevor wir mit der Bah» auf den Drachenfels, auf dem die Versammlung stattfinden
sollte, hinauffuhren, traf ich einen Naturfreund, der uns mittheilte, er habe auch schon für diese
heilige Sache gewaltig gewirkt. Den Naturfreund, meine Herren, werde ich Ihnen oben auf der
Drachenburg bei dem Diner nochmals vorstellen. (Heiterkeit.) Als ich oben ankam, fand ich nur
wenig Personen. Es waren dort nur die Vorstandsmitgliederdes Verschönerungsvereinsund etwa
10—12 andere Herren versammelt. Das Gros der Gesellschaft, welche schließlichüber 100 Personen
anwuchs, erschien etwa eine Stunde später geschlossenunter Führung des Herrn Humbroich. Die
Vorstandsmitgliederwaren mir zum Theil persönlichbekannt. Ich traf dort auch einen Herrn,
der ein hohes Ehrenamt im Staate bekleidet und dem ich aus meiner früheren Beschäftigung
bekannt war. Da mir daran gelegen fein mußte, das Urtheil diefes Herrn über die ganze
Agitation zu erfahren und ich wußte, daß derselbe mir seine Meinung in diesem Falle nicht
vorenthalten werde, bat ich denselben,mir zu sagen, welchen Standpunkt die diesseitige Verwaltung
wohl am Besten der angefachtenAgitation gegenüber einzunehmenhaben möchte. Es wurde nur
erwidert: Ich kann wohl verstehen,daß ein solcher Bruch als Preisregulator für Sie nothwendig
ist und ich würde den Bruch, da die Provinz ihn nun einmal angekauft hat, auch nicht aufgeben.
Sorgen Sie nur dafür, daß der Vruchbetrieb das fchöne landschaftliche Bild möglichstwenig
beeinträchtigtund im Uebrigen lassen Sie die Herren nur agitiren, das wird im Laufe der Zeit
von selbst aufhören.

Meine Herren! Das war für mich eine recht beruhigende Mittheilung. Als die Ver¬
sammlung eröffnet war und der Präsident des Vereins, Excellenz von Dechen, den Geschäftsbericht
uerlefen hatte, richtete Herr Geheimrath Vredt an die Versammlung das Wort, indem er darauf
aufmerksammachte, daß, wenn es gelte, das Siebengebirge zu retten, nicht zunächst am Peters¬
berge, sondern vor allen Dingen an der Wolkenburg der Hebel anzusetzen sei. Die Wolkenburg
fei derjenige Berg, der jetzt noch den Drachenfels mit den übrigen Bergen verbinde. Er laufe
aber Gefahr, in Folge des Vruchbetriebesvollständigzu verschwinden. Wenn dies aber der Fall
sein werde, dann sei Honnef nicht mehr das, was es bis jetzt war, ein deutsches Nizza. Dann
würden die Nordweststürmezwischendem Drachenfels und den übrigen Bergen über das fchöne
Thal hinwegfegenund das herrlicheKlima vernichten, welches bis jetzt ein Segen für die ganze
Gegend gewefensei. Allein diese gewiß beherzigenswertemWorte fanden bei der Majorität der
Versammlung, welche zum überwiegend größeren Theile aus Herren der nächsten Umgegend
bestand, wenig Anklang. In seiner darauf folgendenRede vertrat Herr Nechtsanwalt Humbroich
seinen schon früher erwähnten Standpunkt. Er wollte und wünschte nur ein Vorgehen gegen den
Steinbruchbetrieb der Provinz am Petersberg. Er sprach von geheiligtenBergen, an die keine
Hand gelegt werden dürfe, von der Ehre der ganzen Provinz, welche auf dem Spiele stehe, und
ähnlichen Dingen. Ich wurde vom Vorfitzenden des Verschönerungsvereins aufgefordert, meine
Ansicht über die in Nede stehende Angelegenheitmitzutheilen. Ich kam dieser Aufforderung nach,
habe mich aber, in Würdiguug der in der Versammlung herrschenden Temperatur darauf beschränkt,
zu erklären, daß die Provinz darauf bedacht sein werde, die Wunden, welche sie dem Petersberg
schlage, auch zu heilen. Es sei die Absicht, die Halden so bald wie möglich aufzuforstenund das
obere Plateau demnächst in einen Park zu verwandeln und dann könne ja, wenn der Bruchbetrieb
eingestellt werde, der Verfchönerungsvereinevent. Erbe der Provinz werden. Herr Humbroich
erwiderte nur darauf, es genüge ihn: nicht, wenn unsere Halden mit Schweinfurter Grün — ob
der Herr für dieses Grün eine besondere Liebhaberei hat, weiß ich nicht — angestrichen würden,
es heiße hier: Hände weg von diesem Berge und wenn der ganze Petersberg von Gold wäre,
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selbst daim solle Niemand daran rühren. Ich bin, meine Herreil, der unmaßgeblichenAnsicht, daß,
wenn der Petersberg von Gold wäre, dann würde er längst verschwunden sein. Unsere Vorfahren
würden nichts davon übrig gelassen haben. Die Diskussion nahn: schließlich eine Wendung, von
welcher ich annehmen muß, daß sie dem Vorstände des Verschönerungsvereinsnicht angenehm
sein konnte, denn dieselbe drehte sich weniger um die Rettung des Siebengebirges, als, wie gesagt,
um einen Sturmlauf gegen die Provinzial-Verwaltung. Auf Vorschlag des Präsidenten von Vernuth
wurde schließlich eine Resolution angenommen, welche dahin lautete, daß der Verschönerungsverein
die Bestrebungen des zum Zweckeder Agitation zu bildenden Vereins zur Rettung des Sieben¬
gebirges billige, im Uebrigen aber an der Agitation selbst sich nicht betheiligen könne. Nach Schluß
der Debatten kam selbstverständlichdas Diner, und da trat auch der Herr, den ich nnten am
Drachenfels kennen gelernt hatte, auf und hielt eine große Rede, die damit schloß, daß er sagte:
er wünsche, daß allen denjenigen, welche die Hand an diesen Berg (den Petersberg) legen, zur
Strafe die Hände aus dem Grabe herauswachsen möchten. Meine Herren! ich wollte nicht Gleiches
mit Gleichemvergelten, sonst hätte ich Gelegenheit dazu gehabt. (Heiterkeit.)

Nachdem die Versammlung auf dem Drachenfels nur das Resultat gehabt hatte, daß
ueues Oel ins Feuer der Agitation gegossenwurde, ist die Provinzial-Verwaltung Seitens der
Bonner Zeitung und DeutschenNeichszeitungdauernd mit Entrüstungsartikeln bombardirt worden.
Sie kennen dieselben ja, meine Herren. Daß diese Agitation lediglichgegen die Provinz gerichtet
war, wird heute schwerlichJemand bestreuen. Das geht aus allen Zeitungsartikeln hervor, zumal
auch aus eiuein Schreiben des Herrn Humbroich,welches derselbeam 29. Mai 1886 als Antwort
auf das von mir verleseneSchreiben des Landes-Direktors hierher gelangen ließ. Ich werde auf
das Schreiben des Herrn Humbroichspäter zurückkommen.Es heißt in dieser Antwort: „Es ist
richtig, daß es keiner auch noch so vehementenAgitation gelingen wird, auch die Stilllegung der
übrigen Brüche im Siebengebirge zu Wege zu bringen und dahin geht unser Bestreben auch
keineswegs". Meine Herren! Eine unverhohlenereErklärung als diese ist wohl kaum zu verlangen,
denn sie besagt geradezu: wir agitiren lediglich nur gegen die Provinz. Wie aber ein Verein,
der ein solches Ziel verfolgt, sich Verein zur Rettung des „Siebengebirges" nennen kann, ist mir
unverständlich, es sei denn, daß ich annehme, der Verein fahre wissentlich und geflissentlich unter
falscherFlagge; es sei lediglichauf eine Täuschung des Publikums abgesehen. Daß man aber
eine solche Täuschung wirklicherreicht hat, ist mir aus vielen Einzelfällen klar geworden. Gar
viele derjenigen, welche laut mitgeschrieenhaben, kennen den Pctersberg nicht einmal. Ob des
erhobenenLärms sind gar Manche zugereist gekommen, haben sich das Siebengebirge angesehen,
und da nur von der Provinz und immer wieder von der Provinz und den schrecklichen Ver¬
wüstungen die Rede war, welche dieselbe verrichte, haben dieselben die Wolkenburg für den
Petersberg gehalten. Es ist mir selbst schon passirt, daß ich die Wolkcnburg ihres Namens
wegen habe in Schutz nehmen müssen, sie sollte mit aller Gewalt in „Petersberg" umgetauft
werden. Und wenn man dann den Herren den wirklichen Petersberg zeigte, sagten gar viele, wie
ist es denn möglich,daß man wegen dieser Bagatelle einen derartigen Heidenlärm schlagen kann.
(Sehr richtig.)

Auch die in der ganzen Welt vertheilteBroschüre hält sich nicht strenge an der Wahrheit.
Die darin enthaltenenBilder sind unverantwortlicheEntstellungen und auf eine Täuschung des
Publikums berechnet. VergleichenSie nur das Bild vom Petersberg mit der von mir vertheilten
Photographie und Sie werden mir Recht geben müssen.
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Ich kann Ihnen nur rathen, meine Herren, lassen Sie sich durch diese Agitation ganz
und gar nicht beirren, denn sie ist vollständig unbegründet, Sie hat auch keinen Halt mehr, denn
neuerdings greifen die Herren Agitatoren zu den schlimmsten Mitteln, wozu sie hätten übergehe»
können: sie ersuchen nämlich den Verwaltungsrath resp, den hohen Landtag, den armen Mann,
welcher außer der Provinzial-Verwaltung noch einen Bruch im Peteröberge hat, dadurch pekuniär
zu ruiniren, daß man ihm kein Material abkauft. Gleiche Aufforderungen sind auch an benach¬
barte Gemeinden, ja sogar au die Provinz Westfalen ergangen. Das nennt man aber Boy cotten,
das ist ja ein vollständig socialdemokratisches Mittel, das ist etwas, was geradezu unmoralischist.
Und wie sind die Herren mit den Beamten der Provinz umgesprungen. Was ist nicht alles
zwischen den Zeilen der Zeitungsartikel zu lesen. Und wie, meine Herren, hat Herr Humbroich
das Schreiben des Herrn Landes-Direktors, welches ich Ihnen mitgetheilt habe, beantwortet. Er
hat die ihm darin gebotene Hand barsch zurückgewiesen und zwar in einem Schreiben, datirt vom
29. Mai d. I. Dies Schreiben ist so charakteristisch, daß ich einzelne Stellen desselben verlesen muß.

Da heißt es z. B.: „Ich wage es, Ihnen einen wohlgemeintenNath zu ertheilen, so
lange es noch Zeit ist. Wahren Sie Ihre Ohre, Herr Landes-Direktor, wahren Sie die Ehre der
Provinz." — Dann heißt es weiter „ebensofest vertrauen wir, daß das eigene Ehrgefühl der
Provinzial-Verwaltung und die persönliche Ehrenhaftigkeit unseres Herrn Landes-Direktors die
Provinz vor einer solchen Schmachund Schande bewahren wird". Es bezieht sich das letztere auf
die Aeußerung des Landes-Direktors, daß der Bruch event, wieder verkauft werden würde. Nun,
meine Herren, in dem Tone geht das Schreiben weiter. So springt ein bisher wenig bekannter
Herr mit der Ehre der Provinz und ihrer höchsten Beamten um.

Nachdem die Agitation an diesem Punkte angekommenist, scheint sie am Ende zu sein,
denn sonst würde man zu solchen verwerflichenMitteln nicht greifen. Deshalb „lochte ich Sie
bitten, meine Herren, halten Sie an dem Standpunkte fest, den der Landes-Direktor in dein von
mir verlesenen Schreiben eingenommenhat und gehen Sie einfach über diese Petition zur Tages¬
ordnung über. Sie wären ja auch gar nicht in der Lage, derselbenvoll und ganz Folge geben
zu können, denn der zweite Theil derselben, worin Sie gebeten werden, die übrigen Brüche im
Siebengebirge anzukaufen,läßt sich überhaupt nicht erfüllen. Auch würde es wenig nutzen, wenn
man die Paar Brüche ankaufen wollte, denn sobald man einen Bruch gekauft hat, fängt ein
Nachbarbesitzer an einem anderen Punkte wieder einen neuen Bruch an und so würde es dauern,
bis das ganze Terrain, welches jetzt im Besitz von Privaten ist, in den Händen der Provinz wäre.
Die Petition läßt sich also gar nicht erfüllen und ich möchte Sie daher nochmals bitten, gehen
Sie über die Petition zur Tagesordnung über. (Lebhafter Beifall.)

Vice-Landtags-Marschall: Ich eröffne die Diskussion. — Der Herr Abgeordnete
Lucas hat das Wort.

AbgeordneterLucas: Zunächst möchte ich den Herrn Referenten fragen, ob nicht auch
eine Petition aus Bonn, wie die angeführte aus Königswinter,eingegangen ist. Der Herr Referent
hat derselben nicht erwähnt. Ich fühle mich deshalb zu diefer Frage veranlaßt, weil Künigswinter
zu dem Städteverbande gehört, den ich vertrete, und weil ich durch eine Deputation diefer Stadt
veranlaßt worden bin, im Sinne der Königswinterer Petition zu sprechen.

Landtags-Marschall: Herr Landesbaurath Dreling hat das Wort.
Landesbaurath Dreling: Ich kann die Frage beantworten. Die Petition ist allerdings

hier eingegangen, ich habe nur unterlassen, sie anzuführen.

27'
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Abgeordneter Lucas: Der Herr Landesbaurath hat im Wesentlichenund insbesondere
im ersten Theile seines Vortrages die Frage der Erhaltung des Siebengebirges von dem engen
Rahmen der Rentabilität eines von der Provinz betriebenen Steinbruchs heraus, behandelt. Ich
kann diese für die Ortschaften des Sicbengebirges hochwichtigeFrage nicht aus diesem beschränkten
Gesichtskreise behandeln, ich muß sie vielmehr auffassen als eine Angelegenheitvon der eminentesten
Bedeutung für die Ortschaften des Siebengebirges: Obercassel, Nhoendorf, Honnef, Königswinter
u. s. w. Diese Gemeinden haben in der neuestenZeit eine solche Frequenz von Fremden, und
es ist in Folge des dadurch hervorgerufenenVerkehrs eine große Kapital-Cirkulationdort vorhanden,
daß nach meiner Auffassungallerdings der Austrag dieser Frage von höchstem Interesse für diese
Orte ist, uud weil die Sache so liegt, ist sie für mich in der That nicht die, ob dieser Steinbruch
rentabel ist, oder ob er der Provinz eine gewisse Summe einbringt. Meine Herreu! So lang!'
ich die Ehre habe, Mitglied dieser hohen Versammlung zu sein, habe ich stets von den Rednern
bei Bewilligungen für alte Naudeukmäler den Refrain gehört: „bewilligen Sie diese Mittel im
Interesse unserer schönen Provinz". Run, diese Geldmittel sind dann hier in weit höherem Maße
bewilligt worden, als die Betriebsüberschüssedes Bruchs am Petersberge sich stellen; man hat sie
bewilligt im Interesse der Kunst. Mir steht aber hoher als alles, was Menschenhandund was
die Kunst hervorgerufen hat, das Werk des Schöpfers, der dieses herrliche Gebirge in unsere
Provinz hineingestellt hat zur Erholung der leidenden Menschenkinder,zur Erfrischung der im
Kampfe um das Dasein Ermatteten. Wenn man hohe Summen für alte Baudenkmäler ausgicbt,
fo glaube ich, daß man wohl auch für die Erhaltung des Siebengebirges ein Opfer bringen kann,
und ich halte es für ein Pflicht der Vertreter der Provinz, daß Sie, meine Herren, Mittel und
Wege zur Abhülfe der dort eingetretenenUebelständesucheu helfen.

Der Herr Lcmdesbaurath hat weitläufig ausgeführt, daß eiue Agitation entstanden sei;
er hat fortwährend von der Presse gesprochen,die die Agitation verbreitet hat. Ja, meine
Herren, wenn man von der Güte einer Sache überzeugt ist, so wendet man sich eben an die
Presse, und wenn man gegen Uebelständeeine Abhülfe schaffen will, so bildet man einen Verein.
Wenn alles das, was von den Petenten vorgebracht wird, so unbedeutendist, so hat der Herr
Landesbaurath, wie ich meine, einen sehr großen Aufwand von Gründen hier vorgebracht, um
eine kleine Sache zu widerlegen. Diese Sache ist eben nicht klein, unter dem Aufruf des Vereins
stehen Namen von Männern des besten Klanges, aus allen Städten der Provinz. Ich will Sie
nicht mit Namensnennungen ermüden, ich will nur einen Namen anführen, Herrn von Dechen,
der das Siebengebirge durch seiu wissenschaftliches Werk erschlossen hat und dem in den nächsten
Tagen von den Bewohnern des Siebengebirges für seine Theilnahme ein Fest gegeben werden
soll. Außerdem sind in der Provinz Männer dem Aufruf beigetreten, die zu hoch stehen, als
daß sie der Herr Landesbaurath mit seinemSpott über die Agitation begeifern könnte. (Unruhe.
Rufe: Oho!)

Der Herr Landesbaurath hat sich veranlaßt gesehen, in einer Weise, die ich wirklich
sonderbar halte, über eine Unterredung, die er am Fuße des Drachenfelsen mit irgend welchen
Leuteu gehabthat, uns hier etwas vorzutragen. Meine Herren! Diese Art und Weise . . .

Vice-Landtags-Marfchall (den Redner unterbrechend): Ich ersuche den Herrn
Redner, sich innerhalb der hier gebräuchlichen Schranken zu halten.

AbgeordneterLucas: Ich glaube nicht, daß ich irgend eine unparlamentarischeAeußerung
gethan habe; (Stimmen: Begeifern.) ich glaube, daß ich in dieser Weise zu sprechendie Berechtigung
habe. Ich finde es namentlich unerklärlich,daß man eine Unterhaltung bei einer Zusammenkunft
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mit irgend einem Naturschwärmer,wie der Herr Landesbaurath sich ausdrückte, hier aufbauscht,um
die Agitation, wie sie besteht, mit Spott zu behandeln. Meine Herren! eine Koalition ist auch
nicht vorhanden. Ich habe heute die Ehre gehabt, die hervorragendstenLeute aus Königswinter
in meinem Hause zu sehen, die nichts mit den Steinbrüchen zu thun haben, weder mit dem Basalt,
noch mit dem Trachit, es waren Gemcinderäthe, die nur ein Interesse an der Erhaltung des
Siebengebirges leitete, diese Männer haben nicht allein in einen: Orte, sondern in einer großen
Zahl von Ortschaftenunserer Provinz Zustimmung gefunden. Meine Herren! Die Agitation gegen
die Verwüstung oder gegen die Verunstaltung des Siebengebirges datirt auch nicht von heute,
sondern besteht schon seit längerer Zeit. Der Herr Obervrasident verfügte schon unter dem
21. October 1884 in dieser Sache; eine Abschriftliegt mir vor, darin heißt es:

„Es ist zur Sprache gebracht, daß verschiedene Bergkuppen des Siebengebirges durch
Anlage und den immer weiter sich ausdehnendenBetrieb der Steinbrüche verunstaltet
würden, und gleichzeitig ist der Wunsch ausgesprochen,um das Siebengebirge in seiner
Schönheit zu erhalten, durch geeignete Maßregeln der weiteren Verwüstung und Zer¬
störung der Berge Einhalt zu thun."

Weiter habe ich auch nichts gefordert.
Der Herr Oberpräsident der Nheinprovinz hat hierüber von der Königlichen Negieruug

in Köln Bericht erfordert, und um diesen Bericht erstatten zu können, werden Ew.
Hochwohlgeborenbeauftragt, einen Nachweis der Steinbrüche an uns einzureichen,
welche gegenwärtig in dem Siebengebirge als Tagbau betrieben werden."

Diese Verfügung ist von der Köuiglichen Regierung zu Köln an den Landrath des
Siegkreises gerichtet worden. Sie sehen daraus, daß die Behörde selbst ihre Fürsorge der Sache
widmen wollte.

Ich muß noch einige Punkte, die der Herr Landesbaurath berührt hat, besprechen.
Er hat u. A. von der Wolkenburg gesprochen. Nun, meine Herren, die Wolkenburg beweist
eben wie die Kalamität auf die Dauer werden wird. Er hat ferner gesagt: warum haben die
Herren diese Agitation nicht früher angefangen, fondern erst jetzt, nachdem die Provinz einen
Steinbruch erworben hat. Ich antworte: viele Tropfen höhlen den Stein. Endlich ist einmal
die allgemeine Entrüstung über diese Verunstaltung des Siebengebirges erwacht; früher war es
Vielleichtauch nicht fo schlimm, wie es in der neuesten Zeit während der letzten 10 Jahre
geworden ist. Meine Herren! Eine ganze Reihe von Dingen, die vorhin ausgeführt wurden,
wäre noch zu widerlegen, Sie werden aber begreifen, daß ich in diesem Augenblick,nachdem
unsere Verhandlungen so lange sich ausgedehnt haben, nicht »och in weitläufigen Erörterungen
weiter auf die Frage eingehen kann, ich glaube aber, daß, wenn die Sache einem Ausschuß über¬
wiesen wird, noch Zeit und Gelegenheit sich bieten wird, über dieselbe im Einzelnen zu sprecheu-
Meiue Herren! Niemand kann mehr als ich es beklagen,wenn, was ich ja nicht bezweifelnwill,
gegen den Herrn Landes-Direktor,wie wir aus dem Schriftenwechselgehört haben, von Seiten
eines Mitgliedes des Vereins Redensarten und Sätze gebrauchtworden sind, die sich nicht ziemen
und nicht passendwaren. Maßvoll vorgehen, das weiß ich aus langer Erfahrung, ist in einer
solchen Agitation das zweckmäßigste.Wenn die Verwaltung über das Ungehörige entrüstet ist,
so muh ich anderseits hervorheben, daß die Sache eine eminente Bedeutung für die Orte hat,
welche nicht verdienen, in abfälliger Weise behandelt zu werden, und daß man auch auf der
Seite von welcher das Referat erstattet worden ist, Maß hätte halten sollen. Warum so zornig
die Sache behandeln? (Oho!)
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Meine Herren! Sie können oho rufen, aber ich habe dies Gefühl gehabt, und aus
meinem Gefühl heraus habe ich gesprochen. Ich will keinen Antrag stellen, daß der Bruch jetzt
gleich aufgegeben werden soll, aber ich glaube, richtig wäre es, wenn die Provinz die Angelegenheit
nicht als eine Bagatelle behandelte, denn es handelt sich hier in der That um eine große und
hohe Sache.

Vice-Landtags-Marfchall: Der Herr AbgeordneteHoffmann hat das Wort.
AbgeordneterHoffmann: Meine Herreu! Die Zeit ist zu weit vorgeschritten,um diese

Materie noch eingehenderzu behandeln; ich glaube auch, sie ist in genügender Weise von beiden
Seiten behandelt worden. Als Vertreter der Stadt Bonn, die außerordentlich lebhaft bei der
Sache interessirt ist, glaube ich indeß die Bitte an Sie richten zu sollen, daß Sie den Antrag
der Petenten, unter denen die höchsten Namen der Provinz — insoweit muß ich dem Herrn
AbgeordnetenLucas vollständig Recht geben — sich befinden, nicht in den Papicrkorb werfen.
Ich glaube, meine Herren, es ist Niemand hier, der nicht für die Schönheit des Sicbengebirges
fchwärmtc, es wird aber auch kaum Jemand hier fein, der den Betrieb des Steinbruches, der
uns 75 000 M. gekostet hat, einstellen möchte. Meine Herren! Wenn es den Petenten gelingen
sollte, die Privatbesitzer zu veranlassen, ihren Betrieb einzustellen, dann, meine Herren, glaube ich,
könnte die Provinz als solche wohl das Gleiche thun. (Sehr richtig!)

Ich glaube also, den Antrag stellen zu sollen:
„Der hohe Provinzial-Landtag wolle seine Sympathie für die anerkennuugswerthen
Bestrebungen der Petenten aussprechenund erklären, den Betrieb der von der Provinz
erworbenen Steinbrüche am Petersbergc einzustellen, sobald es den Petenten gelingt,
dem Privatabbau des Siebcngebirges Einhalt zu thun."

Vice-Landtags-Marfchall: Der Herr Lcmdes-Direktorhat das Wort.
Landcs-Direktor Klein: Meine Herren! Ich will Sie bei dieser vorgerückten Stunde

nicht lange aufhalten, fondern mich auf wenige kurze Bemerkungenzu dieser vielfachim Laufe
des Sonnners in der Presse ventilirten Angelegenheitbeschränken. Die Ihnen, meine Herren,
vorliegende Angelegenheit hat zwei Seiten, eine wirthschaftlicheund eine zweite, welche ich die
ideale oder ästhetische nennen möchte. Beide Seiten sind ausreichendbeleuchtet worden. Die eine
von Herrn Landesbaurath Dreling und die andere von dem Herrn AbgeordnetenLucas. Herr
Dreling hat Ihnen die Nothwendigkeitdes Besitzeseines so günstig gelegenenSteinbruches für
die Provinz in überzeugender Weise dargelegt. Ich kann diese Ausführungen im Allgemeinen
nur bestätigen und denselben als persönliche Ansicht nur noch hinzufügen, daß wir alsbald nach
der Außerbetriebsetzungunseres Steinbruchs, sowie der übrigen Brüche im Siebengebirgc, nicht
unerheblicheMehrforderungen für den KubikmeterBasalt zu gewärtigen haben. Die Preise für
guten Basalt verfolgen gegenwärtig fchon eine steigende Richtung. Ein Hauptlieferant hat noch
in der letzten Zeit, als die Wogen der Agitation gegen den Steinbruchbetrieb im Siebengebirge
besonders hoch gingen, seine Verträge zum 1. Januar k. I. gekündigt,vielleicht um von der dem¬
nächst eintretenden günstigenConjunktur profitiren zu können; derselbeschrieb uns, wenn wir ihm
1 M. 50 Pf. pro KubikmeterBasalt mehr gäben, so würde er weiter liefern; 1 M. 50 Pfg.
Aufschlag pro Kubikmeter bedeutet aber für die gesammten Lieferungen nach dem Unterrhein,
welche dem einmal einem Lieferanten bewilligten Aufschlage bald folgen werden, im Ganzen
jährlich 75 000 M. Mehrkosten,so daß wirthschaftlichdie Provinz bei der vorliegenden Sache
allerdings in ganz bedeutendemMaße interessirt ist. Es handelt sich für uns weniger um die
Ucberschüsfc, welche die Provinz bei dem eigenen Steinbruchbetricb erzielt, als vielmehr darum,
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daß wir einen Preisregulator in unseren Händen haben, daß wir in dein gegebenenAugenblick,
wo dieses in Folge zu hoher Preisforderungcn nöthig wird, mit unserem eigenen Bruche eintreten
können. Deshalb können wir auch nicht uns mit einem solchen Bruch nach dem Westerwald oder
nach der Eifel verweisen lassen, weil uns das Produkt, von dort bezogen, 2 bis 3 M. mehr
Transportkosten verursachen würde, als jetzt. Andererseits verkenne ich aber auch nicht die
Bedeutung der idealen oder ästhetischen Seite der Sache, wie dieses aus meinem vorhin verlesenen
Schreiben an Herrn Rechtsanwalt Humbroichgewiß zur Genüge hervorgeht.

Es hat in dieser Hinsichtaber in der Presse eine ganz unerhörte Uebertreibung statt¬
gefunden und ich möchte annehmen, daß Manche, welche sich der so laut proklamirten öffentlichen
Entrüstung anschließen,den richtigen Sachuerhalt, ja möglicher Weise die Stelle, an welcherunser
Bruch sich befindet, nicht einmal kennen. Man sieht im Siebengcbirge große Verwüstungen und
schließt uun, das müsse dasjenige sein, worüber in der Presse so vieles geschrieben werde. Der
Bruch am Pctersberge ist in der That nicht so schlimm,wie behauptet wird, derselbe wird, wie
dieses Herr Dreling ja ausgeführt hat, nach einigen Jahren vollständig durch angepflanzte
Sträucher und Bäume verdeckt seiu und der Schönheit der Gegend keinerlei Einbuße thun.

Hinsichtlich des diesseitigenBruches am Petersberge möchte ich eine Thatsache besonders
hervorheben, eine Thatsache, welche in der Presse und in den vorliegenden Petitionen mit
Stillschweigen übergangen wird, eine Thatsache, über welche ich Herrn Lucas hier um nähere
Aufklärungbitten möchte. Der Bruch am Pctersberge ist während längerer Zeit vor dem Verlaufe
an die Proviuz iu Betrieb gewesen; wir haben den Bruch nicht eröffuet, wir habeu die
Nremsbahu uicht angelegt, die Halden nicht aufgeschüttet,über welche nach Angabe des Herrn
Humbroichdie ganze gebildeteWelt jetzt entrüstet ist, sondern alles das war vorhanden, als wir
den Bruch kauften. Wie ist es nun zu erklären, daß von den: Sturm der Entrüstung, welcher
jetzt so laut tobt, vor dem Verkaufe an die Provinz sich nichts gezeigt hat, ja, daß nicht einmal
das leiseste Säuselu dieses Sturmwindes damals in der Presse verspürt worden ist? Alle Welt
hat damals geschwiegen. Haben die Vater der Stadt Bonn, die Väter von Königswinter und
Honnef, die Netter des Siebengebirges etwa geschlafen? (Stimmen: Ja!) Nun, so mögen sie
auch die Folgen tragen. (Bravo!) Wenn nur die Hälfte von dem richtig ist, was man jetzt
sagt uud in der Presse behauptet, so hätten die Herren damals, als der Bruch eröffnet und
in Betrieb genommenwurde, ihre Stimme in der Presse erheben müssen und ich bezweifele, daß
alsdann die Provinz den Bruch gekauft hätte; wenigstens würde ich gerathen haben, uns in
jenen Streit nicht zu verwickeln. Was wäre aber geschehen, wenn wir nicht gekauft hätten?
Dann würde der Bruch heute in den Händen eines Holländers oder eines andern Privatbesitzers
sich befinden, welcher denselben ohne weitere Rücksichtnahmeauf die Schönheit der Gegend in
seinem Privatinteresse weiter ausbeuten würde. Ich glaube nun, daß wir in diesem Falle von
der ganzen Entrüstung über die Verletzung der Ehre der Provinz eben so wenig hören würden,
wie dieses vor dem Verkaufe des fraglichen Bruches au die Provinz der Fall gewefcnist. Dieser
Fall legt gewiß die Frage nahe, weshalb hat denn der Ankauf des mehr gedachten Bruches
seitens der Provinz die Gemüther so erregt? Sind wir etwa schlimmer als Andere? Wird
denn vollständigübersehen, daß wir die weitgehendste Rücksicht auf die Erhaltung der Schönheit
der Gegend nehmen, daß wir bereits begonnen haben, die Halden aufzuforstenund den Bruchbetrieb
auf das äußerste Maß einzuschränken? Letzteres ist sofort geschehen, nachdemdie Unternehmer zu
de» früheren Preifen wieder liefern, und wir sind nur da, wo die Submissionen höher ausfielen,
als früher, mit dem eigenen Material eingetreten. Wenn die Herren in Königswinter und
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Umgegendsich so sehr für den Petersberg interessiren, so mögen sie dafür sorgen, daß die Unter¬
nehmer uns gutes Material zu den früheren Preifen liefern, damit wir nicht genöthigt sind,
unseren Bruch zu betreiben.

Ich wende mich nun zu den Anträgen, welche der Nettungsverein an den Provinzial-
Landtag gerichtet und denen die Stadt Künigswinter sich angeschlossen hat. Ich muß gestehen,
daß die Petenten sich die Sache sehr leicht gemacht haben. Dieselben sagen einfach: Provinz,
stelle den eigenen Steinbruch still, erwirb gleichzeitigdie anderen Brüche unter der Hand oder
im Wege der Expropriation und setze dieselben ebenfalls außer Betrieb, dann ist das Sieben¬
gebirge gerettet. Ja, meine Herren, wenn dieses Alles geschieht,ist allerdings die Frage gelüst
und das Siebengebirge kann zum heiligen Hain erklärt werden, aber man hat nicht gesagt,
wer das Geld dazu hergeben soll? In der letzterenFrage liegt aber der springende Punkt
der ganzen Angelegenheit. Der freiwillige Ankauf, oder gar die Expropriation der fämmtlichen
Steinbrüche in dem Siebcngebirge ist eine Sache, welche nach Hundertaufenden von Mark
sich berechnet und da ist gewiß in erster Linie die Frage am Platze, wo das hierzu erforder¬
liche Geld hergenommen werden foll. Ich weiß diefe Frage nicht zu beantworten. Der
Ständefonds ist bis zum 1. April 1888 bereits wit Bewilligungen belastet; die Dotationsrente
gestattet die Verwendung zu dem angeregten Zwecke nicht, dieselbe gestattet nur die Leistung von
Zuschüssenfür Vereine, welche der Kunst und Wiffenfchaft dienen, desgleichen für öffentliche
Sammlungen, welche diese Zwecke verfolgen, Erhaltung und Ergänzung von Landesbibliothekcn,
Unterhaltung von Denkmälern. Nun hat man zwar gefügt, das Siebcngebirge sei auch ein
Denkmal, welches erhalten werden müsse. Ja, meine Herren, wenn wir eine solche Deduktion
gelten lassen und solche Denkmäler unterhalten wollen, dann werden wir in unserer Provinz mit
der spärlichen Dotationsrente nicht weit kommen, denn, was wir in dem Siebengebirge heute
thun, müssenwir morgen, meine ich, auch an der Mosel, an der Ahr, an der Nahe und den
übrigen Flüssen thun, deren Anwohnern die dortigen Berge eben so lieb und werth sind, wie
den Bewohnern von Königswinter, Godesberg, Bonn :c., das Siebengcbirge und Sie, meine
Herren, stehen als Vertretung der ganzen Provinz der einen Gegend so nahe, wie der anderen.

Abgesehenvon der Frage der Zuläfsigkeit der Verwendung zu solchen Zwecken ist ferner
in Betracht zu ziehen, daß die Dotationsrente gesetzlichmit solchen Verpflichtungenbereits belastet
ist, daß dieselbe zu deren Erfüllung nicht einmal ausreicht. Hieraus folgt, daß, im Falle Sie den
Anträgen des Nettungsvereins entsprechenwollten, die hierzu erforderlichenGeldmittel nur im
Wege einer neuen resp, der Erhöhung der bestehenden Provinzialumlage beschafft werden könnten.
Es fragt sich nun zunächst,ob dieses gesetzlich statthaft ist. Diese Frage kann nur verneint werden.
Nach der zur Zeit bestehenden Provinzial-Verfassung steht nämlich dem Provinzial-Landtage keines¬
wegs das unlimitirte Recht zu, für beliebige Zwecke Provinzialumlage ausfchreiben zu können,
fondein es ist dieses Recht nur im Wege von Spezialbestimmungenfür genau vorgefehene Zwecke
verliehen worden. Diese Zweckesind »,) Kosten des Provinzial - Landtages und der ständischen
Verwaltung, l») Kosten des Landarmenwesens, o) Kosten des Irrenwesens und ä) Kosten der
Straßenverwaltung. Unter diese Zwecke läßt sich die Erhaltung der landschaftlichen Schönheit des
Siebengebirges allerdings nicht subsummiren.

Allein, wenn das hervorgehobenegesetzlicheBedenken auch nicht bestände, so würde ich
doch dringenddavor warnen, für die bloßen Zwecke der Erhaltung der Schönheit einer Gegend die
Eteuerkraft der Provinz in Anspruchzu nehmen.

Wenn hier geholfen werden soll, so muß dieses auf anderem Wege gefchehen. Zunächst
scheint es nur denn doch Sache des Vereins, also Derjenigen zu sein, welche sich für das Sieben-
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gebirge besonders interessiren, Geldmittel zu sammeln und selbst herzugeben. Mit großartigen
Phrasen, mit einer Mark Beitrag und mit Petitionen an BeHorden läßt sich der Zweck nicht
erreichen, sondern die Sympathie mutz sich hier thatsächlich durch Geldovfer bekunden.

Dann müßten zweitens die Städte, welche den Bestrebungen des Rettungsvereins sich
anschließen, anstatt Petitionen an den Landtag zu richten, ihrerseits gehörige Geldmittel für die
Erreichung der hier fraglichen Zwecke bewilligen und erst dann, wenn der Verein im Wege der
freiwilligen Sammlung eine ordentliche Summe zusammengebracht, wenn die großen und kleinen
Städte am Nheine durch Bewilligungen größerer Beträge ein Interesse für die Einstellung des
Steinbruchbetriebes im Siebengebirge bekundet hätten, dann erst würde meines Erachtens der
Zeitpunkt gekommen sein, an die Provinz heranzutreten und von ihr die Außerbetriebsetzung des
eigenen Bruches sowie höchstens einen Beitrag zum Ankaufe der übrigen Brüche zu verlangen.

Heute aber, wo von all dem nichts geschehenist, würden Sie meines Erachtens mit einer
neuen Umlage für die von dem Rettungsvereine angeführten Zwecke in der Provinz fchlimme
Erfahrungen machen. Ich glaube nicht, daß Sie die allseitige Zustimmung hierzu finden würden,
welche der Nettungsverein unterstellt, ich befürchte vielmehr, daß die Erhebung einer Steuer für
folche blos der Annehmlichkeit dienenden Zwecke wie ein kalter Wasserstrahl auf die erhitzten
Köpfe, felbst in Bonn und Umgegend wirken, und daß sich in der ganzen Provinz über einen
solchen Beschluß ein weit größerer Unwille erheben würde, als dieses angeblich über unseren
Steinbruchbetrieb am Petersberge der Fall sein soll.

Unter diesen Umständen werden Sie, meine Herren, über die Anträge des Nettungsvereins,
sowie der Stadt Königswintcr, nach meiner Ansicht nur zur Tagesordnung übergehen können.

Es ist weiter noch angeregt worden, ob denn nicht wenigstens der diesseitige Steinbruch
am Petcrsberge still gelegt werden soll. Ich glaube indessen, meine Herren, daß es kaum noch
einer Ausführung darüber bedarf, daß eine folche Maßregel lediglich einen Schlag ins Wasser
darstellen würde. Dieselbe würde die Provinz wirtschaftlich fchädigcn, ohne daß damit ein
wesentliches Resultat für die Erhaltung der Schönheit des Siebengebirges erreicht wäre. Was
foll es nutzen, wenn wir den Bruch still stellen und der Nachbar bricht ruhig weiter und dasselbe
geschieht in den übrigen Theilen des Siebengebirgcs. Es wäre dieses eine halbe Arbeit, welche
der Provinz nicht zugemuthet werden kann.

So lange der Steinbruchbetrieb im Siebengebirge überhaupt nicht stillgestellt werden
kann — eine Voraussetzung, welche zur Zeit in keiner Weise gewährleistet ist, erübrigt nur, daß
wir so verfahren, wie Herr Landes-Baurath Dreling angegeben hat, d. h. daß wir unferen Bruch
in einer Weife betreiben, welche alle Befürchtungen hinsichtlich der Schönheit der Gegend ausräumt.
Man sollte, meine ich, zuerst doch abwarten, ob Herr Dreling dieses Ziel erreicht, was sich ja in
nicht zu langer Frist zeigen wird. Gelingt dieses, so ist die glücklichsteLösung zwischen den wirth¬
schaftlichen und ästhetifchen Interessen gefunden und wir haben ein Vorbild gewonnen, nach welchem
die übrigen Steinbruchbesitzer sich nicht blos im Siebengebirge, sondern am ganzen Nheinufer
richten können.

Wenn der Herr Abgeordnete Lucas sich über den etwas scharfen Ton in den Ausführungen
des Herrn Lcmdes-Vanraths Dreling beklagt hat, möchte ich den verehrten Herrn Abgeordneten
doch daran erinnern, wie es den ganzen Sommer über in der Presse hergegangen ist, welche
Angriffe gegen die Beamten der Provinz geschleudert und in welcher Weise gerade Herr Dreling,
welcher die Vorschläge zum Ankauf des Bruches gemacht hat, blosgestellt worden ist. Es liegt mir noch
m, Zeitungsartikel vor, in welchemdie Beamten in der schwerstenWeise angegriffen werden, Angriffe,
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welche uns die Frage nahe gelegt haben, ob wir dagegen nicht den Schutz des Staatsannmltes
nachsuchensollten. Wenn man so behandelt wird, dann ist es schwer, gelassen und ruhig zu bleiben.

Endlich den Antrag des Herrn Abgeordneten Hoffmann anlangend, so glaube ich
zunächst nicht, daß Sie, meine Herren, ohne den Provinzial-Verwaltungsrath und die Beamten
bloszustellen,Sympathien sür einen Verein, welcher in solcher Weise vorgegangen ist, wie dieses
von Herrn Dreling und mir soeben geschildert worden ist, aussprechenkönnen.

Was hat der Verein denn bis jetzt gethan und geleistet, abgesehen von den Agitationen
in der Presse, Er hat nicht einmal die 30 000 M. aufgebracht,um den Nachbarbruchvon Zielte,
welchernach Angaben des Vereines in diesem Frühjahre subhastirt wurdeu ist, anzukaufen. Das
wäre doch, meine Herren, die erste Voraussetzung gewesen, welche für die Außerbetriebsetzung
unseres Bruches hätte geschaffen werden müssenund auch mit Leichtigkeithätte geschaffen werden
können, wenn die Behauptung von den Tausenden und aber Tausenden, welche mit den Bestrebungen
des Vereins fninpathisiren sollen, richtig wäre.

Dem eigentlichenKerne des Antrages Hoffmann aber würde ich nicht widersprechen, weil
ich der Ansicht bin, daß im Falle alle übrigen Brüche im Siebengebirge still gelegt werden,
alsdann auch die Provinz nicht zurückbleibendarf und ich glaube, meine Herren, daß Sie alle
diefer Ansicht zustimmenwerden. Ob Sie dieses aber, wie Herr Hoffmannwünscht, noch besonders
aussprechenwollen, stelle ich anheim.

Zum Schlüsse möchte ich, meine Herren, noch dem aufrichtigenWunscheAusdruckgeben,
daß die Verhandlungen über die vorliegende Frage dazu beitragen mögen, über die in der öffent¬
lichen Meinung so lebhaft ventilirten Fragen mehr Klarheit zu verbreiten und damit übertriebenen
Befürchtungen auf der einen, und unerfüllbaren Hoffnungen auf der anderen Seite ein festes Ziel
zu setzen. Dieses wird geschehen, wenn Sie über die gestellten Antrage zur Tagesordnung über¬
gehen und möchte ich Ihnen deshalb auch nicht die Anträge des Herrn Lucas empfehlen. Diefelben
tonnen zu Nichts führen, als Hoffnungen zu erregen, deren Erfüllung ausgeschlossenerscheint.
Ich bin, wie gesagt, für eine definitive Entscheidungder Sache, welche zum Beschlussereif ist
und bitte ich deshalb nochmals diese definitive Entscheidungzu treffeu. (Lebhaftes Bravo!)

Vice-Landtags-Marschall: Es ist von dem Grafen Spee ein Antrag auf Schluß
eingebrachtworden. Zum Worte haben sich noch gemeldetGraf Beißel und Freiherr von Loe.
Ich bringe den Antrag auf Schluß zur Abstimmuug. Diejenigen Herren, welche den Antrag auf
Schluß annehmen wollen, bitte ich, sitzen zu bleiben. (Geschieht.)

Der Antrag auf Schluß ist angenommen. Zur Geschäftsordnunghat Herr Graf Beißel
das Wort.

AbgeordneterGraf von Beißel: Der Herr AbgeordneteLucas hat vorhi« den Wunsch
ausgesprochen,dem Ausschuß, in dem die Petition des Vereins zur Rettung des Siebengebirges
berathen werden wird, zugetheilt zu werden. Ich mochte den Herrn AbgeordnetenLucas bitten,
morgen Nachmittag um 5 Uhr sich zu der betreffenden Ausschußsitzungeinzusinden. Eventuell
würde ich auch Herrn Hoffmann bitten, dem II. Ausschusse beizuwohnen.

Vice-Landtags-Marschall: Se. Durchlaucht Fürst zu Wied hat das Wort zur
Geschäftsordnung.

Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich glaube, es ist am besten, wir gehen jetzt nicht zu
irgend einer Abstimmung über, sondern verweisendie ganze Sache an den Ausschuß,damit dieser
die Sache erst bearbeite.

Vice-Landtags-Marschall: Der Herr AbgeordneteLucas hat das Wort.
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